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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser!

Das Umfeld schwieriger internationaler Finanzmarktverhältnisse spiegelte sich auch 
weiterhin in den Statistiken der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB) wider. Die 
Bilanzsumme der heimischen Kreditinstitute ging bis zum Ende des dritten Quartals 2009 
sichtlich zurück, wofür zu einem großen Teil das Zwischenbanken geschäft im In- und 
Ausland verantwortlich war. Gleichzeitig sank die Kreditvergabe an Private Haushalte 
und vor allem an Nichtfinanzielle Unternehmen. Dennoch verbesserte sich das unkonsoli-
dierte Betriebsergebnis der in Österreich tätigen Banken für die ersten drei Quartale 2009 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 2008.

Das vorliegende Heft „Statistiken – Daten & Analysen Q1/10“ beschäftigt sich
neben den skizzierten Entwicklungen auf dem österreichischen Finanzmarkt mit der Vor-
stellung von zwei Einzelstatistiken und enthält den regelmäßig erscheinenden Beitrag über 
die Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft.

Im Analyseartikel über die „Eigenmittelerhebung“ der österreichischen Kreditinstitute 
wird das aufsichtsrechtliche Risiko der österreichischen Bankkonzerne dem Risiko der
Einzelinstitute gegenübergestellt. Dabei wird eine Aussage über die Risikosituation
getroffen, die einerseits das Kreditinstitut in einer isolierten Betrachtung und andererseits 
das Kreditinstitut als übergeordnete Mutter von in- und ausländischen Tochterinstituten 
in den Fokus der Analyse rückt.

In unserem regelmäßigen Beitrag über die Österreich-Ergebnisse der euroraum-
weiten Umfrage über das Kreditgeschäft zeigt sich, dass sich die Refinanzierungsbedin-
gungen der österreichischen Banken, die zwei Jahre lang durch die Finanzkrise beein-
trächtigt waren, im vierten Quartal 2009 leicht verbessert haben. Zu dieser Verbesserung 
des Zugangs der Banken zu großvolumigen Finanzierungen trugen laut Aussage der
befragten Kreditmanager auch die staatlichen Unterstützungsmaßnahmen für die Banken 
bei. Im Firmenkundengeschäft blieben die Kreditrichtlinien im vierten Quartal 2009 zum 
zweiten Mal in Folge unverändert. Auch im Privatkundengeschäft blieben die Standards 
konstant.

Ein weiterer Beitrag beschäftigt sich mit der neuen Statistik zu Auslandsunternehmen, 
die in Kooperation von OeNB und Statistik Austria entstanden ist. Untersuchungsgegen-
stand sind die österreichischen Firmen, die unter ausländischer Kontrolle stehen, bzw. jene 
Unternehmen im Ausland, die von inländischen Unternehmen kontrolliert werden.

Wie gewohnt ergänzen verschiedene Kurzberichte sowie das ausführliche aktuelle
Datenset das vorliegende Heft. Wir hoffen, Ihnen mit dieser Ausgabe von „Statistiken – 
Daten & Analysen“ wieder interessante Informationen zur österreichischen Finanzwirt-
schaft zu liefern und wollen Sie darauf hinweisen, dass alle Artikel und Tabellen sowie 
weitergehende Tabellensets und unsere „Dynamische Daten-Abfrage“ auch elektronisch auf 
der Homepage der OeNB unter http://statistik.oenb.at zum Download zur Verfügung
stehen. 

Sollten Sie Fragen zum Datenangebot der OeNB haben, wenden Sie sich bitte an
unsere Statistik-Hotline, 01/40420-5555 oder statistik.hotline@oenb.at. 

Das nächste Heft „Statistiken – Daten & Analysen Q2/10“ erscheint Ende April 
2010.

Aurel Schubert
Gerhard Kaltenbeck
Michael Pfeiffer
Eva-Maria Springauf
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Anhand quartalsmäßig erhobener un-
konsolidierter Geschäftsstrukturdaten 
(VERA A1a) wird die Entwicklung der 
Einlagenstände von inländischen Nicht-
banken in den ersten drei Quartalen 
2009 beschrieben.

842 in Österreich meldepflichtige 
Banken übermittelten ein Einlagen-
volumen von 276,89 Mrd EUR. 

Dieses teilte sich prozentuell auf die 
folgenden Kategorien auf: 57 % Spar-
einlagen (Einlage dient nicht dem Zah-
lungsverkehr und bedarf einer beson-
deren Urkunde), 13 % Termineinlagen 
(Einlagen mit einer Bindungsfrist) und 
30 % Sichteinlagen (jederzeit verfüg-
bare Einlage). Zum Jahresende 2000 
lag der Spareinlagenanteil an allen Ein-
lagen noch bei 68 %. Die Spareinlagen 
erfuhren in den letzten Jahren eine ab-
nehmende Bedeutung, die Ende Sep-
tember 2008 zu einem Tiefststand 
(54,8 % Anteil) führte. Seit diesem 
Zeitpunkt konnte aufgrund unsicherer 
Finanzmärkte wieder ein kontinuier-
licher Zuwachs verzeichnet werden 
und die Spareinlagen blieben die be-
deutendste „Sparform“. Ende Juni 2009 
(halbjährliche Erhebung) wurden rund 
24 Millionen Spareinlagekonten gemel-
det, das heißt im Durchschnitt besitzt 
jeder Österreicher fast drei Sparbücher. 
Weiters waren rund 9,4 Millionen 
Sichteinlage- und 0,4 Millionen Termin-
einlagekonten eingerichtet.

Das Einlagenwachstum fiel in den 
ersten drei Quartalen 2009 mit 0,4 % 
(bzw. +1,15 Mrd EUR) eher gering 
aus. Der Stand der Sichteinlagen er-
höhte sich zwar um 7,25 Mrd EUR 
(+9,6 %), jedoch war bei den Termin-
einlagen ein noch stärkerer Rückgang 

von 8,58 Mrd EUR (–19,1 %) erkenn-
bar. Der Trend zur kurzfristigeren
Bindung (zu Sicht- und ungebundenen 
Spareinlagen) wurde durch den deutli-
chen Rückgang der Termineinlagen
unterstrichen. Das moderate Wachs-
tum der Spareinlagen (+1,6 %) führte 
insgesamt zum allgemeinen leichten 
Anstieg der Einlagen. 

Verschiebt man den Fokus auf die 
volkswirtschaftliche Betrachtung, so 
ist erkennbar, dass das Einlagenwachs-
tum mehrheitlich auf Private Haushalte 
(+4,41 Mrd EUR) zurückzuführen 
war. Ihr Anteil an allen Einlagen stieg 
dadurch auf rund 72 % (198,98 Mrd 
EUR). Im Gegensatz dazu war bei 
Nichtbanken-Finanzintermediären (u. a. 
Versicherungsunternehmen) und beim 
Sektor Staat ein Rückgang von 2,91 Mrd 
EUR bzw. 1,20 Mrd EUR erkennbar. 
Der Zuwachs bei den Privaten Haushal-
ten war nicht mehrheitlich auf Sparein-
lagen (+0,56 Mrd EUR bzw. +0,4 %) 
zurückzuführen, sondern auf ein Plus 
von 7,71 Mrd EUR (+22,5 %) im Sicht-
einlagensegment. Bei den Termineinla-
gen wurde in den ersten drei Quartalen 
2009 insgesamt ein Bestandsrückgang 
von 8,58 Mrd EUR festgestellt. Kein 
volkswirtschaftlicher Sektor wies einen 
Bestandszuwachs in diesem Zeitraum 
auf. Die größten Veränderungen wie-
sen Private Haushalte mit –3,85 Mrd 
EUR und Nichtbanken-Finanzinterme-
diäre mit –2,33 Mrd EUR auf.

Bei den Nichtfinanziellen Unter-
nehmen war dagegen nur eine geringe 
Erhöhung des Einlagenvolumens fest-
zustellen. Der Anteil der Nichtfinan-
ziellen Unternehmen (Stand Ende Sep-
tember 2009: 44,56 Mrd EUR) an

Nikolaus Böck

Entwicklung der Einlagen in den ersten
drei Quartalen 2009

Kurzberichte
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Die Fremdwährungskreditstatistik ist 
ein Teil des Vermögens-, Erfolgs- und 
Risikoausweises (VERA). Dieser bildet 
eine zentrale Meldung im Rahmen des 
aufsichtsrechtlichen Meldewesens und 
basiert auf § 74 Abs. 1 und 7 BWG so-
wie der Verordnung der Finanzmarkt-
aufsicht (FMA) zur Durchführung des 
Bankwesengesetzes (VERA-V). Die 
Fremdwährungskreditstatistik beruht 
auf der Anlage A3d der VERA-V und 
wird vierteljährlich zum Quartalsende 
gemeldet. Die Erhebung erfolgt auf un-
konsolidierter Basis, das heißt sie bein-
haltet die Forderungen der Hauptan-
stalt sowie sämtlicher Filialen im In- 
und Ausland.

Die Meldung wurde erstmals im 
März 2007 von allen in Österreich mel-

Die Meldung wurde erstmals im 
März 2007 von allen in Österreich mel-

Die Meldung wurde erstmals im 

depflichtigen Kreditinstituten erhoben. 
Meldepflichtig sind jene Kreditinstitute 
gemäß § 1 Abs. 1 BWG, die Forderun-
gen an inländische Nichtfinanzielle Un-
ternehmen und Private Haushalte auf-

weisen. Zum Berichtstermin Septem-
ber 2009 waren 753 Kreditinstitute 
meldepflichtig.

Inhalt der Meldung

Die Meldung zielt darauf ab, die Struk-
tur und die Volumina der in Österreich 
Die Meldung zielt darauf ab, die Struk-
tur und die Volumina der in Österreich 
Die Meldung zielt darauf ab, die Struk-

vergebenen Fremdwährungskredite 
besser darstellen zu können. Die Kre-
ditinstitute melden ihre Forderungen 
an inländische Nichtfinanzielle Unter-
nehmen und an Private Haushalte ex-
plizit in den Währungen Euro (EUR), 
Schweizer Franken (CHF) und Japani-
scher Yen (JPY) sowie sonstige Fremd-
währungen in Summe. Zusätzlich wer-
den die Forderungen nach Restlaufzei-
ten gegliedert. Tilgungsträger spielen 
bei Fremdwährungskrediten eine wich-
tige Rolle. Aus diesem Grund werden 
EUR- und Fremdwährungskredite so-
wohl in Summe als auch in den Katego-
rien „endfällige Kredite“ und „mit Til-
gungsträgern gekoppelt“ dargestellt.

Christian Sellner

allen Einlagen blieb mit 16,1 % auf 
kons tantem Niveau.

Bei den Direktbanken (Kreditinsti-
tute ohne Filialnetz und Schalterbe-
trieb) stieg der Anteil an allen kurzfris-
tigen Sichteinlagen (Direktbanken ge-
ben keine Sparbücher aus) von 4,9 % 
(Dezember 2008) auf 7,1 % (Septem-
ber 2009). Auch bei diesen Instituten 
war der Rückgang der Termineinlagen 
ersichtlich. Ihr Anteil verringerte sich 
um 0,8 Prozentpunkte auf 2,9 %.

Bei den Primärbanken1 war der
beschriebene Termineinlagenrückgang 
mit –25,3 % markant. Durch Zu-
wächse bei den Sicht- (+11,1 %) und 
Spareinlagen (+0,1 %) wurde insge-
samt eine moderate Zunahme von 
0,5 % gemeldet. Ende September 2009 
bezifferte sich der Stand der Einlagen 
bei den Primärbanken auf 116,87 Mrd 
EUR, davon waren rund 71 % Sparein-
lagen.

1 Der Primärbankensektor setzt sich aus bestimmten Aktienbanken, den Sparkassen ohne Erste Group Bank und 
Erste Bank, den Raiffeisenbanken ohne RZB, Landesbanken und Holding sowie den Volksbanken ohne VBAG 
zusammen.

Entwicklung in der Fremdwährungskredit-
statistik
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Fremdwährungskredite an Nicht-
finanzielle Unternehmen
Per Ende September 2009 belief sich 
das Gesamtvolumen an Forderungen an 
Nichtfinanzielle Unternehmen auf 
129,9 Mrd EUR. Davon entfielen 
91,2 % auf EUR-Kredite, 8,8 % wur-
den in Fremdwährungen vergeben.

34,1 % aller Kredite an Nichtfinan-
zielle Unternehmen waren endfällig; 
dieser Anteil lag knapp unter den end-
fälligen Krediten an Private Haushalte. 
Von den gesamten endfälligen Forde-
rungen in Höhe von 44,3 Mrd EUR 
wurden nur 7,7 % bzw. 3,4 Mrd EUR 
mit einem Tilgungsträgermodell kom-
biniert und es gibt einen deutlichen
Unterschied zu den Privaten Haushal-
ten.

Auf Einzelwährungsbasis betrachtet 
liegen die CHF-Kredite mit 58,8 % und 
einem Volumen von 2 Mrd EUR deut-
lich vor den EUR-Krediten mit 34,8 % 
(1,2 Mrd EUR) an erster Stelle. Japani-
sche Yen (5,7 %) und sonstige Währun-
gen (0,7 %) nehmen eine weniger wich-
tige Rolle ein (0,2 bzw. 0,03 Mrd EUR).

Bei den endfälligen Krediten weisen 
die EUR-Kredite einen Anteil von 
86,1 % und ein Volumen von 38,1 Mrd 
EUR auf. Sie liegen ganz deutlich vor 
den endfälligen CHF-Krediten mit 
10,7 % bzw. 4,7 Mrd EUR sowie den 
sonstigen Währungen mit einem Anteil 
von 2,2 % bzw. 1,0 Mrd EUR. JPY-
Kredite mit lediglich 1,0 % und einem 
Volumen von 0,4 Mrd EUR an allen 
endfälligen Krediten sind in diesem 
Segment von geringer Bedeutung.

Bei den Fremdwährungskrediten 
gab es im dritten Quartal einen leichten 
Anstieg um 0,7 % oder 0,1 Mrd EUR. 
Dafür waren hauptsächlich sonstige 
Währungen verantwortlich. Im Ver-
gleich zum 31. Dezember 2008 war ein 
Rückgang um 6,1 % bzw. 0,7 Mrd EUR 
zu verzeichnen.

Etwas mehr als die Hälfte aller 
Fremdwährungskredite sind endfällige 
Kredite (54,0 % bzw. 6,1 Mrd EUR), 
wobei der Schweizer Franken eindeutig 
die dominante Währung (76,7 % bzw. 
4,7 Mrd EUR) ist. Von den endfälligen 
Fremdwährungskrediten wurden im-
merhin 36,0 % mit Tilgungsträgern 
kombiniert, bei den EUR-Krediten lag 
dieser Anteil bei lediglich 3,1 %.

Betrachtet man die Restlaufzeiten 
bei Tilgungsträgerkrediten, erkennt 
man, dass sowohl bei den EUR-Kredi-
ten als auch bei den Fremdwährungs-
krediten die Restlaufzeiten zwischen 10 
und 20 Jahren dominieren.

Fremdwährungskredite an
Private Haushalte

Zum 30. September 2009 beliefen sich 
die gesamten Forderungen an Private 
Haushalte auf 120,4 Mrd EUR. Sowohl 
bei der Unterteilung der Währungen 
als auch bei den Produkten gibt es große 
Abweichungen zu den Forderungen an 
Nichtfinanzielle Unternehmen. 70,2 % 
aller Kredite wurden in Euro, 29,8 % in 
Fremdwährung vergeben. Der Schwei-
zer Franken ist mit einem Volumen von 
33,8 Mrd EUR oder 94,2 % die am 
häufigsten verwendete Fremdwährung. 
JPY-Kredite beliefen sich auf 1,9 Mrd 
EUR oder 5,4 %. Sonstige Währungen 
spielen bei Krediten an Private Haus-
halte mit 0,1 Mrd EUR oder 0,4 % 
keine wesentliche Rolle.

Der Anteil endfälliger Kredite
liegt mit 36,0 % (43,4 Mrd EUR)
zwar nur etwas über dem Anteil der 
Unternehmenskredite, allerdings sind 
bei endfälligen Privatkrediten 68,4 %
(29,7 Mrd EUR) an Tilgungsträger ge-
koppelt. Generell sind fast ein Viertel 
aller vergebenen Kredite mit Tilgungs-
trägern kombiniert (24,7 %). Auch hier 
ist der Schweizer Franken mit einem 
Anteil von 83,8 % und einem Volumen 
von 24,9 Mrd EUR an allen Tilgungs-
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trägerkrediten die dominante Wäh-
rung.

Bei den endfälligen Krediten zeigt 
sich ebenfalls, dass der Schweizer Fran-
ken mit 64,6 % bzw. 28,0 Mrd EUR die 
beliebteste Fremdwährung ist. Der An-
teil der EUR-Kredite beläuft sich auf 
31,3 % bzw. 13,6 Mrd EUR. JPY-Kre-
dite liegen mit 3,9 % bzw. 1,7 Mrd 
EUR vor den sonstigen Währungen, 
die mit lediglich 0,2 % bzw. 0,1 Mrd 
EUR bei Krediten an Private Haushalte 
von sehr geringer Bedeutung sind.

Das Volumen der Fremdwährungs-
kredite ging im dritten Quartal nur 
sehr gering zurück (–0,1 % oder
0,04 Mrd EUR). In Relation zum Jah-
resultimo 2008 war allerdings ein deut-

licher Rückgang festzustellen. In die-
sem Zeitraum ging das Volumen um 
fast 2 Mrd EUR bzw. 5,1 % zurück.

Bei den Restlaufzeiten der endfälli-
gen Kredite mit Tilgungsträgern an 
Private Haushalte zeigte sich eine un-
gleichmäßigere Verteilung zwischen 
EUR- und Fremdwährungskrediten als 
bei den Unternehmenskrediten. EUR-
Kredite mit Restlaufzeiten von 10 bis 
über 20 Jahren sind anteilsmäßig relativ 
gleich verteilt und liegen zwischen 
21,2 % und 22,5 %. Bei Fremdwäh-
rungskrediten steigen die Anteile dieser 
Restlaufzeitenklassen kontinuierlich an 
(10 bis 15 Jahre: 21,0 %; 15 bis 20 Jahre: 
25,6 %; über 20 Jahre: 33,3 %).

Finanzverhalten der Privaten Haushalte im 
dritten Quartal 20092

Wirtschaftliches Umfeld  
Gemäß den Daten von Statistik Austria3

auf Basis von gleitenden Vier-Quartals-
Aggregaten betrug das verfügbare Ein-
kommen des Haushaltssektors4 (Private 
Haushalte einschließlich Privater Orga-
nisationen ohne Erwerbszweck) im 
Zeitraum vom vierten Quartal 2008 bis 
zum dritten Quartal 2009 167,8 Mrd 
EUR und blieb damit sowohl gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum (viertes Quar-
tal 2007 bis drittes Quartal 2008) als 
auch gegenüber dem Vorquartalszeit-
raum (drittes Quartal 2008 bis zweites 
Quartal 2009) nahezu konstant. Die 

Steigerungen aus den Arbeitsentgelten 
und den erhaltenen Sozialleistungen 
wurden durch den Rückgang der netto 
erhaltenen Vermögenseinkommen wei-
testgehend kompensiert.

Die Sparquote schwächte sich im 
Lauf des Jahres 2009, allerdings auf
einem historisch hohen Niveau, konti-
nuierlich leicht ab. 11,2 % des verfüg-
baren Einkommens sparten die öster-
reichischen Haushalte im Zeitraum von 
Oktober 2008 bis September 2009. Im 
Kalenderjahr 2008 lag die Sparquote 
der Privaten Haushalte bei 12,0 %, im 
Vergleichszeitraum Oktober 2007 bis 

Michael Andreasch

2 Redaktionsschluss: 8. Jänner 2010.
3 Details siehe auch in der neuen Tabelle 7.11.1 im Datenteil dieser Publikation bzw. unter www.statistik.at/

web_de/statistiken/volkswirtschaftliche_gesamtrechnungen/nichtfinanzielle_sektorkonten/quartalsdaten/
index.html

4 Realwirtschaftliche Indikatoren, wie verfügbares Einkommen, Konsum, Ersparnisbildung und Sachvermögensbil-
dung sind nur für den Haushaltssektor (einschließlich der Privaten Organisationen ohne Erwerbszweck) verfügbar. 
Die Daten zu den Finanzanlagen erfassen Private Haushalte einschließlich selbstständig Erwerbstätiger, nicht 
aber Private Organisationen ohne Erwerbszweck sowie Privatstiftungen.
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September 2008 bei 12,1 %. Diese Ent-
wicklung ist im Wesentlichen eine 
Folge des leicht gestiegenen Konsums, 
verbunden mit einem Stagnieren des 
verfügbaren Einkommens.

Die eigene Einschätzung der Priva-
ten Haushalte zeigt in der Befragung zum 
Konsumentenvertrauen,5 dass die finanzi-
elle Situation im dritten Quartal 2009 
etwas besser eingeschätzt wird als noch 
im Dezember 2008. Laut dieser Befra-
gung war die Bereitschaft zum Sparen 
seit Dezember 2008 rückläufig, fiel im 
dritten Quartal 2009 deutlich unter 
den Durchschnittswert der letzten zehn 
Jahre und deckt sich mit der Entwick-
lung der Sparquote.

Geldvermögensbildung

Die Entwicklung der Ersparnisbildung 
(auf der Aufkommensseite in den real-
wirtschaftlichen Konten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung – VGR) 
und jene der Geldvermögensbildung 
(auf der Verwendungsseite in den finan-
ziellen Konten der VGR) korrelieren 
weiterhin. Dementsprechend ging die 
Geldvermögensbildung im dritten 
Quartal 2009, selbst unter Berücksich-
tigung des Saisonmusters in der Vermö-
gensbildung, gegenüber dem ersten 
Halbjahr deutlich zurück. Der Haus-
haltssektor veranlagte in Finanzanlagen6

im dritten Quartal 2009 2,5 Mrd EUR, 
in den letzten vier Quartalen kumuliert 
13,3 Mrd EUR. Im Vorjahreszeitraum 
(viertes Quartal 2007 bis drittes Quar-
tal 2008) betrug die Geldvermögensbil-
dung noch 22,8 Mrd EUR. Auf Private 
Haushalte entfielen davon im dritten 
Quartal 2009 2,3 Mrd EUR bzw. in 
den letzten vier Quartalen kumuliert 
13,3 Mrd EUR.

Private Haushalte erhöhten ihre 
Bargeld- und vorwiegend kurzfristig 
gebundenen Einlagenbestände zwischen 
Juli und September 2009 um 1,2 Mrd 
EUR (in den letzten vier Quartalen
kumuliert 10,5 Mrd EUR), das ent-
spricht knapp 60 % der gesamten Geld-
vermögensbildung im dritten Quartal 
2009 bzw. kumuliert 78 % in den letz-
ten vier Quartalen. Die intensive Nut-
zung dieser Veranlagungsform im Jahr 
2008 setzte sich damit auch in den
ersten drei Quartalen 2009 fort und 
unterstreicht den „Sicherheitsgedanken“ 
in der Vermögensverwaltung der Pri-
vatanleger. Die Privaten Haushalte
platzierten ihre Gelder – im Gegensatz 
zu 2008 – in den ersten drei Quartalen 
verstärkt in Sichteinlagen. Die Veranla-
gungstätigkeit fand im Umfeld fallender 
Leitzinsen statt, die auch auf die Inter-
bankzinssätze und auf die Bankenzins-
sätze im Kundenneugeschäft wirkten. 
Die Einlagenzinssätze im Neugeschäft 
für vereinbarte Laufzeiten bis zu einem 
Jahr fielen zwischen Dezember 2008 
und September 2009 um 232 Basis-
punkte auf 1,23 %, während die Einla-
genzinssätze für vereinbarte Laufzeiten 
über zwei Jahre im gleichen Zeitraum 
um 126 Basispunkte auf 2,56 % fielen.

Der Nettoabsatz von handelbaren 
Wertpapieren7Wertpapieren7Wertpapieren  an private Investoren im 
dritten Quartal 2009 war mit knapp 
100 Mio EUR erstmals seit drei Quar-
talen wieder marginal positiv. In einer 
kumulierten Betrachtung seit Jahres-
beginn verkauften die Privatanleger 
Wertpapiere im Ausmaß von rund
0,8 Mrd EUR. Über die letzten vier 
Quartale betrachtet betrug der Netto-
verkauf 1,4 Mrd EUR.

5 Quelle: GfK Austria GmbH.
6 Einschließlich der kapitalisierten Einlagenzinsen sowie der aufgelaufenen und noch nicht durch Kuponzahlungen 

abgedeckten Zinsen aus Wertpapierveranlagungen.
7 Verzinsliche Wertpapiere einschließlich Bundesschatzscheinen, börsennotierter Aktien und Investmentzertifikaten.
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– Private Haushalte verkauften im 
dritten Quartal 2009 verzinsliche 
Wertpapiere in Höhe von 0,2 Mrd 
EUR. Im Gegensatz zu den voran-
gegangenen zwei Quartalen wurden 
aber wieder Bankanleihen netto ge-
kauft, während Staatspapiere und 
sonstige verzinsliche Wertpapiere 
netto abgestoßen wurden.8

– Trotz einer weiteren Belebung der 
Aktienmärkte durch steigende 
Kurse und zaghafter Neuemissionen 
fand im dritten Quartal 2009 kein 
Nettoabsatz börsennotierter Aktien 
statt. 

– Wie bereits im zweiten Quartal 
2009 kauften private Anleger auch 
im dritten Quartal 2009 Invest-
mentzertifikate (diesmal im Aus-
maß von 0,3 Mrd EUR), wenn-
gleich über das ganze Jahr betrach-
tet die Käufe und Verkäufe 
ausgeglichen waren.

Das Wertpapierportefeuille der Privat-
anleger verzeichnete zwischen Jahres-
beginn und Ende September 2009 eine 
10-prozentige Bewertungssteigerung, 
die vor allem auf Kursgewinne von
Aktien und Aktienfonds zurückzufüh-
ren ist. Der aktuelle Marktwert aller 
handelbaren Wertpapiere belief sich 
Ende September 2009 auf 86,7 Mrd 
EUR und entsprach damit etwa dem 
Wert vom September 2008.

Die für die langfristige Absicherung 
verwendeten Ansprüche9 aus Lebens-
versicherungen und gegenüber betrieb-
lichen Pensionskassen stiegen transakti-
onsbedingt im dritten Quartal 2009 
um 0,6 Mrd EUR. In den letzten vier 

Quartalen betrug der Vermögensauf-
bau 3,0 Mrd EUR.

Das gesamte Geldvermögen er-
reichte zum Ultimo September 2009 
einen Wert von 436,4 Mrd EUR (bzw. 
160 % des BIP). Mit 51 % waren Bar-
geld- und Einlagenbestände die wich-
tigsten Finanzanlagen Privater Haus-
halte. Gemanagte Finanzprodukte, be-
stehend aus Investmentzertifikaten sowie 
Ansprüchen aus Lebensversicherungen 
und gegenüber Pensionskassen, hatten 
einen Anteil von 26 %.

Finanzierung

Die Kreditfinanzierung im dritten 
Quartal 2009 zeigt nach einem Rück-
gang im ersten Quartal 2009 und
einem leichten Zuwachs im zweiten 
Quartal eine Belebung im Ausmaß
einer transaktionsbedingten Auswei-
tung in Höhe von 0,8 Mrd EUR. Pri-
vate Haushalte nahmen im dritten 
Quartal 2009 sowohl Wohnbaukredite 
als auch Kredite für sonstige Verwen-
dungszwecke (einschließlich Investiti-
onskrediten für selbstständig Erwerbs-
tätige) im Ausmaß von jeweils netto
0,4 Mrd EUR neu auf.

Die Verpflichtungen der Privaten 
Haushalte erreichten Ende September 
2009 einen Wert von 145,5 Mrd EUR 
bzw. 53 % des BIP. Der Verschuldungs-
stand entspricht damit jenem Niveau, 
das zum Jahresultimo 2008 verzeichnet 
werden konnte.

Die Nettovermögensposition er-
höhte sich von 272,8 Mrd EUR zum 
Jahresultimo 2008 um knapp 7 % auf 
291,1 Mrd EUR Ende September 2009.

8  Einschließlich planmäßiger Tilgungen.
9 Einschließlich der Verwendung als Tilgungsträger für endfällige Kredite.
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Finanzvermögen und Verpflichtungen der Privaten Haushalte

Kapitalbewegungen Vermögen und Verpflichtungen
zum Ultimo

Q3 09 Q4 08 bis 
Q3 091

Dez. 08 Sep. 09

in Mrd EUR Anteil in %

Bargeld 0,0 0,6 14,8 15,3 3,5
Einlagen 1,2 9,9 198,9 205,7 47,1

im Inland 1,1 10,2 194,5 201,2 46,1
Nach Kategorien:
Sichteinlagen 2,5 7,3 34,2 41,9 9,6
Termineinlagen –1,5 –4,1 10,3 6,4 1,5
Spareinlagen 0,1 7,0 150,0 152,9 35,0
Nach Laufzeit:
Täglich fällige Einlagen 3,2 8,9 46,0 55,9 12,8
Gebundene Einlagen –2,1 1,3 148,5 145,3 33,3

im Ausland 0,1 –0,3 4,4 4,5 1,0
Verzinsliche Wertpapiere –0,2 –0,7 38,8 38,7 8,9

inländischer Emittenten –0,2 –0,5 34,0 33,6 7,7
ausländischer Emittenten 0,0 –0,2 4,8 5,1 1,2

Börsennotierte Aktien 0,0 0,9 8,6 13,8 3,2
inländischer Emittenten –0,1 0,6 5,1 8,8 2,0
ausländischer Emittenten 0,1 0,3 3,5 5,0 1,1

Investmentzertifikate 0,3 –1,6 31,7 34,2 7,8
Beteiligungen –0,4 –0,1 30,6 27,8 6,4
Lebensversicherungsansprüche 0,5 2,1 61,7 64,3 14,7
Pensionskassenansprüche 0,2 0,9 14,2 15,5 3,6
Sonstige Finanzinvestitionen 0,8 1,3 19,3 21,3 4,9
Geldvermögensbildung/Geldvermögen 2,4 13,3 418,6 436,6 x
Nachrichtlich:
Handelbare Wertpapiere2 0,1 –1,4 79,1 86,7 19,9
Gemanagte Finanzprodukte3 1,0 1,4 107,6 114,0 26,1

Kredite 0,8 0,9 144,5 144,3 100,0
Nach dem Verwendungszweck:
Wohnbaukredite 0,4 1,7 94,1 94,1 65,2
Konsumkredite und sonstige Kredite 0,4 –0,8 50,4 50,2 34,8
Nach dem Kreditgeber:
Inländische Banken 0,7 0,3 122,6 122,0 84,5
Staat, Versicherungen und Ausland 0,1 0,6 21,9 22,3 15,5

Finanzierung/Verpflichtungen 0,8 0,6 145,8 145,5 x

Finanzierungssaldo/Nettogeldvermögen 1,6 12,7 272,8 291,1 x

Quelle: OeNB.
1 Kumulierter Jahreswert.
2 Summe aus verzinslichen Wertpapieren, börsennotierten Aktien und Investmentzertif ikaten.
3 Summe aus Investmentzertif ikaten, Lebensversicherungs- und Pensionskassenansprüchen.



STATISTIKEN Q1/10  15

Kurzberichte

Österreichs Außenwirtschaft in den
ersten drei Quartalen 2009
Leistungsbilanzplus hat sich halbiert

Für die ersten drei Quartale 2009
haben die Oesterreichische National-
bank (OeNB) und die Statistik Öster-
reich einen Leistungsbilanzüberschuss in 
Höhe von 3,4 Mrd EUR erhoben. Ge-
genüber der Vergleichsperiode 2008 hat 
sich das Plus fast halbiert bzw. ist im 
Verhältnis zum gesamten BIP von 3,2 % 
auf 1,7 % gesunken. Berücksichtigt 
man, dass das BIP im Beobachtungs-
zeitraum aufgrund der wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Finanzkrise real um 
4,4 % geschrumpft ist, wird augen-
scheinlich, dass vor allem die Außen-
wirtschaft getroffen wurde, die in den 
vergangenen Jahren der Konjunktur-
motor Österreichs war. Die Handels-
vergangenen Jahren der Konjunktur-
motor Österreichs war. Die Handels-
vergangenen Jahren der Konjunktur-

ströme aus Gütern und Dienstleistun-
gen hatten innerhalb der ersten drei 
Quartale 2008 in Summe mehr als die 
gesamte Wertschöpfung Österreichs 
betragen (114 %), 2009 sanken sie un-
ter die 100-Prozent-Marke. 

Der Leistungsbilanzüberschuss be-
ruhte im Zeitraum zwischen Jänner 
und September 2009 zur Gänze auf 
dem grenzüberschreitenden Handel
mit Dienstleistungen, sowohl auf dem 
Reiseverkehr als auch auf der großen 
Gruppe hauptsächlich unternehmens-
bezogener Dienstleistungen (in Summe 
8,6 Mrd EUR). Im Vergleich zur Be-
richtsperiode 2008 sanken die Netto-
einnahmen jedoch um rund 1 Mrd 
EUR bzw. ein Achtel. Der Handels-
saldo bei Gütern ist im Beobachtungs-
zeitraum markant ins Minus gerutscht 
(von +0,8 auf –1,9 Mrd EUR). Das
Defizit aus einkommensrelevanten
Außenwirtschaftsströmen (Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen, Laufende Trans-

fers) hat sich etwas verringert (von –3,9 
auf –3,3 Mrd EUR).

Im Vergleich zur Außenwirtschafts-
entwicklung Österreichs wurde jene 

Im Vergleich zur Außenwirtschafts-
entwicklung Österreichs wurde jene 

Im Vergleich zur Außenwirtschafts-

der 16 Mitgliedstaaten des Euroraums 
weitaus stärker vom weltweiten Nach-
frageeinbruch getroffen. Im Zeitraum 
Jänner bis September 2009 war ein 
Leistungsbilanzdefizit gegenüber Dritt-
staaten von –56 Mrd EUR bzw. rund 
1 % des gemeinsamen BIP des Euro-
raums zu verzeichnen. Österreichs
1 % des gemeinsamen BIP des Euro-
raums zu verzeichnen. Österreichs
1 % des gemeinsamen BIP des Euro-

Außenwirtschaftsergebnis mit Nicht-
Euroraum-Ländern war im selben Zeit-
raum positiv und betrug knapp 
800 Mio EUR oder 0,5 % des BIP.

Talsohle im Güterhandel wurde 
im dritten Quartal überschritten 

Die Güterexporte sind in den ersten 
drei Quartalen 2009 regelrecht einge-
brochen (–24 %), worin sich der globale 
Nachfragerückgang wider spiegelt. Bei 
den Importen schlugen neben der ge-
sunkenen Inlandsnachfrage auch die bis 
September rückläufigen Rohstoffpreise 
sowie die breite Aufwertungstendenz 
des Euro-Wechselkurses zu Buche 
(–21 %). 

Begonnen hat der negative Wachs-
tumspfad im Güterhandel im Schluss-
quartal 2008. Die Talsohle ist nach der-
zeitiger Datenlage im ersten Halbjahr 
2009 erreicht worden. Wichtige Ab-
satzmärkte, vor allem Deutschland, die 
USA und Asien haben sich im dritten 
Quartal allmählich erholt, und in
Österreich dürften sich nach dem mas-
siven Lagerabbau im ersten Halbjahr 
2009 die Lagerinvestitionen belebt
haben. In der Folge war zu beobachten, 

Patricia Walter
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dass das Schrumpfen der Handels-
ströme im dritten Quartal abgebremst 
wurde. Von einer Stabilisierung kann 
im Jahresvergleich jedoch noch nicht 
gesprochen werden. 

Die beiden wichtigsten Warenkate-
gorien im österreichischen Export, 
Maschinen und Fahrzeuge sowie bear-
beitete Waren – unter anderem Eisen 
und Stahl sowie Metallwaren – wurden 
2009 massiv vom Nachlassen der inter-
nationalen Nachfrage getroffen. Mode-
rater fielen die Einbußen bei konsum-
nahen Fertigwaren aus, und der Export 
chemischer Erzeugnisse blieb stabil, 
wobei ein Absatzplus bei medizinisch-
pharmazeutischen Waren verzeichnet 
werden konnte. Neben den gesunkenen 
Ausgaben für Rohstoffe und Energie 
zeigen die Güterimporte eine ähnliche 
Entwicklung. Der relative Rückgang 
bei Straßenfahrzeugen und Konsumwa-
ren fiel jedoch geringer aus, worin sich 
die vergleichsweise robuste Konsum-
nachfrage in Österreich widerspiegelt, 
die vergleichsweise robuste Konsum-
nachfrage in Österreich widerspiegelt, 
die vergleichsweise robuste Konsum-

die die heimische Konjunktur 2009 
stabilisierte.

Auch die sogenannte Lohnverede-
lung, das heißt Ein- und Ausfuhren von 
Waren im Rahmen der Weiterverarbei-
tung im Ausland, hat im Zuge der 
Wirtschafts- und Finanzkrise markant 
abgenommen. Daneben zeigt der grenz-
überschreitende Reparaturverkehr bei 
Flugzeugen und Schiffen deutliche 
Rückgänge, die neben gesunkenen 
Transportleistungen auch auf Um-
strukturierungsmaßnahmen der Unter-
nehmen zur Kostenreduktion zurück-
zuführen sind. Goldmünzen (nicht
monetäres Gold mit Ausnahme von
Industriegold) gewannen hingegen auf-
grund der höheren Nachfrage in Kri-
senzeiten und des gestiegenen Gold-
preises an Bedeutung.

Abschwung im Dienstleistungs-
verkehr weniger ausgeprägt
Technische Leistungen trotzten der 
Wirtschaftskrise 
Auch im grenzüberschreitenden Dienst-
leistungsverkehr (ohne Reiseverkehr) 
schlug die Wirtschafts- und Finanz-
krise in den ersten drei Quartalen 2009 
negativ zu Buche (Exporte: –12 %, Im-
porte: –13 %). Im Vergleich zum Han-
del mit Gütern können die Einbußen 
jedoch insgesamt als moderat bezeich-
net werden. Darüber hinaus wurden 
die Exporte erst mit zeitlicher Verzöge-
rung von der nachlassenden Auslands-
nachfrage getroffen, doch scheint die 
Talsohle, ebenso wie im Güterhandel, 
im zweiten Quartal 2009 erreicht wor-
den zu sein. Es ist bislang jedoch nur 
ein Abklingen des Negativtrends und 
noch keine Erholung festzustellen. 

Die höchsten Rückgänge waren in 
den ersten drei Quartalen 2009 im 
Transithandel sowie bei Einnahmen 
und Ausgaben im Warentransport, bei 
Finanzdienstleistungen und in der 
Werbung und Marktforschung zu ver-
zeichnen. Als krisenrobust erwiesen 
sich hingegen Architektur-, Ingenieur- 
und sonstige technische Dienstleistun-
gen, EDV- und Informationsleistungen 
sowie persönliche Dienstleistungen für 
Kultur, Freizeit und Erholung. 

Der Rückgang von Einnahmen
österreichischer Firmen aus grenzüber-
schreitenden Bauleistungen fiel im Ver-
gleich zum allgemeinen Trend moderat 
aus. Im Dienstleistungsverkehr der
österreichischen Versicherungen zeigen 
sich hingegen deutliche Einnahmen-
rückgänge, sowohl bei Lebensversiche-
rungen, die eine Kapitalsparkompo-
nente beinhalten und in den letzten 
Jahren einen dynamisch wachsenden 
Geschäftszweig im Ausland darstellten, 
als auch bei Schadensversicherungen.
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Die Ausgaben Österreichs aus dem 
Zukauf internationaler Leistungen der 
Forschung und Entwicklung wuchsen 
auch im Krisenjahr 2009. Demgegen-
über schrumpften die Einnahmen aus 
dieser Leistungskategorie, die neben 
dem Export technischer Dienstleistun-
gen in den letzten Jahren zu den dyna-
misch Wachsenden zählte. Der gegen-
läufige Trend zwischen Importen und 
Exporten dürfte vor allem auf Um-
strukturierungen eines namhaften aus-
ländischen Konzerns in Österreich zu-
strukturierungen eines namhaften aus-
ländischen Konzerns in Österreich zu-
strukturierungen eines namhaften aus-

rückzuführen sein. 

Handelsabschwung betraf 2009 
alle Regionen 

Die regionale Verteilung der Handels-
ströme bei Gütern und Dienstleistun-
gen (ohne Reiseverkehr) zeigt einen 
umfassenden Abwärtstrend in den 
Wirtschaftsbeziehungen mit anderen 
EU-Staaten (Exporte: –22 %, Importe: 
–20 %). Ein Einbruch der Exportein-
nahmen war sowohl aus den wichtigs-
ten Absatzmärkten der EU-15 (Italien, 
Spanien, Vereinigtes Königreich, 
Frankreich) als auch aus jenen der in 
den Jahren 2004 und 2007 beigetrete-
nen EU-Mitgliedstaaten (Ungarn, 
Tschechische Republik, Polen, Rumä-
nien, Slowakei, Slowenien) zu verzeich-
nen. Hatte die Nachfrage aus Ländern 
der ersten und zweiten EU-Erweite-
rungsrunde den Abwärtstrend im
österreichischen Außenhandel 2008 
noch gebremst, geriet die Region im 
Jahr 2009 aufgrund ihrer real- und
finanzwirtschaftlichen Ausrichtung auf 
Westeuropa massiv in den Sog der 
Wirtschafts- und Finanzkrise. 

Besonders gravierend für Öster-
reich war der Rückgang von Exportein-
nahmen aus dem wichtigsten Handels-
partnerland, Deutschland, dessen Au-
ßenwirtschaft schwer vom Einbruch 
der internationalen Nachfrage getroffen 
wurde. Im Gegensatz zum Güterhandel 

konnte sich jedoch der Dienstleistungs-
verkehr mit Deutschland in den ersten 
drei Quartalen 2009 behaupten, wo-
durch die Verschlechterung des Han-
delsergebnisses abgefedert wurde.   

Der Handelsabschwung mit Län-
dern außerhalb der EU (Exporte: 
–18 %, Importe: –16 %) war ebenfalls 
breit fundiert. Besonders betroffen wa-
ren die Wirtschaftsbeziehungen mit 
den USA, Russland und der Ukraine, 
der Schweiz sowie mit Japan und den 
asiatischen Tigerstaaten (ASEAN). Der 
Dienstleistungsverkehr erwies sich als 
tendenziell krisenfester als der Güter-
handel, vor allem die Nachfrage nach 
Architektur-, Ingenieur- und sonstigen 
technischen Leistungen aus asiatischen 
und Erdöl exportierenden Staaten. In 
Summe entwickelten sich jedoch nur 
die Handelsbeziehungen mit China in 
den ersten drei Quartalen 2009 positiv.

Tourismus konnte sich im Wirt-
schaftsabschwung behaupten

Im Reiseverkehr hatte Österreich in 
den ersten drei Quartalen 2009 nur 
mäßige Einbußen zu verzeichnen (–5 %). 
Geschäftsreisen waren im Vergleich zu 
den Urlaubsreisen relativ stärker be-
troffen. Saisonal betrachtet, stammt 
das Minus überwiegend aus dem ersten 
Quartal 2009, wobei die außergewöhn-
lich erfolgreiche Wintersaison im Ver-
gleichszeitraum 2008 in Rechnung zu 
stellen ist. Die Sommersaison 2009 
(Mai bis September) wies nur ein leich-
tes Minus bei Nächtigungen ausländi-
scher Gäste auf, das vor allem Hotels 
der niedrigsten Preiskategorie betraf. 
Höherpreisige Unterkunftskategorien 
dürften jedoch im Krisenjahr 2009
mit Preisnachlässen ihre Wettbewerbs-
fähigkeit gestützt haben. In Summe 
konnten die Zugewinne an Reisever-
kehrseinnahmen, die der heimische 
Tourismus im Jahr 2008 machen 
konnte, zu einem Teil erhalten werden.  
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In absoluten Zahlen war der höchste 
Einnahmenrückgang aus dem wichtigs-
ten Herkunftsmarkt, Deutschland, zu 
verzeichnen. Aufgrund von robusten 
Nächtigungszahlen deutscher Gäste in 
der Sommersaison 2009 blieben die 
Einbußen jedoch relativ moderat 
(–3 %). Weitere Einnahmenverluste 
betrafen den wichtigen neuen Her-
kunftsmarkt Russland (–31 %) sowie 
die traditionellen Herkunftsländer Ver-
einigtes Königreich (–12 %), Nieder-
lande (–6 %), Ungarn (–13 %), Spanien 
(–29 %) und die USA (–11 %). Demge-
genüber konnte der heimische Touris-
mus gestiegene Einnahmen aus der 
Tschechischen Republik (+21 %), aus 
Frankreich (+5 %) und Dänemark 
(+6 %) verzeichnen. Die Einnahmen 
von italienischen und belgischen Gäs-
ten entwickelten sich annähernd stabil.

Im selben relativen Ausmaß, in dem 
in den ersten drei Quartalen 2009 die 
Reiseverkehrseinnahmen sanken, stie-
gen die Ausgaben der Österreicher für 

Reisen ins Ausland. Das Wachstum be-
traf vor allem das zweite Quartal, wo-
bei zum Teil ein korrigierender Effekt 
zum gesunkenen Sommertourismus 
während der Austragung der „Euro 
2008“ in Rechnung zu stellen ist. Dar-
über hinaus dürfte die gestiegene
Reisetätigkeit sowohl auf die gesun-
kenen Spritpreise und die damit günsti-
geren Autoreisen als auch auf attraktive 
Preisangebote der ausländischen Tou-
rismusanbieter zurückzuführen sein, 
was sich in Ausgabenzuwächsen in
den klassischen Feriendestinationen, 
Kroatien (+20 %), Griechenland (+34 %) 
und Türkei (+39 %), widerspiegelt. Als 
Reiseziele gewannen auch Norwegen 
und Russland an Bedeutung. Der höchste 
Ausgabenanstieg war gegenüber den 
USA zu verzeichnen, wobei auf die 
Nutzung des günstigen Euro/US-
Dollar-Wechselkurses zu schließen ist 
(+54 %). Italien konnte seine Vorrang-
stellung bei österreichischen Touristen 
behaupten. 



Analysen
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Total Assets on a Decline since March 2009

Total assets have been contracting since March 2009,
after having stagnated from September 2008 onward. 
This development reflects a sharp drop in the growth of 
loans to households and above all to nonfinancial enter-
prises. At the same time, higher corporate bond issues 

partly compensated for the decline in loan growth.
Unconsolidated operating profits of banks operating in 
Austria improved during the first nine months of 2009 
against the same period of 2008.

Regulatory Risk of Austrian Banking Groups

Regulatory risk as defined by the Austrian Banking Act 
covers credit risk, market risk (including settlement risk) 
and operational risk. The amount of equity capital that a 
bank holds in excess of its regulatory risk (“equity capital 
surplus”) serves as a risk buffer. The purpose of our
analysis was to assess banks’ risk situation in an isolated 
view (e.g. Erste Bank AG) as well as in their capacity as 
the parent company of domestic and foreign subsidiaries 
(e.g. Erste Group). A comparison of the two risk datasets 

thus compiled shows that risks increased at the group 
level in the third quarter of 2009, whereas consolidated 
equity capital expanded but marginally compared with 
the equity capital of the parent banks, leading to lower 
overall capital ratios. Developments were similar for 
concentration risk, as concentration risk apparently
carried higher regulatory risk weights at the consolidated 
level than at the individual level.

Lending Policy of Austrian Banks Stabilized

The refinancing conditions of Austrian banks, which had 
been impaired by the financial crisis for two years,
improved slightly in the fourth quarter of 2009. This is 
shown in the results of the January 2010 bank lending 
survey. According to the bank managers surveyed, public 
aid for the banking sector (recapitalization support and 
state guarantees for debt securities issued by banks)

contributed to this slight improvement of banks’ access 
to wholesale funding. Credit standards remained
unchanged for the second time since in a row in corpo-
rate banking, and they also remained stable in retail 
banking. Loan demand by enterprises decreased some-
what, as did household demand for consumer credit and 
other lending. Demand for housing loans rose slightly.

The New Foreign Affiliates Statistics

In 2007 19% of the employment in the Austrian business 
economy (NACE sections C–K) or half a million
employees were attributable to foreign-controlled enter-
prises. While these 8,800 enterprises under foreign
control represent only 3% of all resident enterprises, 
they generate one-third of total turnover and one-quar-
ter of gross value added. Moreover, affiliates of foreign 
multinationals undertake more than 50% of the R&D
activities of Austrian businesses. At the same time, resi-
dent investors control close to 4,300 subsidiaries abroad 
with a total employment of 760,000 persons. They are 

dispersed across 81 different countries, with countries
in Central, Eastern and South-Eastern Europe (plus
Germany) accounting for the lion’s share. These are key 
results of the “Foreign Affiliates Statistics” for 2007, 
which is the first year for which the statistics were
compiled. This report – like the compilation of the
statistics as such – is a joint initiative by Statistics Austria 
and the Oesterreichische Nationalbank, and conse-
quently published both in the OeNB’s “Statistiken – 
Daten & Analysen” and in Statistics Austria’s “Statistische 
Nachrichten.”

Executive Summary
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Übersicht

Bilanzsumme seit März 2009 rückläufig

Nach einer Stagnation von September 2008 bis März 
2009 war die Bilanzsumme seither rückläufig. Die
Kreditvergabe an Private Haushalte und vor allem an 
Nichtfinanzielle Unternehmen ging stark zurück. Dies 
konnte durch höhere Anleiheemissionen der Unterneh-

men zum Teil kompensiert werden. Das unkonsolidierte 
Betriebsergebnis der in Österreich tätigen Banken ver-
besserte sich für die ersten drei Quartale 2009 gegen-
über dem Vergleichszeitraum 2008.

Aufsichtsrechtliches Risiko der österreichischen Bankkonzerne

Das aufsichtsrechtliche Risiko wird durch das Bank-
wesengesetz (BWG) definiert und beinhaltet das Kredit- 
und das Marktrisiko (inklusive Abwicklungsrisiko) sowie 
das Operationelle Risiko. Dieses wird den vorhandenen 
Eigenmitteln gegenübergestellt und daraus ergibt sich als 
Differenz ein Risikopuffer, der sogenannte Eigenmitte l-
überschuss. Es soll eine Aussage über die Risikosituation 
getroffen werden, die einerseits das Kreditinstitut in
einer isolierten Betrachtung (z. B. Erste Bank AG) und 
andererseits das Kreditinstitut als übergeordnete Mutter 
von in- und ausländischen Tochterinstituten (z. B. Erste 
Group) in den Fokus der Analyse rückt. Im Bereich der 

Konzerne stieg zum dritten Quartal 2009 das Risiko, die 
Eigenmittel hingegen erhöhten sich gegenüber jenen der 
Konzernmütter (Einzelinstitut) nur geringfügig, was in 
einer niedrigeren Eigenmittelquote zum Ausdruck kam. 
Ähnlich verhielt es sich im Bereich des Klumpenrisikos, 
da offensichtlich dem konsolidierten Konzentrations-
risiko höhere aufsichtsrechtliche Risikogewichte zuge-
ordnet wurden. Diese Ergebnisse lassen sich aus den
Risikodaten ableiten, die aufgrund eines Vergleichs
österreichischer Banken auf Einzelinstituts- mit der
Konzernebene zustande kamen.

Stabilisierung der Kreditpolitik der österreichischen Banken
Die Refinanzierungsbedingungen der österreichischen 
Banken, die zwei Jahre lang durch die Finanzkrise beein-
trächtigt waren, haben sich im vierten Quartal 2009 
leicht verbessert. Das zeigen die Ergebnisse der Umfrage 
über das Kreditgeschäft im Jänner 2010. Zu dieser Ver-
besserung des Zugangs der Banken zu großvolumigen
Finanzierungen trugen laut Aussage der befragten
Kreditmanager auch die staatlichen Unterstützungsmaß-
nahmen für die Banken (Eigenkapitalzufuhr und Über-

nahme staatlicher Garantien für Bankschuldverschrei-
bungen) bei. Im Firmenkundengeschäft blieben die
Kreditrichtlinien im vierten Quartal 2009 zum zweiten 
Mal in Folge unverändert. Auch im Privatkunden geschäft 
blieben die Standards konstant. Die Kreditnachfrage der 
Unternehmen war leicht rückläufig, ebenso die Nach-
frage der privaten Haushalte nach Konsumkrediten. Die 
Nachfrage nach Wohnbaukrediten stieg leicht.

Die neue Auslandsunternehmenseinheiten-Statistik

19 % der Beschäftigten in der marktwirtschaftlich orien-
tierten Wirtschaft Österreichs, oder rund eine halbe 
Million Personen, arbeiteten im Jahr 2007 in Firmen, 
die unter ausländischer Kontrolle standen. Während die 
knapp 8.800 auslandskontrollierten Unternehmen nur 
3 % der inländischen Unternehmen der ÖNACE-
Abschnitte C–K ausmachten, erwirtschafteten sie rund 
ein Drittel der hier erfassten Umsatzerlöse und ein Vier-
tel der Bruttowertschöpfung. Mehr als 50 % der For-
schungsausgaben im Unternehmenssektor gingen auf das 
Konto auslandskontrollierter Unternehmen. Gleichzeitig 
kontrollierten inländische Unternehmen knapp 4.300
Unternehmen im Ausland mit einem Beschäftigungs-
volumen von rund 760.000 Personen. Diese waren in

insgesamt 81 Ländern der Erde angesiedelt; den größten 
Anteil machten jedoch die Länder Zentral-, Ost- und 
Südosteuropas (plus Deutschland) aus. Das sind die
Ergebnisse der für das Berichtsjahr 2007 in Kooperation 
von Statistik Austria und Oesterreichischer National-
bank (OeNB) erstmals durchgeführten Auslandsunter-
nehmenseinheiten-Statistik. Doch nicht nur die Erstel-
lung der Statistik selbst ist eine Kooperation von
OeNB und Statistik Austria, auch der folgende Beitrag 
entstand in Zusammenarbeit der Experten der beiden
Institutionen und wird sowohl in „Statistiken – Daten & 
Analysen“ der OeNB als auch in den „Statistischen Nach-
richten“ von Statistik Austria publiziert.
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1  Bilanzsummenrückgang 
seit März 2009

Nach starkem Bilanzsummenwachstum 
bis zum dritten Quartal 2008 stag-
nierte die Bilanzsumme der Kreditins-
titute zwischen September 2008 und 
März 2009 bei rund 1.070 Mrd EUR. 
Im zweiten und dritten Quartal sank 
sie um jeweils rund 11 Mrd EUR und 
verzeichnete damit gegenüber dem 
 Ultimo 2008 einen Rückgang um 2,1 % 
auf 1.047 Mrd EUR.

Für diese Entwicklung war zu einem 
großen Teil das Zwischenbanken-
geschäft im In- und Ausland verant-
wortlich. Beim Stand der Forderungen 
bzw. Verbindlichkeiten an bzw. gegen-
über inländischen Kreditinstituten war 
in den ersten neun Monaten 2009 ein 
Rückgang von 9,98 Mrd EUR bzw. 
27,29 Mrd EUR erkennbar. Im Geschäfts-
segment Ausland war das Volumen im 
Kundengeschäft rückläufig.

Zum 30. September 2009 gab es 
 innerhalb der Bankensektoren hinsicht-
lich des Bilanzsummenwachstums kein 
einheitliches Bild. Neben einem Rück-
gang bei den Aktienbanken (–26,21 Mrd 
EUR bzw. –8,5 %) wiesen auch die 
Sparkassen (–6,85 Mrd EUR bzw. 
–3,9 %), die Sonderbanken (–1,46 Mrd 
EUR bzw. –1,3 %), die Landes-Hypo-
thekenbanken (–0,62 Mrd EUR bzw. 
–0,6 %) und die Zweigstellen gemäß

§ 9 BWG (–0,08 Mrd EUR bzw. –0,7 %) 
Abnahmen auf. Die Raiffeisenbanken 
(+9,65 Mrd EUR bzw. +3,6 %), die 
Volks banken (+3,10 Mrd EUR bzw. 
+3,9 %) und die Bausparkassen (+0,47 
Mrd EUR bzw. +2,1 %) verzeichneten 
hingegen einen Anstieg der Bilanz-
summe.

Der Aktienbankensektor hielt Ende 
September 2009 mit 26,9 % Markt-
anteil, gemessen an der Gesamtbilanz-
summe, knapp den ersten Platz vor 
dem Raiffeisensektor mit 26,3 % und 
den Sparkassen mit 16,2 %. Die Sonder-
banken erzielten einen Markt anteil von 
10,3 %, die Landes-Hypothekenbanken 
9,2 %, die Volksbanken 7,8 %, die Bau-
sparkassen 2,2 % und die Zweigstellen 
gemäß § 9 BWG 1,1 %.

Der Marktanteil der zehn größten 
Banken sank im Vergleich zum Ultimo 
2008 um 1,3 Prozentpunkte auf 53,2 %, 
was daran lag, dass ihr Bilanzsummen-
rückgang mit 4,5 % stärker ausfiel als 
im Österreich-Durchschnitt (–2,1 %). 
rückgang mit 4,5 % stärker ausfiel als 
im Österreich-Durchschnitt (–2,1 %). 
rückgang mit 4,5 % stärker ausfiel als 

Der Anteil der Top-5-Banken, gemes-
sen an der Bilanzsumme, ging mit
1,5 Prozentpunkten noch  etwas stärker 
zurück und erreichte Ende September 
2009 ein Niveau von 37,6 %.

Die Konsolidierung im österreichi-
schen Bankwesen fand auch ihren 
 Niederschlag in der Finanzierung des 
privaten Sektors in Form von Krediten 

Bilanzsumme seit März 2009 rückläufig 
Wesentliche Entwicklungen im inländischen Finanzwesen
in den ersten drei Quartalen 2009

Nach einer Stagnation von September 2008 bis März 2009 war die Bilanzsumme seither 
rückläufig. Die Kreditvergabe an Private Haushalte und vor allem an Nichtfinanzielle Unter-
nehmen ging stark zurück. Dies konnte durch höhere Anleiheemissionen der Unternehmen 
zum Teil kompensiert werden. Das unkonsolidierte Betriebsergebnis der in Österreich tätigen 
Banken verbesserte sich für die ersten drei Quartale 2009 gegenüber dem Vergleichszeitraum 
2008.

Christian Probst,
Norbert Schuh,

Peter Steindl1

1 Christian.Probst@oenb.at; Norbert.Schuh@oenb.at; Peter.Steindl@oenb.at. Die Autoren danken den Mit arbeitern 
der Abteilung für Aufsichts- und Monetärstatistik für wertvolle Vorarbeiten.



Bilanzsumme seit März 2009 rückläufig 

STATISTIKEN Q1/10  23

an Private Haushalte und Nichtfinan-
zielle Unternehmen.

2  Rückgang der Bankkredite an 
den privaten Sektor 

Die um Wechselkurseffekte, Wertbe-
richtigungen und Reklassifikationen 
bereinigte Kreditvergabe (sogenannte 
transaktionsbedingte Veränderungen) 
an Private Haushalte und Nichtfinan-

zielle Unternehmen in Summe ging in 
den ersten neun Monaten 2009 um 
0,4 Mrd EUR zurück, während sie in 
den Vergleichsperioden der letzten drei 
Jahre (2006 bis 2008) um  jeweils rund 
11 Mrd EUR angestiegen war. Dabei 
war der Rückgang im Vorjahresver-
gleich bei den Nichtfinanziellen Unter-
nehmen ausgeprägter als bei den Priva-
ten Haushalten. Während die Nicht-

Bilanzsumme der in Österreich meldepflichtigen Kreditinstitute

Grafik 1fik 1f

Quelle: OeNB.
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Quelle: OeNB.
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finanziellen Unternehmen von Jänner 
bis September 2008 ihr Kreditvolumen 
um 7,7 Mrd EUR erhöhten, gab es in 
den ersten drei Quartalen 2009 einen 
Rückgang um 0,8 Mrd EUR. Die Kre-
dite an Private Haushalte stiegen in den 
ersten neun Monaten 2009 um 0,4 Mrd 
EUR, nachdem sie von Jänner bis Sep-
tember 2008 noch um 3 Mrd EUR an-
gestiegen waren. 

Im Jahresabstand ist das Wachstum 
der Privaten Haushalte im Verlauf der 
letzten drei Jahre kontinuierlich von 
5,5 % (September 2006), über 4,9 % 
(September 2007) und 3,6 % (Septem-
ber 2008), auf 0,3 % Ende September 
2009 zurückgegangen. Für die Nicht-
finanziellen Unternehmen war ein star-
ker Rückgang der Wachstumsrate im 
Zwölf-Monats-Abstand von ihrem Hö-
hepunkt mit 9,1 % im Dezember 2008 
auf 2,1 % im September 2009 festzu-
stellen. 

Die schleppende Kreditvergabe der 
Banken an den privaten Sektor (Private 
Haushalte und Nichtfinanzielle Unter-

nehmen) wurde durch ein höheres An-
leihevolumen der Nichtfinanziellen Un-
ternehmen zum Teil kompensiert. Die 
Finanzierung der Unternehmen über 
den Anleihemarkt verdreifachte sich 
von 1,2 Mrd EUR (Jänner bis Septem-
ber 2008) auf 3,6 Mrd EUR (Jänner bis 
September 2009). Damit wurde der 
bisherige Rekordwert für Unterneh-
mensanleihen von 2,7 Mrd EUR in den 
ersten drei Quartalen 2007 um fast 
1 Mrd EUR übertroffen. 

3  Zunahme der Sicht- und 
 Spareinlagen – Rückgang der 
Termineinlagen

Die Einlagen inländischer Nichtbanken 
bei allen in Österreich meldepflichti-
Die Einlagen inländischer Nichtbanken 
bei allen in Österreich meldepflichti-
Die Einlagen inländischer Nichtbanken 

gen Kreditinstituten nahmen gegen-
über dem Jahresende 2008 um 0,4 %  
(+1,15 Mrd EUR) auf 276,89 Mrd EUR 
zu. Hervorzuheben war die Entwick-
lung der Sichteinlagen, die um 7,25 
Mrd EUR bzw. 9,6 % anstiegen. Im 
Gegensatz dazu war bei den Termin-
einlagen ein deutlicher Rückgang im 

Zwölf-Monats-Wachstumsraten der Kredite 
an Private Haushalte und Nichtfinanzielle Unternehmen

Grafik 3fik 3f

Quelle: OeNB.
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Ausmaß von 8,58 Mrd EUR (–19,1 %) 
zu verzeichnen; diese Entwicklung war 
bei allen Banken erkennbar.

Ein moderates Wachstum konnte 
weiterhin bei den Spareinlagen (+1,6 %) 
verzeichnet werden, woraus ein Stand 
von 157,86 Mrd EUR  resultierte. Ende 
September 2009 verteilten sich die Einla-
gen auf 57,0 % Spareinlagen, 29,9 % Sicht-
einlagen (82,75 Mrd EUR) und 13,1 % 
Termineinlagen (36,28 Mrd EUR).

Das Einlagenwachstum war sekto-
ral mehrheitlich auf die Privaten Haus-
halte (+4,41 Mrd EUR) zurückzufüh-
ren. Bei den Nichtfinanziellen Unter-
nehmen war insgesamt nur eine 
Veränderung von +0,22 Mrd EUR er-
kennbar. Das Gesamteinlagenwachs-
tum wurde durch Rückgänge bei den 
Nichtbanken-Finanzintermediären und 
im Sektor Staat deutlich geschmälert.

4  Refinanzierung der Kredite 
durch Einlagen erhöhte sich 
gegenüber dem Ultimo 2008

Rückläufige Kreditvergabe an inländi-
sche Nichtbanken bei schwach an-
steigenden Einlagen führte Ende Sep-

tember 2009 im Vergleich zum Ultimo 
2008 zu einer um 1,3 Prozentpunkte 
höheren Refinanzierungsquote der 
Kredite durch Einlagen; diese erreichte 
Ende September 2009 91,3 % und lag 
damit um fast 9 Prozentpunkte höher 
als im langjährigen Durchschnitt von 
1995 bis Mitte 2007, dem Beginn der 
Finanzmarktkrise. Diese Entwicklung 
verlief jedoch im Jahresverlauf nicht 
kontinuierlich. So stieg die Refinanzie-
rungsquote der Kredite im ersten 
Quartal 2009 auf 92,7 %, um in der 
Folge vor allem durch rückläufige Ein-
lagen zu sinken. 

5 Verbessertes Betriebsergebnis

Das unkonsolidierte Betriebsergebnis 
der in Österreich tätigen Kreditinsti-
Das unkonsolidierte Betriebsergebnis 
der in Österreich tätigen Kreditinsti-
Das unkonsolidierte Betriebsergebnis 

tute belief sich in den ersten drei Quar-
talen 2009 auf 4,91 Mrd EUR. Vergli-
chen mit der entsprechenden Vorjah-
resperiode entsprach dies einer 
Steigerung um 0,61 Mrd EUR bzw. 
14,1 %. Grundlage dafür waren einer-
seits die um 0,37 Mrd EUR bzw. 2,9 % 
gewachsenen Betriebserträge und ande-
rerseits die leicht gesunkenen Betriebs-

Einlagenfinanzierung der Kredite

Grafik 4fik 4f

Quelle: OeNB.
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aufwendungen (–0,24 Mrd EUR bzw. 
–2,9 %). Der deutliche Anstieg des Be-
triebsergebnisses basierte hauptsächlich 
auf den Zuwächsen von vier Großban-
ken (Erste Group Bank, RZB, UniCre-
dit CAIB und UniCredit Bank Austria).

Die unkonsolidierte Cost-Income-
Ratio der in Österreich tätigen Kredit-
institute verbesserte sich auf 62,2 % 
und lag damit unter dem langjährigen 
Bestwert der ersten drei Quartale
eines Jahres (63,2 % im Jahr 2007). 
Die beste Relation im sektoralen Ver-
gleich wiesen die Raiffeisenbanken mit 
53,9 % auf.

Die unkonsolidierten Betriebser-
träge der Kreditinstitute insgesamt be-
trugen in den ersten drei Quartalen 
2009 12,98 Mrd EUR (+0,37 Mrd 
EUR bzw. +2,9 %). Das Wachstum des 
Betriebsergebnisses war hauptsächlich 
auf den Nettozinsertrag, der 6,56 Mrd 
EUR betrug (+0,55 Mrd EUR bzw. 
+9,2 % gegenüber der Vergleichsperiode 
2008), und auf den wieder positiven 
Saldo aus dem Finanzgeschäft, der sich 
auf 0,37 Mrd EUR belief (+0,69 Mrd 
EUR), zurückzuführen.

Die restlichen Bestandteile der Be-
triebserträge waren im Vergleich zu 
den ersten drei Quartalen 2008 rück-

läufig. Die Erträge aus Wertpapieren 
und Beteiligungen verringerten sich 
um 0,35 Mrd EUR bzw. 13,7 % auf 
2,23 Mrd EUR. Weiters konnte beim 
Saldo aus dem Provisionsgeschäft ein 
Rückgang um 0,52 Mrd EUR bzw. 
16,1 % auf 2,68 Mrd EUR beobachtet 
werden. In dieser Position wirkte sich 
vor allem der rückläufige Saldo aus 
dem Wertpapierprovisionsgeschäft aus 
(–0,29 Mrd EUR bzw. –25,7 % auf 
0,83 Mrd EUR). Die sonstigen betrieb-
lichen Erträge nahmen geringfügig um 
0,01 Mrd EUR bzw. 0,5 % ab.

Aufgrund der beschriebenen Ent-
wicklungen erhöhte sich auf Ebene aller 
in Österreich tätigen Kreditinstitute 
wicklungen erhöhte sich auf Ebene aller 
in Österreich tätigen Kreditinstitute 
wicklungen erhöhte sich auf Ebene aller 

der Anteil des Nettozinsertrags an den 
gesamten Betriebserträgen auf 50,6 % 
(47,7 % in den ersten drei Quartalen 
2008).

Die Betriebsaufwendungen der in-
ländischen Kreditinstitute sanken im 
Vergleich zu den ersten drei Quartalen 
2008 um 0,24 Mrd EUR bzw. 2,9 % 
auf 8,08 Mrd EUR. Die absolut gese-
hen größten Rückgänge wurden beim 
Sachaufwand (–0,12 Mrd EUR bzw. 
–4,1 %  auf 2,72 Mrd EUR) verzeich-
net. Die Personalaufwendungen gingen 
um 2,1 % bzw. 0,09 Mrd EUR auf 

Cost-Income-Ratio der in Österreich tätigen Kreditinstitute

Grafik 5fik 5f

Quelle: OeNB.
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4,23 Mrd EUR zurück. Allerdings kam 
es in den Unterpositionen zu Verschie-
bungen. Die größte Änderung betraf 
die Dotierung der Pensionsrückstel-
lung (–0,10 Mrd EUR bzw. –75,8 % 
auf 0,03 Mrd EUR). Die Personalauf-
wendungen machten somit weiterhin 
mit einem Anteil von 52,4 % den Groß-
teil der Betriebsaufwendungen aus.

Für das Gesamtjahr 2009 erwarten 
die in Österreich tätigen Kreditinstitute 
auf Basis der ersten drei Quartale ein 
Betriebsergebnis von 6,27 Mrd EUR. 
Zum Berichtstermin 30. Juni 2009 
wurde mit einem Jahresbetriebsergeb-
nis von 6,21 Mrd EUR gerechnet, das 
– verglichen mit dem aktuellen Vor-
schauwert – um 0,07 Mrd EUR bzw. 
1,1 % geringer war.

6  Verringerung der Anzahl der 
Bankstellen

Aufgrund von acht Schließungen (Ame-
rican Express Bank Ltd., Bank Medici 
AG, Eurotours GmbH und fünf §-9-
Instituten) sowie sechs Fusionen 
(Sparda Bank AG und fünf Raiffeisen-

banken) bei vier Neugründungen (Erste 
Asset Management GmbH, eine Wech-
selstube und zwei §-9-Institute) verrin-
gerte sich die Anzahl der Hauptanstal-
ten in den ersten drei Quartalen 2009 
von 867 auf 857.

Die Anzahl der Zweigstellen wurde 
gleichzeitig um 62 reduziert. Somit gab 
es in den ersten neun Monaten 2009 im 
österreichischen Bankstellennetz einen 
Rückgang um 72 auf 5.049 Standorte.

Die insgesamt 94 Schließungen von 
Bankstellen betrafen – regional be-
trachtet – folgende Bundesländer: In 
Wien wurden 34, in der Steiermark 17, 
in Niederösterreich zehn, in Tirol 
neun, in Kärnten sieben, in Ober-
österreich sechs, in Salzburg fünf, so-
wie im Burgenland und in Vorarlberg je 
drei Bankstellen geschlossen. Die neu 
hinzugekommenen Bankstellen (22) 
betrafen Wien mit acht, Oberöster-
reich mit vier, Niederösterreich und 
 Tirol mit je drei, Kärnten mit zwei, 
 sowie Salzburg und die Steiermark mit 
jeweils einer.

Entwicklung des erwarteten Jahresbetriebsergebnisses und des Jahresüberschusses

Grafik 6fik 6f

Quelle: OeNB.
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7  Erholung im Investmentfonds-
geschäft setzt sich fort

Im dritten Quartal 2009 verringerten 
die österreichischen Anbieter von In-
vestmentfonds ihre Angebotspalette um 
weitere 40 Fonds. Per Ende September 
2009 legten 30 Kapitalanlagegesell-
schaften 2.230 Investmentfonds auf.

Das Fondsvolumen der Investment-
fonds (inklusive „Fonds in Fonds“-Ver-
anlagungen) verzeichnete im März 
2009 mit 123,0 Mrd EUR seinen 
Tiefststand und stieg danach bis Sep-
tember 2009 wieder kontinuierlich an. 
Insgesamt erhöhte sich das Fonds-
volumen im dritten Quartal 2009 mit 
8,18 Mrd EUR bzw. 6,3 % wieder rela-
tiv kräftig und erreichte per Ende Sep-
tember 2009 137,4 Mrd EUR. Damit 
entspricht das aktuell verwaltete Volu-
men in etwa dem Stand im zweiten 
Quartal 2005.

Die Zunahme war vor allem bei In-
vestitionen im Ausland festzustellen. So 
stiegen die ausländischen Rentenwerte 
um 3,38 Mrd EUR, gefolgt von aus-
ländischen Aktien und Beteiligungs-
papieren mit 2,16 Mrd EUR sowie aus-
ländischen Investmentzertifikaten mit 
2,00 Mrd EUR. Einen relativ kräftigen 
 Anstieg zeigten mit +0,44 Mrd EUR 

bzw. 20,6 % auch österreichische  Aktien, 
während inländische Rentenwerte leicht 
rückgeführt wurden. Bei den Immobi-
lienveranlagungen wurde keine Bewe-
gung festgestellt.

Unter Ausklammerung der „Fonds 
in Fonds“-Veranlagungen errechnete 
sich für das konsolidierte Fondsvolu-
men Ende September 2009 ein Bestand 
von 114,2 Mrd EUR, der in etwa dem 
Niveau, das zuletzt im ersten Quartal 
2005 erreicht wurde, entspricht.

Mit 1,73 Mrd EUR wurden im 
 dritten Quartal 2009 wieder verstärkt 
österreichische Investmentfondsanteile 
nachgefragt. Abzüglich Ausschüttun-
gen in Höhe von 0,38 Mrd EUR ergab 
sich daher ein Nettokapitalzufluss von 
1,35 Mrd EUR. Das Ergebnis des Ge-
samtjahres wurde jedoch durch die 
 hohen Abflüsse im ersten Quartal 2009 
gedrückt, sodass sich abzüglich Aus-
schüttungen von 1,31 Mrd EUR ein 
Nettokapitalabfluss von 0,36 Mrd EUR 
für die ersten neun Monate 2009 ergab. 
Die Kursgewinne (inklusive Erträge/
Aufwendungen) fielen mit 5,78 Mrd 
EUR im dritten Quartal erneut kräftig 
aus. Insgesamt verzeichneten die öster-
reichischen Investmentfonds seit Jahres-
beginn Nettokursgewinne und -erträge 

Veranlagungsvolumen und Anzahl der Investmentfonds 

Grafik 7fik 7f

Quelle: OeNB.
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von 8,95 Mrd EUR, sodass der er-
wähnte geringe Kapitalabfluss bei 
 weitem kompensiert und von Ende 
 Dezember 2008 bis Ende September 
2009 das veranlagte Kapital um 
8,59 Mrd EUR bzw. 8,1 % erhöht wer-
den konnte.

Per Ende September 2009 wurden 
in den Ländern der WWU (exklusive 
Österreich) 60,81 Mrd EUR (53,2 %), 
im Inland 26,37 Mrd EUR (23,1 %) 
und in Ländern der übrigen Welt 27,04 
Mrd EUR (23,7 %) veranlagt. 

8  Deutliche Erhöhung des 
 Vermögensbestands der 
 Pensionskassen

Der Vermögensbestand der 19 Pensions-
kassen erhöhte sich in den ersten drei 
Quartalen 2009 deutlich (um 1,4 Mrd 
EUR oder 11,6 %) auf 13,3 Mrd EUR.

Diese Erhöhung ist nicht nur auf 
Wertsteigerungen bei den vorhandenen 
Aktiva, sondern auch auf Neukunden 
sowie auf Nachschüsse bei bestehenden 
Verträgen einiger Pensionskassen zu-
rückzuführen.

In den ersten drei Quartalen 2009 
gab es für die Pensionskassen vor allem 

ein deutliches Plus bei den inländischen 
Investmentzertifikaten (um 1,7 Mrd 
EUR oder 18,0 %). Die Guthaben bei 
inländischen Banken sanken hingegen 
um 0,4 Mrd EUR bzw. 46,4 %. Auch 
die Sonstigen Aktiva nahmen um 
0,1 Mrd EUR oder 41,0 % ab.

Diese Entwicklungen zeigen, dass 
die Pensionskassen im Verlauf der ers-
ten drei Quartale 2009 von den ge-
parkten Geldern wieder in echte In-
vestments – in Investmentzertifikate – 
wechselten. Dabei profitierten sie von 
den steigenden Kursen im zweiten und 
dritten Quartal.

Per 30. September 2009 waren die 
inländischen Investmentzertifikate mit 
84,5 % Anteil am gesamten Vermö-
gensbestand unverändert die bei wei-
tem wichtigste einzelne Anlageform. 
Es folgten die ausländischen Invest-
mentzertifikate mit 6,5 % und – immer 
noch – die Guthaben bei inländischen 
Banken mit einem Anteil von 3,2 %.

Laut Oesterreichischer Kontroll-
bank AG haben die Aktivpositionen der 
Pensionskassen in den ersten drei 
Quartalen 2009 einen Wertzuwachs 
von 7,6 % erfahren.

Pensionskassen – Vermögensbestand

Grafik 8fik 8f

Quelle: OeNB.

in Mrd EUR Anzahl

14

13

12

11

10

22

21

20

19

18

17

2005 2006 2007 2008 2009
Q4Q3 Q1 Q2 Q4Q3 Q1 Q2 Q4Q3 Q1 Q2 Q4Q3 Q1 Q2 Q3

Vermögensbestand (linVermögensbestand (linV kekek Achse) Anzahl der Pensionskassen (rechterechter Achse)



Bilanzsumme seit März 2009 rückläufig 

30  STATISTIKEN Q1/10

9  Betriebliche Vorsorgekassen: 
Volumen von 2,66 Mrd EUR

Nach siebenjähriger Geschäftstätigkeit 
der neun BV-Kassen ist die Anzahl 
der Anwartschaftsberechtigten mittler-
weile auf 3,25 Millionen per Ende Sep-
tember 2009 gestiegen. Zu diesem Stich-
tag konnte ein Volumen von 2,66 Mrd 
EUR verzeichnet werden, woraus sich ein 
Anstieg um 0,54 Mrd EUR oder 25,5 % 
gegenüber dem Ultimo 2008 ergab.

Die BV-Kassen verzeichneten bei 
den anrechenbaren Eigenmitteln zum 
Ende des dritten Quartals 2009 ein 
V olumen von 27,52 Mio EUR, das ent-
sprach einer geringen Reduktion um 
0,39 Mio EUR oder 1,4 % gegenüber 
dem Jahresultimo 2008.

Für die Erfüllung der Kapitalgaran-
tie haben die neun BV-Kassen eine 
Rücklage zur Sicherung gebildet. Diese 
belief sich Ende September 2009 auf 
2,84 Mio EUR (2,01 Mio EUR am 
 Jahresende 2008).

Ende September 2009 erreichten 
die direkten Veranlagungen ein Volu-
men in Höhe von 1,04 Mrd EUR. Das 
bedeutete eine Reduktion um 0,03 Mrd 
EUR oder 2,4 % gegenüber dem  Ultimo 
2008. Die indirekten Veranlagungen 
lagen Ende September 2009 bei  einem 
Wert von 1,63 Mrd EUR; das ent-
sprach einer Erhöhung um 0,55 Mrd 
EUR oder 51,2 % gegenüber dem Jahres-
ende 2008.

Ausgewählte Kennzahlen aus dem Bereich der Finanzstatistik

unkonsolidiert Stand Sep. 09 Kumulative Veränderung

Q3 09 Q3 08

Anzahl der Hauptanstalten 857 –10 1
Anzahl der Auslandstöchter (>25 %) 105 2 3

in Mio EUR in %

Bilanzsumme 1.047.096 –2,1 19,1
Direktkredite 303.204 –1,0 5,2
Spareinlagen 157.864 1,6 1,4
Vermögensbestand Pensionskassen 13.321 11,6 –5,6
Verwaltetes Vermögen Investmentfonds 137.352 7,8 –15,0

in % in Prozentpunkten

Anteil der FW-Kredite an Gesamtkrediten 17,4 –0,7 1,4
Anteil der Kredite in JPY an FW-Krediten insgesamt 5,5 0,0 1,2
Anteil der Kredite in CHF an FW-Krediten insgesamt 85,9 –0,2 –1,5
Anteil Auslandsaktiva an der Bilanzsumme 34,3 –0,9 –1,7
Anteil Auslandspassiva an der Bilanzsumme 25,2 0,0 –1,9
Volumen Derivativgeschäfte in % der Bilanzsumme 222,0 11,0 –11,8
Cost-Income-Ratio 62,2 6,7 4,0
Relation Nettozinsertrag/Betriebserträge 50,6 10,4 5,4
Relation Personalaufwand/Betriebsaufwendungen 52,4 1,8 1,6
Kernkapital unkonsoldiert 13,7 0,9 –0,8

Quelle: OeNB.
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1  Methodologie und Mindest-
anforderungen

1.1  Methodologie
Diese Analyse beschäftigt sich mit auf-
sichtsrechtlich relevanten Daten öster-
reichischer Bankkonzernmütter, wobei 
ein Vergleich zwischen unkonsolidier-
ter und konsolidierter Ebene zum drit-
ten Quartal 2009 erfolgen soll. 

Für Zwecke dieser Analyse wird 
der Konsolidierungskreis der Kreditins-
titutsgruppe (KI-Gruppe) gemäß § 30 
BWG herangezogen. Demnach liegt 
eine KI-Gruppe vor, wenn:
– ein übergeordnetes Institut (Kredit-

institut und/oder Finanzholdingge-
sellschaft) 

– mit Sitz im Inland
– bei einem oder mehreren nachge-

ordneten Kredit-, Finanzinstituten, 
Wertpapierfirmen oder Anbietern 
von Nebendienstleistungen

– mit Sitz im In- oder Ausland
– Beherrschung – mittels Kapital- 

oder Stimmrechtsmehrheit bzw. 
tatsächlicher Beherrschung – 

ausübt. Im Fall einer Mehrfachkonsoli-
dierungspflicht – siehe Abbildung – 
wird jeweils nur der höchste Konsoli-
dierungskreis (FH2 steht über KK3) 
verwendet, um eine Datenredundanz 
zu vermeiden.

Im Folgenden wird einerseits das 
Risikopotenzial gemäß Basel II (Eigen-
mittelerfordernis) im Vergleich zu den 
vorhandenen Risikodeckungsmassen 
(anrechenbare Eigenmittel) und ande-
rerseits die Begrenzung von Risiko-
konzentrationen (Klumpenrisiko/Groß-
veranlagungen) übergeordneter Insti-
tute analysiert.

Aufsichtsrechtliches Risiko der
österreichischen Bankkonzerne
Gegenüberstellung von Einzelinstituten und Konzernen

Das aufsichtsrechtliche Risiko wird durch das Bankwesengesetz (BWG) definiert und beinhal-
tet das Kredit- und das Marktrisiko (inklusive Abwicklungsrisiko) sowie das Operationelle
Risiko. Dieses wird den vorhandenen Eigenmitteln gegenübergestellt und daraus ergibt sich als 
Differenz ein Risikopuffer, der sogenannte Eigenmittelüberschuss. Es soll eine Aussage über 
die Risikosituation getroffen werden, die einerseits das Kreditinstitut in einer isolierten
Betrachtung (z. B. Erste Bank AG) und andererseits das Kreditinstitut als übergeordnete
Mutter von in- und ausländischen Tochterinstituten (z. B. Erste Group) in den Fokus der
Analyse rückt. Im Bereich der Konzerne stieg zum dritten Quartal 2009 das Risiko, die Eigen-
mittel hingegen erhöhten sich gegenüber jenen der Konzernmütter (Einzelinstitut) nur gering-
fügig, was in einer niedrigeren Eigenmittelquote zum Ausdruck kam. Ähnlich verhielt es sich im
Bereich des Klumpenrisikos, da offensichtlich dem konsolidierten Konzentrationsrisiko höhere 
aufsichtsrechtliche Risikogewichte zugeordnet wurden. Diese Ergebnisse lassen sich aus den 
Risikodaten ableiten, die aufgrund eines Vergleichs österreichischer Banken auf Einzelinstituts- 
mit der Konzernebene zustande kamen.

Jürgen Eckhardt,
Roman Hofstätter1

1 Juergen.Eckhardt@oenb.at; Roman.Hofstaetter@oenb.at
2 Kreditinstitutsgruppe mit übergeordneter Finanzholding.
3 Kreditinstitutsgruppe ohne übergeordnete Finanzholding.

Finanzholding

Kreditinstitut
KI-Gruppe (FH)

KI-Gruppe (KK)
KI FI ......
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1.2  Aufsichtsrechtliche Mindest-
anforderungen

Das Eigenmittelerfordernis insgesamt 
stellt das betragsmäßige, durch auf-
sichtsrechtlich vorgegebene Parameter 
bzw. eigene Modelle ermittelte, mit
Eigenmitteln unterlegungspflichtige 
Risiko eines Kreditinstituts dar. Fol-
gende Risiken sind gemäß § 22 BWG 
mit Eigenmitteln zu unterlegen:
– Kreditrisiko
– Marktrisiko (inklusive Abwicklungs-

risiko)
– Operationelles Risiko
Die Berechnungsansätze dieser Risiko-
bereiche spiegeln den Risikogehalt der 
eingegangenen Geschäfte wider, da sich 
die Höhe der zu haltenden Eigenmittel 
am Risiko der Geschäfte der Kreditins-
titute orientiert.

Die bankaufsichtsrechtlichen Eigen-
mittelbestandteile sind nicht deckungs-
gleich mit dem bilanzrechtlichen Eigen-
kapital. Die Eigenmittelkomponenten 
weisen unterschiedliche Qualitäten auf. 
Folgende unterschiedliche Kategorien 
kennt der § 23 BWG:
– Die beste Eigenmittelqualität weist 

das Kernkapital (Tier 1-Kapital) auf;
– alle übrigen Eigenmittelbestand-

teile sind nur im bestimmten Aus-
maß zum Kernkapital anrechenbar 
und werden deshalb ergänzende
Eigenmittel (Tier 2-Kapital) genannt. 
Diese Kategorie unterscheidet wei-
ter in Tier 2-Kapital höherer und 
niedrigerer Qualität und wird un-
ter anderem durch eigene Emissio-
nen generiert;

– die letzte Kategorie stellen die 
Dritt rangmittel (Tier 3-Kapital) dar, 
die ausschließlich zur Deckung des 
Marktrisikos verwendbar sind.

Großveranlagungen repräsentieren das 
sogenannte „Klumpenrisiko“, das heißt 
die Gefahr von Risikokonzentrationen. 

Die Norm des § 27 BWG regelt beson-
ders hohe „Kreditaufnahmen/Bankge-
schäfte“ eines einzelnen Kreditnehmers 
bzw. mehrerer Kreditnehmer, die als 
ein Kreditnehmer zu sehen sind 
(Gruppe verbundener Kunden), um zu 
verhindern, dass es im Fall der Zah-
lungsunfähigkeit dieses Kreditnehmers 
bzw. dieser Kreditnehmergruppe zu
einer Gefährdung des Kreditinstituts 
kommt. Daher normiert das BWG, 
dass eine einzelne Großveranlagung (ab 
500.000 EUR oder 10 % der anrechen-
baren Eigenmittel eines Kreditinstituts 
bzw. der KI-Gruppe) nach der Gewich-
tung des jeweiligen Vertragspartners 
mit gesetzlich vorgegebenen Risiko-
gewichten nicht höher als 25 % der an-
rechenbaren Eigenmittel (bei Geschäf-
ten mit Vertragspartnern im eigenen 
Konzern maximal 20 %) sein darf und 
die Gesamtheit aller Großveranlagun-
gen nicht das 8-Fache der anrechen-
baren Eigenmittel überschreiten darf.

Aufgrund des gesetzlichen Auf-
trags, normiert durch das BWG, hat 
die Oesterreichische Nationalbank 
(OeNB) gutachterliche Äußerungen 
bezüglich der Einhaltung erwähnter 
Ordnungsnormen abzugeben. Dies um-
fasst unter anderem die Überprüfung, 
Ordnungsnormen abzugeben. Dies um-
fasst unter anderem die Überprüfung, 
Ordnungsnormen abzugeben. Dies um-

ob die gemeldeten Eigenmittelerfor-
dernisse durch entsprechend anrechen-
bare Eigenmittel abgedeckt bzw. ob die 
Einzel-/Gesamtgroßveranlagungsgren-
zen vom meldepflichtigen Kreditinsti-
tut eingehalten wurden.

2  Datenlandschaft

Zum dritten Quartal 2009 gab es
in Österreich 60 Bankkonzernmütter 
Zum dritten Quartal 2009 gab es
in Österreich 60 Bankkonzernmütter 
Zum dritten Quartal 2009 gab es

(diese haben unter anderem 322 in- und 
ausländische Kreditinstitute in ihrem 
Konsolidierungskreis), die für diese 
Analyse von Relevanz sind. 
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2.1  Risikopotenzial versus Risiko-
deckungsmassen

Tabelle 1 zeigt, dass sowohl unkonsoli-
diert als auch konsolidiert ausreichende 
Überhänge der Risikodeckungsmassen 
gegenüber dem Risikopotenzial gemäß 
Basel II vorhanden waren. Unkonsoli-
diert betrug der Eigenmittelüberschuss 
zum dritten Quartal 2009 36,39 Mrd 
EUR, konsolidiert nur noch 20,88 Mrd 
EUR.

Auffällig ist, dass ab Einführung 
von Basel II der konsolidierte Eigen-
mittelüberschuss (Grafik 1) weitgehend 
unverändert blieb, wogegen der unkon-

solidierte Überschuss stetig anstieg. 
Gründe dafür könnten in der Anwen-
dung anderer Risikogewichte – z. B. 
schlechteres Länderrating – bzw. beim 
Erwerb von Beteiligungen im CESEE-
Raum4 und daraus resultierendem Brutto-4 und daraus resultierendem Brutto-4

forderungszuwachs liegen. 
Das unkonsolidierte Gesamteigen-

mittelerfordernis (Grafik 2) belief sich 
Ende September 2009 auf 26,26 Mrd 
EUR und war im Vergleich zur konsoli-
dierten Betrachtung um 19,57 Mrd 
EUR niedriger. Relativ betrachtet war 
somit das Risikopotenzial unter Einbe-
ziehung aller konsolidierungspflichti-

Tabelle 1

Eigenmittelerfordernis und Eigenmittel gemäß §§ 22, 23 und 24 BWG
Stand September 2009

Unkonsolidiert Konsolidiert Differenz Verhältnis1

in Mio EUR in %

Bruttoforderung 777.419 1.167.030 389.611 150,1
Durchschnittlicher 
Eigenmittelunterlegungsfaktor 3,4 3,9 0,5 116,2
Bemessungsgrundlage Kreditrisiko 293.879 504.172 210.293 171,6
 Risikogewichtete Aktiva 248.238 442.160 193.922 178,1
 Off Balance Anlage 1 41.065 54.567 13.502 132,9
 Off Balance Anlage 2 4.575 7.444 2.869 162,7
Eigenmittelerfordernis (insgesamt) 26.262 45.828 19.566 174,5
Kreditrisiko 23.630 40.524 16.893 171,5
 Standardansatz 16.366 28.079 11.713 171,6
 IRB-Ansatz 7.264 12.444 5.180 171,3
Marktrisiko 1.211 1.686 476 139,3
Operationelles Risiko 1.097 3.516 2.418 320,4
aus dem Umstieg auf Basel II und 
sonstige Eigenmittelerfordernisse 321 102 –219 31,8
Eigenmittel (insgesamt) 62.652 66.710 4.058 106,5
Kernkapital 45.662 48.619 2.957 106,5
Ergänzende Eigenmittel 19.744 21.612 1.868 109,5
Abzugsposten 3.394 4.219 825 124,3
Tier 3-Kapital 1.083 1.141 58 105,4

Unkonsolidiert Konsolidiert Differenz

in % in Prozentpunkten

Kernkapitalquote 13,4 8,1 –5,3
Eigenmittelquote (Solvency Ratio)2 19,2 11,7 –7,5

Quelle: OeNB.
1 Auf unkonsolidierter Basis.
2 (Anrechenbare Eigenmittel + Min(Eigenmittelerfordernis für das Marktrisiko;Tier 3)) / (Gesamteigenmittelerfordernis * 12,5).

4 Zentral-, ost- und südosteuropäische Länder (Central, Eastern and Southeastern European countries – CESEE).
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gen in- und ausländischen Institute um 
74,5 % höher und erreichte einen Stand 
von 45,83 Mrd EUR.

Die unkonsolidierte Bemessungs-
grundlage für das Kreditrisiko machte 
im September 2009 293,88 Mrd EUR 
aus. Im Vergleich dazu betrug die ge-
mäß § 30 BWG konsolidierte Bemes-

sungsgrundlage 504,17 Mrd EUR und 
lag damit um 71,6 % über jener der 
Bankkonzernmütter. Hingegen waren 
die Bruttoforderungen5 konsolidiert 
um 50,1 % höher als auf unkonsolidier-
ter Basis. Daraus ist zu schließen, dass 
im konsolidierten Bereich höhere Risi-
kogewichte zur Anwendung kamen.
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konsolidiertunkonsolidiert

40

35

30

25

20

15

10

5

0
Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3

Eigenmittelüberschuss

Grafik 1

Quelle: OeNB.

2006 2007 2008 2009

in Mrd EUR

konsolidiertunkonsolidiert

55

50

45

40

35

30

25

20

15
Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3

Eigenmittelerfordernis insgesamt

Grafik 2

Quelle: OeNB.

2006 2007 2008 2009

5 Auf Basis der Bruttoforderungswerte berechnet sich unter Anwendung von Risikogewichten die Bemessungsgrund-
lage für das Kreditrisiko.
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Unkonsolidiert hatten die risikoge-
wichteten Aktiva einen Anteil von 
84,5 %, die außerbilanzmäßigen Ge-
schäfte6 (Off Balance Anlage 1) 14,0 % 
und die Derivate (Off Balance Anlage 2) 
1,5 % an der Bemessungsgrundlage für 
das Kreditrisiko. Ähnlich verhält es 
1,5 % an der Bemessungsgrundlage für 
das Kreditrisiko. Ähnlich verhält es 
1,5 % an der Bemessungsgrundlage für 

sich konsolidiert mit Anteilen von 
87,7 %, 10,8 % und 1,5 %.

Das gemäß § 22 BWG berechnete 
Eigenmittelerfordernis (Risikopoten-
zial) ist den Eigenmitteln gemäß § 23 

BWG (Risikodeckungsmassen) gegen-
überzustellen, damit geprüft werden 
kann, ob die in Österreich tätigen Kre-
überzustellen, damit geprüft werden 
kann, ob die in Österreich tätigen Kre-
überzustellen, damit geprüft werden 

ditinstitute bzw. KI-Gruppen jederzeit 
ausreichend anrechenbare Eigenmittel 
gemäß §  22 Abs. 1 BWG halten.

Der Eigenmittelstand österreichi-
scher Bankkonzerne und ihrer Mütter 
erhöhte sich seit Jahresbeginn 2007
stetig. Unkonsolidiert belief sich dieser 
auf 62,65 Mrd EUR bzw. konsolidiert 
auf 66,71 Mrd EUR. Die konsolidier-

in Mrd EUR
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6 Beispielsweise Haftungen, Garantien und Kreditrahmen.
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ten Eigenmittel waren damit zum
30. September 2009 um 4,06 Mrd 
EUR bzw. 6,5 % höher als auf Einzel-
kreditinstitutsbasis. Die konsolidierte 
Eigenmittelausstattung (Solvency Ratio) 
betrug 11,7 % (–7,5 Prozentpunkte ge-
genüber der unkonsolidierten Kenn-
zahl). Dies resultiert aus dem relativ 
stärkeren Anstieg des konsolidierten 
Risikopotenzials  (+74,5 % gegenüber 
unkonsolidierter Basis) im Verhältnis 
zu den konsolidierten Risikodeckungs-
massen (+6,5 % gegenüber unkonsoli-
dierter Basis).

Die international häufig analysierte 
Tier 1-Ratio (Kernkapitalquote) betrug 
im dritten Quartal 2009 auf unkonsoli-
dierter Ebene 13,4 %. Demgegenüber 
belief sich die konsolidierte Tier 1-Ratio 
auf 8,1 %. 

2.2  Begrenzung von Risiko-
konzentrationen

Die Bankkonzernmütter übermittelten 
unkonsolidiert zum Berichtstermin 
September 2009 ein ungewichtetes 

Großveranlagungsgesamtvolumen von 
336,61 Mrd EUR. Im Vergleich dazu 
betrug der konsolidierte Wert 313,05 
Mrd EUR, woraus sich eine Differenz 
von –23,57 Mrd EUR bzw. –7,0 % er-
gab. Nach ihrer Vertragspartnerge-
wichtung in Risikoklassen (0 %, 20 %, 
50 %, 100 %) verblieb konsolidiert ein 
Betrag von 43,81 Mrd EUR (unkonsoli-
diert: 33,38 Mrd EUR); das entsprach 
einer konsolidierten durchschnittlichen 
Gewichtung7Gewichtung7Gewichtung  von 14,0 % (unkonsolidiert: 
9,9 %). Dieses höhere konsolidierte
Risikosensitivitätsmaß resultierte aus 
dem höheren Risikogehalt von Bankge-
schäften, die die nachgeordneten in- 
und ausländischen Tochterinstitute ein-
gingen und die auf konsolidierter Ebene 
entsprechend zu berücksichtigen waren.

Interessant erscheint der konsoli-
dierte Anteil des Derivativgeschäfts – 
das dem Bankbuch zugeordnet ist – am 
Gesamtvolumen der Großveranlagun-
gen. Dieser ist um 1,1 Prozentpunkte 
höher als unkonsolidiert und betrug 
2,6 %. 

in % der Bemessungsgrundlage
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Grafik 5

Quelle: OeNB.
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7 Verhältnis gewichteter Wert zu ungewichtetem Wert.
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Tabelle 2

Großveranlagungen gemäß § 27 BWG
Stand September 2009

Unkonsolidiert Konsolidiert Differenz Verhältnis1

in Mio EUR in %

Risikovorsorge 268 267 –1 99,7
Großveranlagungen 
nach Risikovorsorge 341.413 319.180 –22.233 93,5
 Aktivposten 261.084 246.328 –14.755 94,3
 Außerbilanzielle Geschäfte 39.284 37.872 –1.412 96,4
 Derivate 5.309 8.455 3.146 159,3
 Positionen des Handelsbuchs 35.737 26.525 –9.212 74,2
Zurechnung zu Dritten 4.574 4.801 227 105,0
Ungewichteter Wert 336.613 313.046 –23.567 93,0
Gewichteter Wert 33.387 43.808 10.421 131,2
Gesamtheit aller Großveranlagungen 32.989 43.410 10.421 131,6

Unkonsolidiert Konsolidiert Differenz

in % in Prozentpunkten

Zusammensetzung Großveranlagungen
 Aktivposten 76,5 77,2 0,7
 Außerbilanzielle Geschäfte 11,5 11,9 0,4
 Derivate 1,6 2,6 1,1
 Positionen des Handelsbuchs 10,5 8,3 –2,2
Anteil der Zurechnungen 1,3 1,5 0,2
Durchschnittliche Gewichtung 
der Großveranlagungen 9,9 14,0 4,1

Quelle: OeNB.
1 Auf unkonsolidierter Basis.

in % in %

  Aktivposten  Aktivposten   Außerbilanzielle Geschäfte  Außerbilanzielle Geschäfte   Derivate  Derivate   Positionen des Handelsbuchs  Positionen des Handelsbuchs

Zusammensetzung der Großveranlagungen 

Grafik 6

Quelle: OeNB.
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3  Zusammenfassung
Die Gegenüberstellung österreichi-
scher Bankkonzernmütter auf unkon-
solidierter bzw. konsolidierter Ebene 
zeigt, dass im Bereich der KI-Gruppen 
gemäß § 30 BWG ein höheres Risiko-
potenzial als bei den Müttern festzu-

stellen ist. Ein ähnliches Bild ergibt sich 
im Bereich des Konzentrationsrisikos, 
da hier die konsolidierte durchschnitt-
liche Gewichtung der Großveranlagun-
gen ebenfalls um 4,1 Prozentpunkte 
höher war als unkonsolidiert.



STATISTIKEN Q1/10  39

Die merkliche Verschärfung der Kre-
ditpolitik der österreichischen Banken 
im Verlauf der Krise war bereits im 
dritten Quartal 2009 zum Stillstand 
gekommen. Im vierten Quartal 2009 
setzte sich diese Stabilisierung der
Kreditvergabepolitik fort. Das zeigen 
die Ergebnisse der Umfrage über das 
Kreditgeschäft im Jänner 2010.

Im Rahmen der aktuellen Befra-
gungsrunde wurden zusätzlich zum
regulären Fragenkatalog wieder einige 
Zusatzfragen über die Effekte der Krise 
auf die Refinanzierung der Banken in 
den Fragebogen aufgenommen. Dabei 
zeigte sich, dass bei den Refinanzie-
rungsmöglichkeiten der Banken eine 
Trendwende zu verzeichnen war. Nach-
dem sich der Zugang zu Refinanzie-
rungsmitteln in den letzten beiden
Jahren merklich verschlechtert hatte, 
wurde im vierten Quartal 2009 erst-
mals wieder eine leichte Verbesserung 
gemeldet. Das galt für die Mittelauf-
nahme auf dem Geld- und Anleihe-
markt ebenso wie für Verbriefungen, 
bei den Eigenkapitalkosten wurden

allerdings noch leichte Anspannungen 
berichtet. Die staatlichen Unterstüt-
zungsmaßnahmen für die Banken
(Eigenkapitalzufuhr und Übernahme 
zungsmaßnahmen für die Banken
(Eigenkapitalzufuhr und Übernahme 
zungsmaßnahmen für die Banken

staatlicher Garantien für Bankschuld-
verschreibungen) haben laut Aussage 
der befragten Kreditmanager die Refi-
nanzierungsbedingungen der österrei-
chischen Banken auf den Finanzmärk-
ten im vierten Quartal 2009 weiterhin 
leicht verbessert.

Die Antworten auf den regulären 
Fragebogen zeigen, dass im Firmen-
kundengeschäft die Kreditrichtlinien2 im
vierten Quartal 2009 zum zweiten Mal 
in Folge unverändert belassen wurden, 
nachdem sie zuvor zwei Jahre lang
verschärft worden waren. Sowohl bei 
Ausleihungen an kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) als auch bei
Finanzierungen von Großbetrieben 
blieben die Standards stabil. Für das 
erste Quartal 2010 erwarteten die
befragten Banken weiterhin stabile 
Kreditrichtlinien.

Ein ähnliches Bild bot im vierten 
Quartal 2009 die Entwicklung der

Stabilisierung der Kreditpolitik der
österreichischen Banken
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage 
über das Kreditgeschäft im Jänner 2010

Die Refinanzierungsbedingungen der österreichischen Banken, die zwei Jahre lang durch die 
Finanzkrise beeinträchtigt waren, haben sich im vierten Quartal 2009 leicht verbessert. Das 
zeigen die Ergebnisse der Umfrage über das Kreditgeschäft im Jänner 2010. Zu dieser
Verbesserung des Zugangs der Banken zu großvolumigen Finanzierungen trugen laut Aussage 
der befragten Kreditmanager auch die staatlichen Unterstützungsmaßnahmen für die Banken 
(Eigenkapitalzufuhr und Übernahme staatlicher Garantien für Bankschuldverschreibungen) 
bei. Im Firmenkundengeschäft blieben die Kreditrichtlinien im vierten Quartal 2009 zum
zweiten Mal in Folge unverändert. Auch im Privatkundengeschäft blieben die Standards
konstant. Die Kreditnachfrage der Unternehmen war leicht rückläufig, ebenso die Nachfrage 
der privaten Haushalte nach Konsumkrediten. Die Nachfrage nach Wohnbaukrediten stieg 
leicht.

Walter Waschiczek1

1 Walter.Waschiczek@oenb.at
2 Kreditrichtlinien sind die internen, schriftlich festgelegten und ungeschriebenen Kriterien, die festlegen, welche 

Art von Krediten eine Bank als wünschenswert erachtet.
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Kreditbedingungen.3 Die Zinsspannen – 
für Kreditnehmer durchschnittlicher 
Bonität ebenso wie für risikoreichere 
Kredite – wurden erstmals seit 2007 
wieder leicht gelockert. Die anderen 
Bedingungen für die Vergabe von
Unternehmenskrediten blieben kons-
tant oder wurden, wie die Sicherhei-
tenerfordernisse sowie die Zusatz- oder 
Nebenvereinbarungen, noch leicht
verschärft. Nach Unternehmensgröße 
betrachtet waren praktisch keine
Unterschiede in der Gestaltung der 
Kreditbedingungen zu registrieren.

Die Kreditnachfrage der Unterneh-
men, die nach drei Quartalen rück-
läufiger Entwicklung im dritten Quar-
tal 2009 konstant geblieben war, 
schwächte sich im Berichtszeitraum 
nach Einschätzung der befragten Kre-
ditmanager leicht ab. Dieser Rückgang 
betraf lediglich große Unternehmen, 
die Nachfrage seitens KMU blieb
unverändert. Während der Finanzie-
rungsbedarf für Fusionen und Über-
nahmen bzw. Unternehmensumstruk-
turierungen sowie für Anlageinves-
titionen sank, stieg die Kreditnachfrage 
im Zusammenhang mit Umschuldun-
gen. Für das erste Quartal 2010
erwarteten die Banken eine stabile 
Kreditnachfrage der Unternehmen.

Auch im Privatkundengeschäft gab es 
im vierten Quartal 2009 keine Ände-

 gab es 
im vierten Quartal 2009 keine Ände-

 gab es 

rung in der Kreditpolitik. Die Banken 
ließen für Wohnbaufinanzierungen und 
für Konsumkredite sowohl ihre Kredit-
richtlinien als auch die Kreditbedingungen
unverändert. Für das erste Quartal 

2010 erwarteten die Banken unver-
änderte Vergabekriterien für Wohn-
bau- und Konsumkredite an private 
Haushalte.

Die Nachfrage der privaten Haus-
halte nach Wohnbaukrediten stieg nach 
fünf Quartalen rückläufiger Entwick-
lung im vierten Quartal 2009 leicht an. 
Hauptfaktor dafür waren laut Einschät-
zung der befragten Banken verbesserte 
Aussichten für den Wohnungsmarkt. 
Das Verbrauchervertrauen, das in den 
fünf Quartalen zuvor (zum Teil deut-
lich) dämpfend auf die Kreditnachfrage 
gewirkt hatte, verschlechterte sich im 
Berichtszeitraum nicht mehr weiter. 
Für das erste Quartal 2010 erwarteten 
die Banken keine Veränderung der 
Wohnbaukreditnachfrage. Im Segment 
der Konsumkredite war die Nachfrage 
hingegen leicht rückläufig. Dieser 
Rückgang dürfte im ersten Quartal 
2010 anhalten.

Zusätzlich wurden die Banken dies-
mal auch um ihre Einschätzung der 
Kreditrichtlinien in den nächsten zwölf 
Monaten gebeten, um eine längerfristi-
gere Perspektive auf die Kreditvergabe-
politik der Banken im Verlauf des
Jahres 2010 zu gewinnen. Dabei zeigte 
sich, dass die Banken für das laufende 
Jahr von keiner Änderung der Kredit-
richtlinien ausgehen – mit Ausnahme 
der Finanzierungen von KMU, wo eine 
(allerdings sehr geringfügige) Straffung 
der Standards erwartet wird. Die aktu-
ell zu verzeichnende Stabilisierung der 
Kreditpolitik könnte somit über einen 
längeren Zeitraum anhalten. 

3 Unter Kreditbedingungen sind die speziellen Verpflichtungen zu verstehen, auf die sich Kreditgeber und Kredit-
nehmer geeinigt haben.
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Richtlinien für die Gewährung von Krediten an Unternehmen

Grafik 1fik 1f

1 Einschätzung der Banken für die Entwicklung in den nächsten drei Monaten.

Quelle: OeNB.

–1 = deutlich verschärft / –0,5 = leicht verschärft / 0 = nicht verändert / 0,5 = leicht gelockert / 1 = deutlich gelockert
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Nachfrage nach Krediten an Unternehmen

Grafik 2fik 2f

1 Einschätzung der Banken für die Entwicklung in den nächsten drei Monaten.

Quelle: OeNB.
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Nachfrage nach Krediten durch private Haushalte

Grafik 4fik 4f

1 Einschätzung der Banken für die Entwicklung in den nächsten drei Monaten.

Quelle: OeNB.

–1 = deutlich gesunken / –0,5 = leicht gesunken / 0 = nicht verändert / 0,5 = leicht gestiegen / 1 = deutlich gestiegen
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Richtlinien für die Gewährung von Krediten an private Haushalte

Grafik 3fik 3f

1 Einschätzung der Banken für die Entwicklung in den nächsten drei Monaten.

Quelle: OeNB.

–1 = deutlich verschärft / –0,5 = leicht verschärft / 0 = nicht verändert / 0,5 = leicht gelockert / 1 = deutlich gelockert
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10.18 Leistungsbilanzsalden1)

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

in % des BIP

Belgien 5,6 4,5 3,2 3,3 3,8 0,2 0,6 0,9 0,8
Zypern —2,2 —5,0 —5,9 —7,0 —12,0 —18,0 —11,6 —9,0 —7,7
Deutschland 2,1 4,8 5,2 6,6 7,9 6,6 4,0 3,8 3,7
Irland 0,8 —0,1 —3,4 —4,1 —5,3 —5,1 —3,1 —1,8 —1,5
Griechenland —12,3 —10,3 —11,0 —12,8 —14,7 —13,8 —8,8 —7,9 —7,7
Spanien —4,0 —5,9 —7,5 —9,0 —10,0 —9,5 —5,4 —4,6 —4,2
Frankreich 0,3 —0,6 —1,8 —1,8 —2,3 —3,3 —2,3 —2,2 —2,4
Italien —0,9 —0,6 —1,2 —2,0 —1,8 —3,0 —2,4 —2,4 —2,4
Luxemburg 8,1 11,9 11,0 10,3 9,7 5,5 9,4 11,3 12,2
Malta —3,1 —5,9 —8,8 —9,2 —7,0 —5,6 —3,2 —2,8 —2,5
Niederlande 6,1 8,6 7,5 9,0 8,5 4,2 3,1 3,1 3,9
O‹ sterreich 1,7 2,2 2,2 3,0 3,4 3,6 1,4 1,4 1,8
Portugal —6,4 —7,9 —9,8 —10,4 —9,8 —12,1 —10,2 —10,2 —10,2
Slowenien —0,9 —2,6 —1,8 —2,4 —4,6 —6,1 —0,8 —0,2 —0,6
Slowakische Republik —6,3 —6,6 —8,7 —7,4 —5,1 —6,8 —5,8 —5,3 —5,1
Finnland 5,5 6,7 3,9 4,9 4,0 2,6 1,1 1,2 1,3
ER-16 0,4 1,0 0,2 0,3 0,4 —0,9 —0,7 —0,5 —0,5

Bulgarien —5,9 —6,5 —11,5 —18,6 —22,5 —22,9 —13,7 —9,8 —7,9
Tschechische Republik —6,5 —5,5 —1,7 —2,1 —2,6 —3,3 —2,5 —1,4 —0,8
Da‹nemark 3,5 3,0 4,3 2,9 0,7 2,2 1,9 2,2 2,9
Estland —11,4 —11,2 —10,2 —16,9 —17,9 —9,1 3,9 1,4 —0,3
Lettland —8,2 —12,8 —12,5 —22,5 —22,5 —13,0 6,8 5,4 3,4
Litauen —6,8 —7,5 —7,1 —10,4 —15,0 —12,4 0,1 0,3 —0,4
Ungarn —8,3 —9,2 —8,1 —7,5 —6,6 —6,6 —1,3 —1,7 —1,8
Polen —1,7 —4,1 —1,2 —3,0 —5,2 —5,1 —1,9 —2,8 —3,2
Ruma‹nien —4,9 —5,8 —8,9 —10,6 —13,6 —12,3 —5,5 —5,5 —5,7
Schweden 6,9 6,7 6,1 8,5 9,0 8,3 7,8 7,9 8,3
Vereinigtes Ko‹nigreich —1,6 —2,1 —2,6 —3,3 —2,7 —1,6 —2,4 —1,6 —0,9
EU-27 0,1 0,4 —0,3 —0,4 —0,4 —1,1 —0,8 —0,6 —0,4

Norwegen 12,3 12,7 16,3 17,2 15,9 19,5 9,5 13,4 14,3
Schweiz 12,0 11,5 13,9 12,9 8,9 1,6 7,3 7,0 6,9
USA —4,7 —5,3 —5,9 —6,0 —5,2 —4,9 —3,0 —3,4 —3,3
Japan 3,2 3,7 3,6 3,9 4,8 3,2 1,8 2,0 1,0

Quelle: Europa‹ische Kommission.
Der Vergleichbarkeit wegen werden in diesem Bereich Quellen internationaler Organisationen herangezogen. Daher ko‹nnen die Daten fu‹r O‹ sterreich, wie sie in den anderen
Tabellengruppen ausgewiesen sind, abweichen.
ER-16: fixe Zusammensetzung der Euroraum-La‹nder. Euroraum: wechselnde Zusammensetzung der Euroraum-La‹nder.
1) 2009, 2010, 2011: Prognose der Europa‹ischen Kommission (November 2009).

10

STATISTIKEN Q1/10 D 125

Internationale Vergleiche



Fu‹r die im Tabellenteil enthaltenen Daten sind nachstehend die wichtigsten Informationen (Metadaten)
zusammengefasst. Weitere Erla‹uterungen zu den einzelnen Indikatoren ko‹nnen im Internet auf der
OeNB-Website unter www.oenb.at/Statistik und Melderservice abgerufen werden.

1 OeNB, Eurosystem
und Moneta‹rindikatoren

1.1.1 Ausgewa‹hlte Finanzkennzahlen der
Oesterreichischen Nationalbank — Aktiva

Beschreibung: Die Tabelle stellt die wesentlichsten Aktivposten der
OeNB gegliedert nach territorialen (Euro-Wa‹hrungsgebiet, Nicht-Euro-
Wa‹hrungsgebiet) bzw. sektoralen Gesichtspunkten (MFIs, o‹ ffentliche Haus-
halte, sonstige Ansa‹ssige) dar. Es werden die Monatsultimosta‹nde jeweils
zum Marktwert (Wertpapiere, Fremdwa‹hrungen) ausgewiesen.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Nationalbankgesetz, Vertrag u‹ber die Europa‹ische
Union, Verordnungen des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Euro-
pa‹ischen Zentralbank, Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante
Richtlinien der Europa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Vollerhebung.
Melderkreis: OeNB.

1.1.2 Ausgewa‹hlte Finanzkennzahlen der
Oesterreichischen Nationalbank — Passiva

Beschreibung: Die Tabelle stellt die wesentlichsten Passivposten der
OeNB gegliedert nach territorialen (Euro-Wa‹hrungsgebiet, Nicht-Euro-
Wa‹hrungsgebiet) bzw. sektoralen Gesichtspunkten (MFIs, o‹ ffentliche Haus-
halte, sonstige Ansa‹ssige) dar. Es werden die Monatsultimosta‹nde jeweils
zum Marktwert (Wertpapiere, Fremdwa‹hrungen) ausgewiesen.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Nationalbankgesetz, Vertrag u‹ber die Europa‹ische
Union, Verordnungen des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Euro-
pa‹ischen Zentralbank, Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante
Richtlinien der Europa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Vollerhebung.
Melderkreis: OeNB.

1.2.1 Konsolidierter Ausweis des Eurosystems —
Aktiva

Beschreibung: Aktivseite der konsolidierten Bilanz des Eurosystems. Die
konsolidierte Bilanz des Eurosystems umfasst sa‹mtliche Positionen der
Bilanzen der EZB und der nationalen Zentralbanken, darunter Gold und
Goldforderungen, Fremdwa‹hrungsforderungen oder Forderungen in Euro.
Quelle: EZB.
Rechtsgrundlagen: Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank vom 5. De-
zember 2002 u‹ber die Rechnungslegungsgrundsa‹tze und das Berichtswesen
im Europa‹ischen System der Zentralbanken (EZB/2002/10), Kapitel VII,
Artikel 22 i. V. m. Anhang VI.
Methodik: Die konsolidierten Bilanzen werden von der fu‹r die Konsolidie-
rung zusta‹ndigen Abteilung (Internal Finance) der EZB wo‹chentlich erstellt
und an die nationalen Zentralbanken u‹bermittelt.
Melderkreis: EZB.

1.2.2 Konsolidierter Ausweis des Eurosystems —
Passiva

Beschreibung: Passivseite der konsolidierten Bilanz des Eurosystems.
Die konsolidierte Bilanz des Eurosystems umfasst sa‹mtliche Positionen der
Bilanzen der EZB und der nationalen Zentralbanken, darunter den Bankno-
tenumlauf, Verbindlichkeiten in Euro oder Fremdwa‹hrungsverbindlichkeiten.
Quelle: EZB.
Rechtsgrundlagen: Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank vom 5. De-
zember 2002 u‹ber die Rechnungslegungsgrundsa‹tze und das Berichtswesen
im Europa‹ischen System der Zentralbanken (EZB/2002/10), Kapitel VII, Arti-
kel 22 i. V. m. Anhang VI.
Methodik: Die konsolidierten Bilanzen werden von der fu‹r die Konsolidie-
rung zusta‹ndigen Abteilung (Internal Finance) der EZB wo‹chentlich erstellt
und an die nationalen Zentralbanken u‹bermittelt.
Melderkreis: EZB.

1.3.1 Geldmenge M3 und Gegenposten
im Euroraum

Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Entwicklung der Geldmenge M3 sowie
ihrer Gegenposten, nach Komponenten und Gegenposten gegliedert. Die
Daten werden saisonbereinigt dargestellt.
Quelle: EZB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: Im Euroraum ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.3.2 O‹ sterreichischer Beitrag zu den Euro-
Geldmengen M3 und zu den Gegenposten

Beschreibung: Die Tabelle zeigt den o‹sterreichischen Beitrag zur Geld-
menge M3 sowie die Gegenposten zu M3, nach Komponenten und Gegen-
posten gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.4.1 Konsolidierte Bilanz der im Euroraum
ansa‹ssigen MFIs — Aktiva

Beschreibung: Die Tabelle zeigt ausgewa‹hlte Aktivpositionen der konsoli-
dierten Bilanz der im Euroraum ansa‹ssigen Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs).
Quelle: EZB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: Im Euroraum ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.4.2 O‹ sterreichischer Beitrag zur konsolidierten
Bilanz der im Euroraum ansa‹ssigen MFIs —
Aktiva

Beschreibung: Die Tabelle zeigt den Beitrag der in O‹ sterreich ansa‹ssigen
Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) zu den Aktivpositionen der konsolidierten
Bilanz der im Euroraum ansa‹ssigen MFIs.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.4.3 Konsolidierte Bilanz der im Euroraum
ansa‹ssigen MFIs — Passiva

Beschreibung: Die Tabelle zeigt ausgewa‹hlte Passivpositionen der konso-
lidierten Bilanz der im Euroraum ansa‹ssigen Moneta‹ren Finanzinstitute
(MFIs).
Quelle: EZB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: Im Euroraum ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.
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1.4.4 O‹ sterreichischer Beitrag zur konsolidierten
Bilanz der im Euroraum ansa‹ssigen MFIs —
Passiva

Beschreibung: Die Tabelle zeigt den Beitrag der in O‹ sterreich ansa‹ssigen
Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) zu den Passivpositionen der konsolidierten
Bilanz der im Euroraum ansa‹ssigen MFIs.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.5.1 Ausleihungen an Nichtbanken-Finanz-
intermedia‹re und Unternehmen
im Euroraum

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Ausleihungen der in O‹ sterreich ansa‹ssi-
gen Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) an Finanzintermedia‹re (ausgenommen
Banken) sowie an nichtfinanzielle Unternehmen. Die Tabelle ist gegliedert
nach Laufzeiten und ESVG-Sektoren.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.5.2 Ausleihungen an private Haushalte
im Euroraum

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Ausleihungen der in O‹ sterreich ansa‹ssi-
gen Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) an den Sektor der privaten Haushalte
im Euroraum. Die Tabelle ist gegliedert nach Laufzeiten und Verwendungs-
zweck.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.5.3 Ausleihungen an o‹ ffentliche Haushalte im
Euroraum und Ansa‹ssige au§erhalb des
Euroraums

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Ausleihungen der in O‹ sterreich ansa‹ssi-
gen Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) an o‹ ffentliche Haushalte im Euroraum
und Ansa‹ssige au§erhalb des Euroraums. Die Tabelle ist gegliedert nach
ESVG-Sektoren und Laufzeiten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.6.1 Ausleihungen an Ansa‹ssige im Euroraum
Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Ausleihungen der in O‹ sterreich
ansa‹ssigen Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) an MFIs und Nicht-MFIs im
Euroraum, nach Wa‹hrungen gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.6.2 Ausleihungen an Ansa‹ssige au§erhalb des
Euroraums

Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Ausleihungen der in O‹ sterreich
ansa‹ssigen Moneta‹ren Finanzinstitute (MFIs) an Banken und Nichtbanken
au§erhalb des Euroraums, nach Wa‹hrungen gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.7.1 Einlagen von Ansa‹ssigen im Euroraum
Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Einlagen bei in O‹ sterreich ansa‹ssigen
Moneta‹ren Finanzinstituten (MFIs) von MFIs und Nicht-MFIs im Euroraum,
nach Wa‹hrungen gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.7.2 Einlagen von Ansa‹ssigen au§erhalb
des Euroraums

Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Einlagen bei in O‹ sterreich ansa‹ssigen
Moneta‹ren Finanzinstituten (MFIs) von Banken und Nichtbanken au§erhalb
des Euroraums, nach Wa‹hrungen gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.8.1 Wertpapiere ohne Anteilsrechte von
Ansa‹ssigen im Euroraum

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Wertpapierbesta‹nde (ohne Anteils-
rechte), die von o‹sterreichischen Moneta‹ren Finanzinstituten (MFIs) im
Eigenportefeuille gehalten werden, nach Wa‹hrungen gegliedert. Dabei han-
delt es sich ausschlie§lich um Wertpapiere, die von Ansa‹ssigen im Euroraum
emittiert wurden. Datengrundlage ist die EZB-MONSTAT-Meldung (Basis fu‹r
die WWU-weit harmonisierte Bilanzstatistik der Moneta‹ren Finanzinstitute).
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.8.2 Wertpapiere ohne Anteilsrechte von
Ansa‹ssigen au§erhalb des Euroraums

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Wertpapierbesta‹nde (ohne Anteils-
rechte), die von o‹sterreichischen Moneta‹ren Finanzinstituten (MFIs) im
Eigenportefeuille gehalten werden, nach Wa‹hrungen gegliedert. Dabei han-
delt es sich um Wertpapiere, die von Ansa‹ssigen au§erhalb des Euroraums
emittiert wurden. Datengrundlage ist die EZB-MONSTAT-Meldung (Basis fu‹r
die WWU-weit harmonisierte Bilanzstatistik der Moneta‹ren Finanzinstitute).
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Vertrag u‹ber die Europa‹ische Union, Verordnungen
des Rates der Europa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank,
Leitlinie der Europa‹ischen Zentralbank, relevante Richtlinien der Euro-
pa‹ischen Union.
Methodik: Monatlich, Cutting-Off-The-Tail-Prinzip.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

1.9 Mindestreserve-Basis
Beschreibung: Die Tabelle gibt Auskunft u‹ber die fu‹r die Mindestreserve-
Basis ma§geblichen Verpflichtungen (dies sind ta‹glich fa‹llige Einlagen, Einlagen
mit vereinbarter Laufzeit oder Ku‹ndigungsfrist, eigene Emissionen von
Schuldverschreibungen und Repo-Gescha‹fte). Von der Mindestreserve-Basis
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ausgenommen sind Verbindlichkeiten gegenu‹ber anderen dem ESZB-Min-
destreserve-System unterliegenden Kreditinstituten sowie Verbindlichkeiten
gegenu‹ber der EZB und den teilnehmenden nationalen Zentralbanken.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Art. 19 Abs. 1 ESZB/EZB-Statut, RL 2000/12 EG des
Rates und des Europa‹ischen Parlaments, Verordnungen des Rates der Euro-
pa‹ischen Union, Verordnungen der EZB, ⁄ 44 Nationalbankgesetz, ⁄ 52
Nationalbankgesetz.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: O‹ sterreichische Kreditinstitute nach Gemeinschaftsrecht.

1.10 Mindestreserve-Erfu‹ llung
Beschreibung: Die Tabelle gibt Auskunft u‹ber die ma§geblichen Daten der
Mindestreserve-Erfu‹llungsperioden. Eine Mindestreserve-Erfu‹llungsperiode
beginnt an jenem Abwicklungstag des Hauptrefinanzierungsgescha‹fts, der
auf die erste Sitzung des EZB-Rats im Monat folgt und dauert bis einen
Tag vor dem Start der na‹chsten Erfu‹llungsperiode, unabha‹ngig davon, ob
die jeweiligen Tage Werk-, Sonn- oder Feiertage sind.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Art. 19 Abs. 1 ESZB/EZB-Statut, RL 2000/12 EG des
Rates und des Europa‹ischen Parlaments, Verordnungen des Rates der Euro-
pa‹ischen Union, Verordnungen der EZB, ⁄ 44 Nationalbankgesetz, ⁄ 52
Nationalbankgesetz.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: O‹ sterreichische Kreditinstitute nach Gemeinschaftsrecht.

2 Zinssa‹tze und Wechselkurse

2.1 Basis- und Referenzzinssa‹tze
der Oesterreichischen Nationalbank

Beschreibung: Die Tabelle zeigt nach Gu‹ltigkeitszeitra‹umen gegliedert die
Leitzinssa‹tze der OeNB.
Quelle: OeNB, EZB.
Rechtsgrundlagen: Das im August 1998 kundgemachte Euro-Justiz-
Begleitgesetz, BGBl. I Nr. 125/1998, sieht mit 1. Ja‹nner 1999 den Ersatz
des Diskontsatzes der OeNB durch den Basiszinssatz und den Ersatz des
Lombardsatzes der OeNB durch den Referenzzinssatz vor, soweit diese
OeNB-Leitzinssa‹tze als Bezugsgro‹§en in Bundesgesetzen, Verordnungen
oder in Vereinbarungen Verwendung finden.
Zuna‹chst, das hei§t ab 1. Ja‹nner 1999, entspricht der Basiszinssatz der Ho‹he
nach dem letzten Diskontsatz und der Referenzzinssatz dem letzten Lom-
bardsatz des Jahres 1998. In der Folge vera‹ndern sich diese beiden Zinssa‹tze
jeweils in dem Ma§e, als sich der Zinssatz jeweils konkret bestimmter
wa‹hrungspolitischer Instrumente der EZB ab Anfang 1999 vera‹ndert, wobei
Vera‹nderungen von weniger als 0,5 Prozentpunkten au§er Betracht bleiben.
Die Bundesregierung legte mit der Basis- und Referenzzinssatzverordnung
vom 21. Ja‹nner 1999 (BGBl. II Nr. 27/1999) folgende EZB-Zinssa‹tze als
Bezugsgro‹§en fest: Fu‹r Vera‹nderungen des Basiszinssatzes den Zinssatz der
Einlagefazilita‹t und fu‹r Vera‹nderungen des Referenzzinsatzes den Zinssatz
der Spitzenrefinanzierungsfazilita‹t.
Aufgrund einer Novelle zur Basis- und Referenzzinssatzverordnung der
Bundesregierung (BGBl. II Nr. 309/2002) orientieren sich ab dem 1. August
2002 Vera‹nderungen des Basiszinssatzes nicht mehr an Vera‹nderungen des
Zinssatzes der Einlagefazilita‹t, sondern an den Vera‹nderungen des Zinssatzes
der Hauptrefinanzierungsoperationen (wobei bei Mengentendern der Fix-
zinssatz und bei Zinstendern der marginale Zinssatz ma§geblich ist).
Der Referenzzinssatz orientiert sich weiterhin an Vera‹nderungen des Zins-
satzes der Spitzenrefinanzierungsfazilita‹t.
Melderkreis: OeNB.

2.2 Zinssa‹tze fu‹r die Einlagefazilita‹t und die
Spitzenrefinanzierung des Eurosystems

Beschreibung: Die Tabelle zeigt die jeweils gu‹ltigen Einlage- bzw. Spitzen-
refinanzierungssa‹tze fu‹r Gescha‹ftsbanken bei der EZB.
Quelle: EZB.
Melderkreis: EZB.

2.3 Hauptrefinanzierungsgescha‹ fte
des Eurosystems

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Kennzahlen des regelma‹§igen
Offenmarktgescha‹fts — gelistet nach den wo‹chentlichen Hauptrefinanzie-
rungsoperationen — im Zuge von Standardtendern mit einer Laufzeit von
einer Woche.
Quelle: EZB.
Melderkreis: EZB.

2.4 La‹ngerfristige Refinanzierungsgescha‹ fte
des Eurosystems

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Kennzahlen des la‹ngerfristigen
Offenmarktgescha‹fts.
La‹ngerfristige Refinanzierungsgescha‹fte werden im Zuge von monatlichen
Standardtendern mit einer Laufzeit von drei Monaten ausgefu‹hrt.
Quelle: EZB.
Melderkreis: EZB.

2.5 Sonstige Tendergescha‹ fte des Eurosystems
Beschreibung: Die Tabelle zeigt Kennzahlen des Schnelltenders (Quick-
tender), der im ESZB fu‹r Feinsteuerungsoperationen genutzt wird, wenn
die Liquidita‹tssituation auf dem Markt rasch beeinflusst werden soll. Unregel-
ma‹§ige, von der Zentralbank durchgefu‹hrte Offenmarktoperation, die
hauptsa‹chlich darauf abzielt, unerwartete Liquidita‹tsschwankungen auf
dem Markt auszugleichen. Schnelltender werden innerhalb einer Stunde
und nur mit einer begrenzten Anzahl von Gescha‹ftspartnern durchgefu‹hrt.
Quelle: EZB.
Melderkreis: EZB.

2.6 Euro-Geldmarktsa‹tze
Beschreibung: Die Tabelle zeigt neben den Periodendurchschnitten des
EURIBOR (1, 3, 6 und 12 Monate) auch den durchschnittlichen EONIA so-
wie dessen Ho‹chst- und Tiefstwert.
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

2.7 Euro-Zinsswap-Sa‹tze
Beschreibung: Die Vero‹ ffentlichung wurde am 13. 9. 2007 aus lizenzrecht-
lichen Gru‹nden eingestellt.

2.8 Einlagen- und Kreditzinssa‹tze — Bestand
Beschreibung: Darstellung von Zinssa‹tzen, die von o‹sterreichischen MFIs
an ihre Kunden auf Einlagen- und Kreditseite verrechnet werden. In dieser
Tabelle werden Zinssa‹tze u‹ber den Gesamtbestand, gegliedert nach Laufzeit
und Kundengruppen, gezeigt. Diese entsprechen dem fu‹r den Gesamt-
bestand an Einlagen oder Krediten in der betreffenden Instrumentenkatego-
rie zum Meldestichtag geltenden kapitalgewichteten Durchschnittszinssatz,
der sich auf alle am Meldestichtag bestehenden Vertra‹ge erstreckt. Die
Daten basieren auf der WWU-weit harmonisierten Zinssatzstatistik der
EZB.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Gemeinschaftsrecht, ⁄ 44 Bankwesengesetz als
Erga‹nzung zum EU-Gemeinschaftsrecht, Verordnungen des Rates der Euro-
pa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank.
Methodik: Sample (geschichtete Stichprobe), monatlich.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

2.9 Einlagenzinssa‹tze — Neugescha‹ ft
Beschreibung: Darstellung von Zinssa‹tzen, die von o‹sterreichischen MFIs
an ihre Kunden auf der Einlagenseite verrechnet werden und das Neu-
gescha‹ft betreffen, gewichtet nach Volumina. Die Tabelle gliedert die Zins-
sa‹tze nach Laufzeiten und Sektoren. Die Daten basieren auf der WWU-weit
harmonisierten Zinssatzstatistik der EZB.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Gemeinschaftsrecht, ⁄ 44 Bankwesengesetz als
Erga‹nzung zum EU-Gemeinschaftsrecht, Verordnungen des Rates der Euro-
pa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank.
Methodik: Sample (geschichtete Stichprobe), monatlich.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.

2.10 Kreditzinssa‹tze — Neugescha‹ ft
Beschreibung: Darstellung von Zinssa‹tzen, die von o‹sterreichischen MFIs
an ihre Kunden auf der Kreditseite verrechnet werden und das Neugescha‹ft
betreffen, gewichtet nach Volumina. Die Tabelle gliedert die Zinssa‹tze nach
Laufzeiten und Sektoren. Die Daten basieren auf der WWU-weit harmoni-
sierten Zinssatzstatistik der EZB.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Gemeinschaftsrecht, ⁄ 44 Bankwesengesetz als
Erga‹nzung zum EU-Gemeinschaftsrecht, Verordnungen des Rates der Euro-
pa‹ischen Union sowie der Europa‹ischen Zentralbank.
Methodik: Sample (geschichtete Stichprobe), monatlich.
Melderkreis: In O‹ sterreich ansa‹ssige Moneta‹re Finanzinstitute.
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2.11 Renditen auf dem o‹sterreichischen
Rentenmarkt

Beschreibung: Die Tabelle zeigt Emissionsrenditen und Sekunda‹rmarkt-
renditen O‹ sterreichs, gegliedert nach Emittentengruppen.
Emissionsrenditen (Prima‹rmarktrenditen):Die Emissionsrendite ist ein nach
dem Volumen gewichteter Durchschnitt von Euro-Emissionen mit der Ho‹he
nach feststehendem Zinssatz zum Zeitpunkt der Emission. Ausgenommen
sind Daueremissionen, Wandelanleihen, Optionsanleihen, indexierte Emis-
sionen und Privatplatzierungen, soweit in der angegebenen Periode Emissio-
nen zu verzeichnen waren. Der Wert ªBund� beinhaltet ausschlie§lich
Bundesanleihen. Der Gruppenwert ªInla‹ndische Emittenten� beinhaltet
den Bund, die Banken (= Kreditinstitute gema‹§ BWG) und alle anderen in-
la‹ndischen Emittenten.
Die Daten der Emissionsrendite fu‹r ªInla‹ndische Emittenten gesamt� werden
seit August 2005 von der Oesterreichischen Kontrollbank nicht mehr be-
rechnet.
Sekunda‹rmarktrenditen:Die durchschnittliche Sekunda‹rmarktrendite ist ein
gewichteter Durchschnitt der Renditen der an der Wiener Bo‹rse notierten
Emissionen in Schilling oder Euro. Die Kriterien fu‹r die Zugrundelegung der
Emissionen lauten wie folgt: Notierung im Amtlichen Handel, fixe Verzinsung,
Restlaufzeit u‹ber einem Jahr. Ausgenommen sind Kassenobligationen,
Bundesschatzscheine, Bankschuldverschreibungen von Sonderkredit-
instituten, Privatplatzierungen, Wandelanleihen, Optionsanleihen mit Op-
tionsschein, indexierte Emissionen oder Emissionen mit sonstigen zusa‹tz-
lichen Rechten und Wachstumsbriefe.
Die Gruppenrenditen sind ein Durchschnitt der Sekunda‹rmarktrenditen der
Einzelemissionen der Gruppe, gewichtet mit ihrem tilgungsplanma‹§igen Um-
lauf. Die Monats-, Quartals- und Jahreswerte basieren auf dem arithmeti-
schen Mittel der bo‹rseta‹gig errechneten Werte.
Quelle: OeKB FinanzDatenService.
Methodik: Weitere Informationen und Details der Berechnungsmethode
(Formel) ko‹nnen bei der Oesterreichischen Kontrollbank (OeKB)
www.oekb.at angefordert werden.

2.12 Unwiderrufliche Euro-Umrechnungskurse
Beschreibung: Diese Kurse wurden im Rahmen einer Telefonkonzertation
am 31. Dezember 1998 zwischen den Nationalbanken von Belgien, Deutsch-
land, Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, O‹ sterreich,
Portugal, Finnland, Da‹nemark, Griechenland, Schweden, dem Vereinigten
Ko‹nigreich und Norwegen festgesetzt. Die in der Tabelle angefu‹hrten
Wa‹hrungen stellen im jeweiligen Verha‹ltnis des Umrechnungskurses ab
1. Ja‹nner 1999 Subeinheiten des Euro dar.
Quelle: EZB.
Melderkreis: EZB.

2.13 Europa‹ isches Wa‹hrungssystem —
Wechselkursmechanismus II

Beschreibung: Im Rahmen des WKM II wurden fu‹r die Da‹nische Krone am
31. Dezember 1998 der Leitkurs und dessen obere und untere Inter-
ventionspunkte festgelegt.
Quelle: EZB.
Melderkreis: EZB.

2.14 Referenzkurse der EZB
Beschreibung: Die Tabelle zeigt nach Wa‹hrungen gegliederte Monats-
durchschnitte der ta‹glich von der EZB festgesetzten Referenzkurse (Bewer-
tungskurse).
Quelle: EZB, Thomson Reuters, IWF.
Methodik: Ta‹glich.
Melderkreis: EZB, IWF.

2.15 Wa‹hrungen und Devisenkurse in anderen
La‹ndern

Beschreibung: Die Tabelle zeigt nach La‹ndern und Landeswa‹hrung geglie-
derte Monatsendsta‹nde der Devisenkurse von Staaten, fu‹r die keine Refe-
renzkurse der EZB vorliegen.
Quelle: Deutsche Bundesbank.
Methodik: Monatlich.

2.16 Effektive Wechselkursindizes des Euro
Beschreibung: Der nominell-effektive Wechselkursindex des Euro er-
rechnet sich aus dem gewogenen geometrischen Mittel der Wechselkurse
zu den Haupthandelspartnern des Euroraums. Der real-effektive

Wechselkursindex entspricht dem nominell-effektiven Wechselkursindex
des Euro, korrigiert um das Inflationsdifferenzial des Euroraums zu seinen
Handelspartnern.
Quelle: BIZ.

2.17 Eng verbundene Wa‹hrungen
Beschreibung: Die Tabelle gibt Auskunft, ob ausgewa‹hlte Wa‹hrungen
gema‹§ ⁄ 26 Abs. 2 BWG eng miteinander verbunden sind. Zwei Wa‹hrungen
gelten als nachweislich eng verbunden, wenn bei Zugrundelegung der ta‹g-
lichen Wechselkurse fu‹r die letzten drei Jahre eine Wahrscheinlichkeit von
zumindest 99% besteht, dass aus gleich hohen und entgegengesetzten Posi-
tionen in diesen Wa‹hrungen u‹ber die na‹chsten zehn Arbeitstage ho‹chstens
ein Verlust entsteht, der 4% des Werts der betreffenden ausgeglichenen
Position betra‹gt.
Quelle: OeNB, EZB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 26 Abs. 2 BWG.
Methodik: Vollerhebung, monatlich aktualisierte Daten (Monatsultimo).
Melderkreis: EZB.

3 Finanzinstitutionen

3.1.1 Anzahl der Kreditinstitute nach Sektoren —
Teil 1

Beschreibung: Die Tabelle stellt die Anzahl von Hauptanstalten und
Zweigstellen der Kreditinstitute in O‹ sterreich nach Bundesla‹ndern und
Bankensektoren gegliedert auf Basis der vergebenen Konzessionen dar.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz.
Methodik: Vollerhebung bzw. Vera‹nderungsmeldung mittels Formular.
Melderkreis: O‹ sterreichische Kreditinstitute sowie Zweigniederlassungen
ausla‹ndischer Kreditinstitute.

3.1.2 Anzahl der Kreditinstitute nach Sektoren —
Teil 2

Beschreibung: Die Tabelle stellt die Anzahl von Hauptanstalten und
Zweigstellen der Kreditinstitute in O‹ sterreich nach Bundesla‹ndern und
Bankensektoren gegliedert auf Basis der vergebenen Konzessionen dar.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz.
Methodik: Vollerhebung bzw. Vera‹nderungsmeldung mittels Formular.
Melderkreis: O‹ sterreichische Kreditinstitute sowie Zweigniederlassungen
ausla‹ndischer Kreditinstitute.

3.2 Anzahl der ausla‹ndischen To‹chter und
Zweigstellen der Kreditinstitute

Beschreibung: Die Tabelle stellt die Anzahl von To‹chtern bzw. Zweig-
stellen von Kreditinstituten im Ausland nach La‹ndergruppen gegliedert dar.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz.
Methodik: Vollerhebung bzw. Vera‹nderungsmeldung mittels Formular.
Melderkreis: O‹ sterreichische Kreditinstitute sowie Zweigniederlassungen
ausla‹ndischer Kreditinstitute.

3.3 Bilanzpositionen der Kreditinstitute
Beschreibung: Darstellung der Hauptaktiva- und Hauptpassivapositionen
einer Bankbilanz auf VERA(Vermo‹gens-, Erfolgs- und Risikoausweis)-Basis
nach Bankensektoren und Bilanzposten gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz, VERA-Verordnung.
Methodik: Vollerhebung im Zuge der VERA, quartalsma‹§ig.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich meldepflichtigen Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1 und ⁄ 9 BWG.

3.4 Gescha‹ ftsstruktur der Kreditinstitute —
Aktiva

Beschreibung: Darstellung ausgewa‹hlter Bilanzpositionen der Aktivseite
auf VERA(Vermo‹gens-, Erfolgs- und Risikoausweis)-Basis, gegliedert nach
Bankensektoren.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz, VERA-Verordnung.
Methodik: Vollerhebung im Zuge des VERA, quartalsma‹§ig.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich meldepflichtigen Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1 und ⁄ 9 BWG.
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3.5 Forderungen an inla‹ndische Nichtbanken
Beschreibung: Darstellung von Forderungen an inla‹ndische Nichtbanken
auf VERA(Vermo‹gens-, Erfolgs- und Risikoausweis)-Basis, gegliedert nach
Kreditnehmergruppen und nach Kreditho‹he.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz, VERA-Verordnung.
Methodik: Vollerhebung im Zuge des VERA, quartalsma‹§ig.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich meldepflichtigen Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1 und ⁄ 9 BWG.

3.6 Gro§kredite gema‹§ ⁄ 75 BWG
Beschreibung: Diese Tabelle entha‹lt jene Kredite nach O‹ NACE-Branchen
und Melder-Sektoren, deren Obligo 350.000 EUR u‹bersteigt.
Die Gro§kreditevidenz (GKE) ist eine Serviceeinrichtung fu‹r Finanz-
institutionen. Sie hat den Zweck, rasch und zuverla‹ssig u‹ber das potenzielle
bzw. tatsa‹chliche Gesamtobligo von Gro§kreditnehmern, das sich aus der
Summe der einlangenden Meldungen von Kredit- und Finanzinstituten sowie
von Versicherungsunternehmen ergibt, zu informieren.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Die Gro§kreditmeldungsverordnung (GKMVO) ist
Teil des BWG; Richtlinie zur GKE, OeNB, KREDA.
Methodik: Monatlich, elektronischer Datenaustausch.
Melderkreis: Finanzintermedia‹re.

3.7 Euro-Einlagen von inla‹ndischen
Nichtbanken

Beschreibung: Darstellung von Einlagen von inla‹ndischen Nichtbanken.
Spar-, Sicht- und Termineinlagen werden gesondert nach den einzelnen
volkswirtschaftlichen Sektoren der Nichtbanken auf VERA(Vermo‹gens-,
Erfolgs- und Risikoausweis)-Basis aufgeschlu‹sselt.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz, VERA-Verordnung.
Methodik: Vollerhebung im Zuge des VERA, quartalsma‹§ig.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich meldepflichtigen Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1 und ⁄ 9 BWG.

3.8 Anzahl der Einlagekonten
Beschreibung: Detaillierte Darstellung der Anzahl der Einlagekonten von
inla‹ndischen Nichtbanken auf VERA(Vermo‹gens-, Erfolgs- und Risikoaus-
weis)-Basis, getrennt in Spar-, Sicht- und Termineinlagen bzw. in Euro und
Fremdwa‹hrung.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz, VERA-Verordnung.
Methodik: Vollerhebung im Zuge des VERA, quartalsma‹§ig.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich meldepflichtigen Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1 und ⁄ 9 BWG.

3.9 Ertragslage der Kreditinstitute
Beschreibung: Erhebung und Darstellung der Positionen der Gewinn- und
Verlustrechnung auf Basis des Erfolgsausweises. Dieser erlaubt eine unter-
ja‹hrige Beobachtung der Ertragsentwicklung, Risikoentwicklung und der
Eigenkapitalausstattung.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 74 Bankwesengesetz.
Methodik: Quartalsweise Erhebung im Zuge des VERA.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich meldepflichtigen Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1 und ⁄ 9 BWG.

3.10 ONA — Eigenmittelerfordernis und
Eigenmittel gema‹§ ⁄⁄ 22 und 23 BWG —
unkonsolidiert

Beschreibung: Die Tabelle zeigt die nach Bankensektoren gegliederte Auf-
schlu‹sselung der Eigenmittelerfordernisse und Eigenmittel, unkonsolidiert auf
ONA(Ordnungsnormenausweis)-Basis.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Bankwesengesetz; ONA-Verordnung (Ordnungs-
normenausweis).
Methodik: Vollerhebung im Zuge des ONA, monatlich.
Melderkreis: In O‹ sterreich meldepflichtige Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1.

3.11 Liquidita‹t gema‹§ ⁄ 25 BWG
Beschreibung: Kreditinstitute haben Liquidita‹tsreserven 1. und 2. Grades
zu halten, um jederzeit ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen zu ko‹n-
nen. Die Liquidita‹tsreserve 1. Grades dient der Abdeckung kurzfristiger
Zahlungsverpflichtungen, die Liquidita‹tsreserve 2. Grades der Abdeckung
mittel- bis langfristiger Zahlungsverpflichtungen.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: BWG, ONA-Verordnung (Ordnungsnormenaus-
weis).
Methodik: Vollerhebung im Zuge des ONA, monatlich.
Melderkreis: In O‹ sterreich meldepflichtige Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1
Abs. 1und ⁄ 9 BWG.

3.12 Auslandsobligo der Kreditinstitute
und Bankkonzerne

Informationen zum Auslandsobligo o‹sterreichischer Kreditinstitute und
Bankkonzerne inklusive internationaler Vergleiche entnehmen Sie bitte der
konsolidierten BIZ-Bankenstatistik (Tabelle 9B); verfu‹gbar unter
www.bis.org/Statistics/Banking/Consolidated.

3.13 Betriebliche Vorsorgekassen — Eigenmittel
Beschreibung: Die Tabelle gibt Auskunft u‹ber die Gesamtsumme der An-
wartschaften und der anrechenbaren Eigenmittel aller Betrieblichen Vorsor-
gekassen sowie u‹ber die Gesamtsumme der Anspru‹che aus der Zukunftsvor-
sorge aller Betrieblichen Vorsorgekassen, sofern das Zukunftsvorsorge-
gescha‹ft von Betrieblichen Vorsorgekassen ausgeu‹bt wird (derzeit nicht
der Fall).
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Betriebliches Mitarbeiter- und Selbsta‹ndigenvorsorge-
gesetz, Bankwesengesetz, Betriebliche Vorsorgekassen-Quartalsausweisver-
ordnung und Einkommensteuergesetz.
Methodik: Vollerhebung im Zuge des Quartalsausweises zur Einhaltung
der U‹ berpru‹fung der Eigenmittel- und Veranlagungsvorschriften gema‹§
Betrieblichem Mitarbeiter- und Selbsta‹ndigenvorsorgegesetz.
Melderkreis: Von der FMA konzessionierte Betriebliche Vorsorgekassen,
die gema‹§ ⁄ 1 BWG Kreditinstitute sind.

3.14.1 Bausparkassen — Gesamtvertragssummen
Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Entwicklung von o‹sterreichischen
Bausparvertra‹gen, die nach den wichtigsten Vertragsstadien gegliedert sind.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Nationalbankgesetz.
Methodik: Vollerhebung, quartalsweise.
Melderkreis: O‹ sterreichische Bausparkassen.

3.14.2 Bausparkassen —
Anzahl der Bausparvertra‹ge

Beschreibung: Die Tabelle zeigt die zahlenma‹§ige Entwicklung o‹sterreichi-
scher Bausparvertra‹ge, die nach den wichtigsten Vertragsstadien gegliedert
sind.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Nationalbankgesetz.
Methodik: Vollerhebung, quartalsweise.
Melderkreis: O‹ sterreichische Bausparkassen.

3.14.3 Bausparkassen — Einlagen und Darlehen
Beschreibung: Die Tabelle stellt Bauspareinlagen und aushaftende Dar-
lehen (aufgegliedert in Untergruppen) gegenu‹ber.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Nationalbankgesetz.
Methodik: Vollerhebung, quartalsweise.
Melderkreis: O‹ sterreichische Bausparkassen.

3.15 Investmentfonds — Vermo‹gensbestand
Beschreibung: Die Tabelle zeigt die Zusammensetzung des Vermo‹gens-
bestands der o‹sterreichischen Investmentfonds.
Regional und nach Produkten gegliedert, gibt die Tabelle einen U‹ berblick
u‹ber Veranlagungskategorien und Vermo‹gensbestandsvera‹nderungen der
Investmentfonds.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: O‹ sterreichische Kapitalanlagegesellschaften.
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3.16 Pensionskassen — Vermo‹gensbestand
Beschreibung: Die Tabelle zeigt die wichtigsten aktivseitigen
Bestandspositionen der inla‹ndischen Pensionskassen, die nach Veranlagungs-
art und Wa‹hrung gegliedert sind.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB zu
Monetary Union Financial Account.
Methodik: Vollerhebung, quartalsweise.
Melderkreis: Alle o‹sterreichischen Pensionskassen (betriebliche und
u‹berbetriebliche).

3.17.1 Versicherungen — ausgewa‹hlte
Bilanzpositionen — Aktiva

Beschreibung: Erhebung der wichtigsten Kennzahlen der Aktivseite u‹ber
die Gescha‹ftsta‹tigkeit der in O‹ sterreich ta‹tigen Versicherungen nach
ESVG-Sektoren, Euro und Fremdwa‹hrung, Laufzeit sowie nach Buchwerten
und Marktwerten gegliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Verordnung der EZB zu
Monetary Union Financial Account.
Methodik: Vollerhebung, quartalsweise.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich ta‹tigen Vertragsversicherungsunter-
nehmen.

3.17.2 Versicherungen — ausgewa‹hlte
Bilanzpositionen — Passiva

Beschreibung: Erhebung der wichtigsten Kennzahlen der Passivseite der in
O‹ sterreich ta‹tigen Versicherungen, zum Teil nach Gescha‹ftsbereichen ge-
gliedert.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Verordnung der EZB zu
Monetary Union Financial Account.
Methodik: Vollerhebung, quartalsweise.
Melderkreis: Alle in O‹ sterreich ta‹tigen Vertragsversicherungsunter-
nehmen.

4 Wertpapiere

4.1.1 Emissionen von Ansa‹ssigen in O‹ sterreich —
Insgesamt

Beschreibung: Die Tabelle umfasst den Bruttoabsatz, Nettoabsatz, die Til-
gungen und den Umlauf von Schuldverschreibungen von in O‹ sterreich
ansa‹ssigen Emittenten, gegliedert nach Euro, Fremdwa‹hrung und insgesamt.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: Banken, O‹ sterreichische Bundesfinanzierungsagentur, Pfand-
briefstelle.
Die Wertpapierstammdaten werden der Wertpapierdatenbank der Haupt-
abteilung Statistik in der OeNB entnommen, die Gliederung nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren der OeNB-Firmendatenbank.

4.1.2 Emissionen von Ansa‹ssigen in O‹ sterreich —
Bruttoabsatz

Beschreibung: Die Tabelle umfasst den Bruttoabsatz von Schuldverschrei-
bungen von in O‹ sterreich ansa‹ssigen Emittenten, gegliedert nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren sowie nach Euro, Fremdwa‹hrung und ins-
gesamt.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: Banken, O‹ sterreichische Bundesfinanzierungsagentur, Pfand-
briefstelle.
Die Wertpapierstammdaten werden der Wertpapierdatenbank der Haupt-
abteilung Statistik in der OeNB entnommen, die Gliederung nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren der OeNB-Firmendatenbank.

4.1.3 Emissionen von Ansa‹ssigen in O‹ sterreich —
Nettoabsatz

Beschreibung: Die Tabelle umfasst den Nettoabsatz von Schuldverschrei-
bungen von in O‹ sterreich ansa‹ssigen Emittenten, gegliedert nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren sowie nach Euro, Fremdwa‹hrung und ins-
gesamt.
Quelle: OeNB.

Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: Banken, O‹ sterreichische Bundesfinanzierungsagentur, Pfand-
briefstelle.
Die Wertpapierstammdaten werden der Wertpapierdatenbank der Haupt-
abteilung Statistik in der OeNB entnommen, die Gliederung nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren der OeNB-Firmendatenbank.

4.1.4 Emissionen von Ansa‹ssigen in O‹ sterreich —
Umlauf

Beschreibung: Die Tabelle umfasst den Umlauf von Schuldverschreibun-
gen von in O‹ sterreich ansa‹ssigen Emittenten, gegliedert nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren sowie nach Euro, Fremdwa‹hrung und ins-
gesamt.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: Banken, O‹ sterreichische Bundesfinanzierungsagentur, Pfand-
briefstelle.
Die Wertpapierstammdaten werden der Wertpapierdatenbank der Haupt-
abteilung Statistik in der OeNB entnommen, die Gliederung nach den
volkswirtschaftlichen Sektoren der OeNB-Firmendatenbank.

4.2 Bo‹rsennotierte Aktien von in O‹ sterreich
ansa‹ssigen Emittenten

Beschreibung: Die Tabelle umfasst Meldungen von bo‹rsennotierten
Aktien von in O‹ sterreich ansa‹ssigen Emittenten, eingeteilt nach den ESVG
95-Sektoren. Die Monatswerte entsprechen den an der Wiener Bo‹rse er-
zielten Durchschnittsnotierungen des jeweiligen Monats.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Leitlinie der EZB.
Methodik: Vollerhebung, monatlich.
Melderkreis: Wiener Bo‹rse.

4.3 Internationale Aktienindizes
Beschreibung: Darstellung der wichtigsten Wertpapierindizes der welt-
gro‹§ten Bo‹rsenpla‹tze. Im Austrian Traded Index (ATX) sind die Blue-Chips
der Wiener Bo‹rse enthalten. Er dient als Basiswert fu‹r Optionen und Futu-
res. Der ATX umfasst jene 20 Aktien, die zu den liquidesten und ho‹chstka-
pitalisierten Werten des Prime-Market-Segments geho‹ren.
Der Deutsche Aktienindex (DAX 30) misst die Performance der 30 hinsicht-
lich Orderbuchumsatz und Marktkapitalisierung gro‹§ten deutschen Unter-
nehmen des Prime-Standard.
Der Dow Jones EURO STOXX 50 ist ein europa‹ischer Blue-Chip Index. Er
entha‹lt die 50 fu‹hrenden Aktien aus dem Euroraum. Die Basis des Dow
Jones Industrial 30 Index, des wichtigsten der vier Dow Jones-Indizes, bilden
die Aktienkurse von 30 fu‹hrenden US-amerikanischen Industrieunterneh-
men (einschlie§lich einer Finanzgesellschaft).
Der franzo‹sische Aktienindex Compagnie des Agents de Change 40 Index
(France CAC 40) beinhaltet die 40 umsatzsta‹rksten Aktien an der Pariser
Wertpapierbo‹rse.
Der Financial Times Stock Exchange Index (FTSE 100) ist der Aktienindex fu‹r
den britischen Aktienmarkt, der 100 Werte umfasst.
Der Nikkei 225 Stock Average ist der Aktienindex der Bo‹rse in Tokio, der die
225 wichtigsten japanischen Unternehmen entha‹lt.
Quelle: Thomson Reuters.
Methodik: Ta‹glich.
Melderkreis: Thomson Reuters.

5 Zahlungsmittel und Zahlungssysteme

5.1.1 Banknotenumlauf
Beschreibung: Die Tabelle stellt, getrennt nach Wa‹hrung (EUR, ATS) auf-
gegliedert, das Umlaufvolumen an Banknoten dar. Der Wert der aus-
gewiesenen Euro-Banknoten entspricht dem Anteil der OeNB am Gesamt-
wert des Euro-Banknotenumlaufs im Eurosystem, wobei die Verteilung
gema‹§ einem rechtlich festgelegten Banknoten-Verteilungsschlu‹ssel erfolgt.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Beschluss der Europa‹ischen Zentralbank vom 6. De-
zember 2001 u‹ber die Ausgabe von Euro-Banknoten (EZB/2001/15).
Methodik: Monatlich, gema‹§ Euro-Banknoten-Umlaufverbindlichkeit.
Melderkreis: OeNB.
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5.1.2 Umtauschbare Schilling-Banknoten
Beschreibung: Die Tabelle listet Merkmale aller noch umtauschbaren
Schilling-Banknoten auf.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 62 Nationalbankgesetz (NBG) 1984.
Methodik: Vera‹nderungen nur bei Ablauf einer Pra‹klusivfrist.
Melderkreis: OeNB.

5.2 Scheidemu‹nzenumlauf
Beschreibung: Die Tabelle zeigt den Saldo aus den von der OeNB und der
Mu‹nze O‹ sterreich AG direkt in Umlauf gebrachten und von der OeNB zu-
ru‹ckgenommenen Gold-, Silber- und unedlen Euro-Mu‹nzen.
Quelle: OeNB.
Methodik: Monatliche Vollerhebung.
Melderkreis: OeNB.

5.3 Anzahl und Umsa‹tze der TARGET- bzw.
HOAM.AT-Transaktionen

Beschreibung: Beinhaltet Anzahl und Betrag der in HOAM.AT durchge-
fu‹hrten Zahlungsauftra‹ge, sowohl Inlandszahlungen als auch grenzu‹ber-
schreitende Zahlungen via TARGET.
Quelle: OeNB.
Methodik: Monatlich.

5.4.1 Bankomat
Beschreibung: Beinhaltet die Anzahl der Bankomaten (sowohl au§erhalb
bzw. innerhalb, so genannte Foyer-Automaten, eines Bankgeba‹udes) bzw.
Karten mit Bankomatfunktion zur Bargeldbehebung.
Quelle: FDA, OeNB.
Methodik: Monatlich.

5.4.2 Zahlungssystembetreiber — Kreditkarten
mit Bargeldfunktion,
Kredit-/Chargefunktion

Beschreibung: Anzahl der in O‹ sterreich ausgegebenen Kreditkarten mit
Bargeldfunktion, Kredit-/Chargefunktion sowie die Anzahl der durchgefu‹hr-
ten Transaktionen und die Betra‹ge der Volumina.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: ⁄ 44a Nationalbankgesetz
Methodik: Vollerhebung im Zuge der Zahlungssystemstatistik, viertelja‹hr-
lich.
Melderkreis: In O‹ sterreich ta‹tige Kreditinstitute gema‹§ ⁄ 1 BWG.

6 Preise, Wettbewerbsfa‹higkeit

6.1 Ausgewa‹hlte Inflationsindikatoren
Beschreibung: In dieser Tabelle sind die am ha‹ufigsten verwendeten Preis-
und Lohnindikatoren ausgewiesen, die in der Geld- und Wirtschaftspolitik
besondere Relevanz haben. Diese Indizes geben nicht nur die Entwicklungen
wieder, sondern dienen auch als Parameter zur Deflationierung (Realberech-
nungen der VGR). U‹ berdies werden diese Indikatoren auch als Wertsiche-
rungsma§sta‹be verwendet. Die Berechnung der Indizes folgt in der Regel
dem Laspeyres-Konzept (starre Gewichtung, unvera‹nderte Gu‹ter- und
Dienstleistungspositionen gegenu‹ber der Referenzperiode), der HVPI folgt
einem speziell auf europa‹ischer Ebene verwendeten Laspeyres-Kettenindex.
Quelle: Statistik Austria, Eurostat, OeNB.
Rechtsgrundlagen: Diverse Verordnungen (siehe Statistik Austria).
Melderkreis: Hinsichtlich der Preisindizes werden monatliche Befragungen
von der Statistik Austria direkt oder im Wege von beauftragten Preiserhe-
bungsorganen bei Unternehmen durchgefu‹hrt und eine Vielzahl von Preis-
meldungen zu einem Index verarbeitet. Zur Berechnung des Tariflohnindex
werden die kollektivvertraglichen Mindestlo‹hne und -geha‹lter fu‹r eine Reihe
von Branchen herangezogen.

6.2 Implizite Preisdeflatoren
Beschreibung: Ein Deflator ist ein impliziter Preisindex fu‹r eine makro-
o‹konomische Gro‹§e (wie z. B. BIP, Konsum u. a.). Er ergibt sich, indem
man fu‹r die Berichtsperiode die nominelle Gro‹§e durch die reale Gro‹§e divi-
diert. Die reale Gro‹§e wird ermittelt, indem man die verschiedenen Gu‹ter
und Dienstleistungen der Berichtsperiode mit den Preisen der Basisperiode
bewertet.
Quelle: Statistik Austria, WIFO.

6.3 Harmonisierter Verbraucherpreisindex
Beschreibung: Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI) dient
zur Berechnung der Inflationsrate fu‹r die EU und zum internationalen Ver-
gleich des Konvergenzkriteriums der Preisstabilita‹t. Die Preisbasisdaten sind
gleich jenen des o‹sterreichischen VPI, dem HVPI liegt jedoch ein
unterschiedliches Konzept zugrunde (Gewichtung nach Privatem Konsum
im Inland). Die Aufschlu‹sselung erfolgt in zwo‹ lf Verbrauchsgruppen gema‹§
COICOP (Classification of Individual Consumption by Purpose). Fu‹r den
HVPI wird ein Laspeyres-Kettenindex verwendet. Der Warenkorb des HVPI
wird laufend aktualisiert, die Gewichte werden angepasst und das Index-
konzept methodisch verbessert. Konzept und Verfahren wurden und wer-
den durch EU-Verordnungen geregelt.
Quelle: Statistik Austria, Eurostat.

6.4 Nationaler Verbraucherpreisindex
Beschreibung: Die Berechnung der Preisindizes erfolgt nach dem Laspey-
res-Konzept. Preise bzw. Preisindizes auf der Verbraucherebene, wie der
Verbraucherpreisindex (VPI), enthalten die direkten und indirekten
Steuern. Der Index liefert einerseits ein sehr detailliertes Bild u‹ber die Preis-
entwicklung und bildet andererseits in vielen Bereichen auch die Basis fu‹r
Wertsicherungen und Lohnverhandlungen. Besonders bedeutend und dem-
entsprechend bekannt ist der VPI als Indikator fu‹r die Messung der Inflation in
O‹ sterreich. Der VPI 2005 (2005 = 100) basiert auf den Erhebungen der
Konsumerhebung 2004/2005 und anderen Quellen (wie z. B. der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen). Der Warenkorb umfasst 760 ver-
schiedene Waren und Dienstleistungen, deren Preise (rund 40.000) monat-
lich in 4.200 Gescha‹ften in 20 Sta‹dten erhoben werden. Im Zuge der Revi-
sion 2005 wurde die Berechnung der durchschnittlichen Preisa‹nderung pro
Indexposition auf das geometrische Mittel umgestellt, um damit inter-
nationalen Standards Rechnung zu tragen. Die Gu‹ter des VPI-Warenkorbs
werden nach dem Verwendungszweck in zwo‹ lf Verbrauchsgruppen
(COICOP-Hauptgruppen, Classification of Individual Consumption by
Purpose) eingeteilt und publiziert. Der VPI 2000 (Gewichtung nach der Kon-
sumerhebung 1999/2000) enthielt 812, der VPI 96 (Gewichtung nach der
Konsumerhebung 1993/94) 710 und der VPI 86 (Gewichtung nach der Kon-
sumerhebung 1984) 615 Waren und Dienstleistungen.
Quelle: Statistik Austria, OeNB.

6.5 Baupreis- und Baukostenindex
Beschreibung: Die Grundlage fu‹r den Baupreisindex bilden jene Preise
(viertelja‹hrlich), zu welchen Bauarbeiten vergeben werden. Im Hochbau
stammen die Preise von den Bauunternehmen, in den Sparten Stra§en-,
Bru‹cken- und sonstiger Tiefbau von den Landesdirektionen. Gewichtung:
54,8% Hochbau, 45,2% Tiefbau.
Na‹here Informationen finden Sie unter:
http://www.statistik.at/web—de/wcmsprod/groups/gd/documents/stddok/
014380.pdf
Baumeisterarbeiten insgesamt bzw. Gesamtbaukosten insgesamt im Wohn-
haus- und Siedlungsbau (insgesamt = Lohn und Sonstiges). Die Berechnung
(exklusive Mehrwertsteuer) beruht auf einem gesamto‹sterreichischen
Warenkorb, der 2005 revidiert wurde, um aktuelle Bautechnologien beru‹ck-
sichtigen zu ko‹nnen.
Na‹here Informationen sowie die Verkettungsfaktoren zum BKI 1990 und
2000 finden Sie unter:
http://www.statistik.at/web—de/wcmsprod/groups/gd/documents/stddok/
014380.pdf
Quelle: Statistik Austria, OeNB.

6.6 Immobilienpreisindex
Beschreibung: Fu‹r die Berechnung des Immobilienpreisindex dient der
Preis je Quadratmeter fu‹r neue und gebrauchte Eigentumswohnungen
und Einfamilienha‹user.
Quelle: OeNB, Austria Immobilienbo‹rse (A!B) — TU Wien — Institut fu‹r
Stadt- und Regionalforschung (SRF).

6.7 Tariflohnindex
Beschreibung: Der Tariflohnindex 06 (Basis: Jahresdurchschnitt 2006 =
100) misst die Mindestlohnentwicklung in O‹ sterreich. Der TLI ist ein bedeu-
tendes Bewertungskriterium fu‹r Lohn- und Gehaltsverhandlungen und stellt
gemeinsam mit anderen Messzahlen zur Lohn- und Preisentwicklung einen
wichtigen und sehr aktuellen Wirtschaftsindikator dar.
Basis 2006 = 100 (ab Ja‹nner 2007).
Verkettungsfaktoren zum TLI 1986 = 100: Tariflohnindex gesamt: 1,888; An-
gestellte: 1,928; Arbeiter, Arbeiterinnen: 1,992 und o‹ ffentlich Bedienstete:
1,687.
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Na‹here Informationen finden Sie unter: http://www.statistik.at/web—de/
wcmsprod/groups/gd/documents/stddok/029909.pdf
Quelle: Statistik Austria, OeNB.

6.8 Indikator der preislichen
Wettbewerbsfa‹higkeit

Beschreibung: Dieser Indikator entspricht einem real-effektiven
Wechselkursindex des Euro auf Basis des o‹sterreichischen Au§enhandels.
Die Berechnung der effektiven Wechselkursindizes des Euro basiert auf
der Au§enhandelsstruktur des Euroraums insgesamt. Der Intra-EU-12-Han-
del bleibt bei der Berechnung effektiver Wechselkurse des Euro au§er Be-
tracht. Die berechneten Indizes fu‹r O‹ sterreich beruhen bezu‹glich Industrie
(SITC 5 bis 8)- und Reiseverkehrsexporten auf einer nach Ziel- und Konkur-
renzla‹ndern nahezu vollsta‹ndig differenzierten Abbildung des o‹sterreichi-
schen Au§enhandelsgefu‹ges. Basis des Index (= 100) ist das 1. Quartal
1999. Die Berechnung des real-effektiven Wettbewerbsfa‹higkeitsindex er-
folgt aus Gru‹nden der raschen und verla‹sslichen Verfu‹gbarkeit auf Basis
der Verbraucherpreise. Das Inflationsdifferenzial entspricht der Relation
des o‹sterreichischen HVPI zum gewogenen Durchschnitt der Verbraucher-
preisindizes aller Handelspartner O‹ sterreichs. Dem Gewichtungsschema lie-
gen — in U‹ bereinstimmung mit den effektiven Wechselkursindizes der EZB —
Berechnungen auf Grundlage von arithmetischen Durchschnitten der Pe-
riode 1995 bis 1997 zugrunde. Die im Index der preislichen Wettbewerbs-
fa‹higkeit insgesamt erfassten Ziel- und Konkurrenzla‹nder erreichen eine Di-
mension von 52 La‹ndern, der Wa‹hrungskorb reduzierte sich seit Anfang
1999 von 52 auf 43 Wa‹hrungen bzw. seit Anfang 2001 auf 42 Wa‹hrungen.
Quelle: WIFO.

6.9 Internationale Rohstoffpreise
Beschreibung: Der Roho‹ lpreis ist eine wichtige Einflussgro‹§e auf die Preis-
entwicklung der Industriela‹nder. Angefu‹hrt werden die fu‹r Europa wichtigs-
ten Roho‹ lsorten (Arabian Light und Nordsee Brent) in USD je Barrel (= 159
Liter). Zusa‹tzlich wird der Gesamtrohstoffindex des Hamburgischen Welt-
wirtschaftsinstituts (HWWI) mit und ohne Energie dargestellt.
Quelle: Thomson Reuters, HWWI.

6.10 Gold- und Silberpreise
Beschreibung: Periodendurchschnitt des 1. und 2. Goldfixings bzw. des
Silberfixings durch die London Bullion Market Association. Die Preisangabe
erfolgt in USD/Troyunze und EUR/Kilogramm.
Quelle: The London Bullion Market Association (www.lbma.org.uk),
Thomson Reuters.
Methodik: Ta‹glich.

7 Realwirtschaftliche Indikatoren

7.1 Ausgewa‹hlte volkswirtschaftliche
Kennziffern

Beschreibung: Den Indikatoren dieser Tabelle kommt in der wirtschafts-
politischen Diskussion eine wichtige Bedeutung zu. Sie charakterisieren die
Leistung der o‹sterreichischen Volkswirtschaft aus verschiedenen Blickwin-
keln und werden fu‹r Fragen zur Wettbewerbsfa‹higkeit, Standortwahl sowie
fu‹r internationale Vergleiche bevorzugt verwendet. Es handelt sich zumeist
um Relativzahlen, bei denen zwei Niveaugro‹§en (z. B. Forschungsausgaben
und BIP, jeweils in Mio EUR) in Beziehung gesetzt werden. Die Definitionen
der einzelnen Indikatoren sind als Fu§noten in der Tabelle angefu‹hrt.
Quelle: OeNB, Statistik Austria, WIFO.

7.2.1 Prognose der wichtigsten Wirtschafts-
indikatoren — O‹ sterreichische
Prognoseinstitute

Beschreibung: Prognosedaten der wichtigsten wirtschaftlichen Indikato-
ren fu‹r O‹ sterreich werden von der OeNB und ausgewa‹hlten inla‹ndischen
Prognoseinstituten vero‹ ffentlicht.
Quelle: OeNB, WIFO, IHS.

7.2.2 Prognose der wichtigsten Wirtschafts-
indikatoren — Internationale
Prognoseinstitute

Beschreibung: Prognosedaten der wichtigsten wirtschaftlichen Indikato-
ren fu‹r O‹ sterreich werden von ausgewa‹hlten ausla‹ndischen Prognoseinstitu-
ten vero‹ ffentlicht.
Quelle: Europa‹ische Kommission, IWF, OECD.

7.3 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.
Drei Arten der Ermittlung des BIP sind mo‹glich:
a) Das BIP ist gleich der Summe der Bruttowertscho‹pfung der institutionel-

len Sektoren oder Wirtschaftsbereiche (nach Abzug der unterstellten
Bankgebu‹hren) zuzu‹glich der Gu‹tersteuern und abzu‹glich der Gu‹ter-
subventionen (die nicht nach Sektoren und Wirtschaftsbereichen aufge-
gliedert werden); es ist ferner der Saldo des Produktionskontos der
gesamten Volkswirtschaft.

b) Das BIP ist gleich der gesamten letzten Verwendung von Waren und
Dienstleistungen durch gebietsansa‹ssige institutionelle Einheiten (Konsum
und Bruttoinvestitionen) zuzu‹glich der Exporte und abzu‹glich der Im-
porte von Waren und Dienstleistungen.

c) Das BIP ist gleich den auf der Verwendungsseite des Einkommens-
entstehungskontos der gesamten Volkswirtschaft ausgewiesenen Positio-
nen (Arbeitnehmerentgelt, Produktions- und Importabgaben abzu‹glich
Subventionen, Bruttobetriebsu‹berschuss und Selbststa‹ndigeneinkommen
der gesamten Volkswirtschaft) vor Abzug der Abschreibungen.

Der Konjunkturindikator der OeNB ist eine Prognose des Wachstums des
realen BIP fu‹r das laufende und das kommende Quartal.
Quelle: OeNB, Statistik Austria, WIFO.
Rechtsgrundlagen: Verordnungen (siehe Statistik Austria).

7.4 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
im Euroraum

Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.
Drei Arten der Ermittlung des BIP sind mo‹glich:
a) Das BIP ist gleich der Summe der Bruttowertscho‹pfung der institutionel-

len Sektoren oder Wirtschaftsbereiche (nach Abzug der unterstellten
Bankgebu‹hren) zuzu‹glich der Gu‹tersteuern und abzu‹glich der Gu‹ter-
subventionen (die nicht nach Sektoren und Wirtschaftsbereichen aufge-
gliedert werden); es ist ferner der Saldo des Produktionskontos der
gesamten Volkswirtschaft.

b) Das BIP ist gleich der gesamten letzten Verwendung von Waren und
Dienstleistungen durch gebietsansa‹ssige institutionelle Einheiten (Konsum
und Bruttoinvestitionen) zuzu‹glich der Exporte und abzu‹glich der Im-
porte von Waren und Dienstleistungen.

c) Das BIP ist gleich den auf der Verwendungsseite des Einkommens-
entstehungskontos der gesamten Volkswirtschaft ausgewiesenen Positio-
nen (Arbeitnehmerentgelt, Produktions- und Importabgaben abzu‹glich
Subventionen, Bruttobetriebsu‹berschuss und Selbststa‹ndigeneinkommen
der gesamten Volkswirtschaft) vor Abzug der Abschreibungen.

Quelle: Eurostat.

7.5 Entstehung des Bruttoinlandsprodukts
Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.
Das BIP auf der Entstehungsseite errechnet sich aus der Summe der Brutto-
wertscho‹pfung der institutionellen Sektoren oder Wirtschaftsbereiche (nach
Abzug der unterstellten Bankgebu‹hren) zuzu‹glich der Gu‹tersteuern und
abzu‹glich der Gu‹tersubventionen (die nicht nach Sektoren und Wirtschafts-
bereichen aufgegliedert werden); es ist ferner der Saldo des Produktions-
kontos der gesamten Volkswirtschaft.
Quelle: Statistik Austria, WIFO.
Rechtsgrundlagen: Verordnungen (siehe Statistik Austria).

7.6 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts —
nominell

Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.
Das BIP auf der Verwendungsseite ist gleich der gesamten letzten Verwen-
dung von Waren und Dienstleistungen durch gebietsansa‹ssige institutionelle
Einheiten (Konsum und Bruttoinvestitionen) zuzu‹glich der Exporte und
abzu‹glich der Importe von Waren und Dienstleistungen.
Quelle: Statistik Austria, WIFO.
Rechtsgrundlagen: Verordnungen (siehe Statistik Austria).
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7.7 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts —
real auf Vorjahrespreisbasis

Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.
Das BIP auf der Verwendungsseite ist gleich der gesamten letzten Verwen-
dung von Waren und Dienstleistungen durch gebietsansa‹ssige institutionelle
Einheiten (Konsum und Bruttoinvestitionen) zuzu‹glich der Exporte und
abzu‹glich der Importe von Waren und Dienstleistungen.
Quelle: Statistik Austria, WIFO.
Rechtsgrundlagen: Verordnungen (siehe Statistik Austria).

7.8 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts im
Euroraum — real

Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.Auf der Verwendungsseite wird das BIP als Summe der
gesamten letzten Verwendung von Waren und Dienstleistungen durch ge-
bietsansa‹ssige institutionelle Einheiten (Konsum und Bruttoinvestitionen) zu-
zu‹glich der Exporte und abzu‹glich der Importe von Waren und Dienstleis-
tungen definiert.
Die reale Gro‹§e wird ermittelt, indem man die verschiedenen Gu‹ter und
Dienstleistungen der Berichtsperiode mit den Preisen der Basisperiode be-
wertet.
Quelle: Eurostat.

7.9 Wachstumsbeitra‹ge zum Bruttoinlands-
produkt nach Verwendungskategorien

Beschreibung: Angabe der Gro‹§enordnungen, mit denen die Verwen-
dungskategorien privater und o‹ ffentlicher Konsum, Bruttoinvestitionen und
der Au§enbeitrag netto im Verlauf eines Jahres zum Wachstum des Brutto-
inlandsprodukts beigetragen haben.
Quelle: OeNB, Statistik Austria, WIFO.

7.10 Wachstumsbeitra‹ge zum Bruttoinlands-
produkt nach Verwendungskategorien im
Euroraum

Beschreibung: Angabe der Gro‹§enordnungen, mit denen die Verwen-
dungskategorien privater und o‹ ffentlicher Konsum, Bruttoinvestitionen und
der Au§enbeitrag netto im Verlauf eines Jahres zum Wachstum des Brutto-
inlandsprodukts beigetragen haben.
Quelle: Eurostat.
Methodik: Der Wachstumsbeitrag einer Komponente zu einem Aggregat
wird ermittelt, indem die absolute Vera‹nderung der Komponente gegenu‹ber
der Vorperiode durch den Wert des Aggregats in der Vorperiode dividiert
wird.

7.11 Verteilung des Bruttoinlandsprodukts —
nominell

Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu Marktpreisen ist ein
Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit der gebietsansa‹ssigen produ-
zierenden Einheiten.
Das BIP auf der Verteilungsseite ist gleich den auf der Verwendungsseite des
Einkommensentstehungskontos der gesamten Volkswirtschaft ausgewiese-
nen Positionen (Arbeitnehmerentgelt, Produktions- und Importabgaben
abzu‹glich Subventionen, Bruttobetriebsu‹berschuss und Selbststa‹ndigen-
einkommen der gesamten Volkswirtschaft) vor Abzug der Abschreibungen.
Quelle: Statistik Austria, WIFO.
Rechtsgrundlagen: Verordnungen (siehe Statistik Austria).

7.11.1 Einkommen und Sparen der Privaten
Haushalte und Privaten Organisationen
ohne Erwerbszweck

Beschreibung: Die in dieser Tabelle vero‹ ffentlichten Zahlen beziehen sich
auf den Sektor Private Haushalte einschlie§lich Privater Organisationen ohne
Erwerbscharakter (S.14+S.15). Dargestellt werden die laufenden Transak-
tionen, (verfu‹gbares) Einkommen, Konsum und Sparen. Da die unbereinigten
Quartalswerte direkt kaum zu interpretieren sind — insbesondere aufgrund
der starken und zwischen den einzelnen Komponenten sehr unterschied-
lichen saisonalen Schwankungen — werden gleitende Summen u‹ber jeweils
vier Quartale (ªrolling years� bzw. ªgleitende Jahre�) ausgewiesen. Die Rech-

nung erfolgt nur zu laufenden Preisen (ªnominell�). Grundlage sind die fu‹r
EU-Zwecke erstellten viertelja‹hrlichen VGR-Konten fu‹r alle institutionellen
Sektoren.
Das verfu‹gbare Einkommen der Privaten Haushalte ist der Saldo aller laufen-
den einkommensbezogenen Transaktionen (Prima‹reinkommen und Umver-
teilung) und setzt sich aus folgenden Komponenten zusammen:
Selbststa‹ndigeneinkommen und Betriebsu‹berschuss, Arbeitnehmerentgelt
(Bruttolo‹hne plus Sozialbeitra‹ge der Arbeitgeber), Vermo‹genseinkommen,
Sozialleistungen (u. a. Pensionen) abzu‹glich geleisteter Steuern vom Einkom-
men und Sozialbeitra‹ge, erga‹nzt um sonstige laufende Transfers.
Das Sparen im Sinn der VGR ist jener Teil des (laufenden) verfu‹gbaren Ein-
kommens, der nicht konsumiert wird, und damit fu‹r Sachvermo‹gensbildung
(im Wesentlichen Investitionen) und Geldvermo‹gensbildung zur Verfu‹gung
steht.
Die Sparquote ist der Quotient aus Sparen und verfu‹gbarem Einkommen
(einschlie§lich Vera‹nderung betrieblicher Versorgungsanspru‹che). U‹ blich
sind zwei Sparquotenkonzepte — netto und brutto, je nachdem, ob die
Abschreibungen im Selbststa‹ndigeneinkommen/Betriebsu‹berschuss (und
damit im verfu‹gbaren Einkommen und im Sparen) beru‹cksichtigt sind oder
nicht. O‹ konomisch aussagekra‹ftiger ist die verwendete Nettosparquote,
die Bruttosparquote hat gewisse Vorteile hinsichtlich der Vergleichbarkeit
des Niveaus von La‹nderdaten.
Quelle: Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Verordnungen (siehe Statistik Austria).

7.12 Vertrauensindikatoren zur wirtschaftlichen
Einscha‹tzung

Beschreibung: Branchen- und Verbraucherumfragen sind qualitative Kon-
junkturumfragen, die in die kurzfristige Wirtschaftsanalyse einflie§en. Wa‹h-
rend konventionelle o‹konometrische Wirtschaftsmodelle die Wirtschafts-
leistung in stabilen Wachstumsphasen hinreichend gut abbilden, ist eine
etwaige Trendumkehr nur begrenzt daraus ablesbar. Fu‹r derartige Prognosen
wird deswegen immer sta‹rker auf Konjunkturumfragen zuru‹ckgegriffen. Da-
mit stellen Branchen- und Verbraucherumfragen eine wesentliche Erga‹nzung
zu quantitativen statistischen U‹ berblicken dar, von denen sie sich hinsichtlich
Methodik und Zweck unterscheiden. Die Vorteile des gemeinsamen harmo-
nisierten Programms der EU fu‹r Konjunkturumfragen bei Unternehmen und
Verbrauchern liegen vor allem in der hohen Umfragefrequenz, der raschen
Datenverfu‹gbarkeit und der fortlaufenden Harmonisierung. Der Indikator
der wirtschaftlichen Einscha‹tzung (Economic Sentiment Indicator— ESI) wird
— wie die meisten Programmbestandteile — monatlich durchgefu‹hrt und bie-
tet einen U‹ berblick u‹ber Umfrageergebnisse in der Industrie, unter Verbrau-
chern, im Baugewerbe und im Handel.
Quelle: Europa‹ische Kommission.

7.13 Vertrauensindikatoren zur wirtschaftlichen
Einscha‹tzung im Euroraum

Beschreibung: Zur Abbildung und Darstellung der gesamtwirtschaftlichen
Ta‹tigkeit kombiniert ein EU-Gesamtindikator fu‹r die konjunkturelle Einscha‹t-
zung die Erwartungen und Beurteilungen der Industrie und der Verbraucher.
Aus den Branchen- und Verbraucherumfragen lassen sich diese Einscha‹tzun-
gen und Erwartungen fu‹r die verschiedenen Wirtschaftsbereiche — Indus-
trie, Dienstleistungen, Verbraucher, Bauwirtschaft und Einzelhandel — able-
sen. Daher besteht der EU-Gesamtindikator fu‹r die konjunkturelle Einscha‹t-
zung aus den fu‹nf Branchenindikatoren, die jeweils unterschiedlich gewichtet
sind: Vertrauensindikator fu‹r die Industrie [40%]; Vertrauensindikator fu‹r den
Dienstleistungssektor [30%]; Vertrauensindikator fu‹r die Verbraucher [20%];
Vertrauensindikator fu‹r die Bauwirtschaft [5%]; Vertrauensindikator fu‹r den
Einzelhandel [5%].
Quelle: Europa‹ische Kommission.

7.14 Vorauseilende Konjunkturindikatoren
Beschreibung: Die Zusammenstellung vorauseilender Konjunkturindika-
toren soll einen Anhaltspunkt u‹ber die aktuelle Konjunktursituation in O‹ ster-
reich geben. Da wirtschaftliches Handeln stark von Erwartungen bestimmt
wird, sind Befragungen von Unternehmen und Konsumenten dabei von zent-
raler Bedeutung. Industrieproduktion und Warenexporte stellen aufgrund
der raschen Verfu‹gbarkeit der Daten (bis zu drei Monate vor Vero‹ ffent-
lichung der aktuellen BIP-Zahlen) eine wichtige Informationsquelle dar.
Schlu‹sse auf die aktuelle Wirtschaftslage und die Entwicklung in der na‹heren
Zukunft lassen sich auch aus den Ausru‹stungsinvestitionen, der konjunktur-
reagibelsten BIP-Komponente, ziehen.
Quelle: WIFO, GfK Austria GmbH, IFES, Statistik Austria.
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7.15 Konsumentenvertrauen
Beschreibung: Die Indikatoren zum Konsumentenvertrauen reflektieren
die Einscha‹tzung der Konsumenten zur Wirtschaftslage, zum beabsichtigten
Spar- und Konsumverhalten, zur Preisentwicklung sowie zur finanziellen
Situation. Aus allen diesen fu‹r den Konjunkturverlauf wichtigen Faktoren la‹sst
sich ein Gesamtindikator errechnen, der die Grundstimmung der privaten
Haushalte zusammenfasst und daher als wichtiger Vorlaufindikator fu‹r die
Entwicklung des privaten Konsums gilt; siehe Tabelle 7.12.
Quelle: GfK Austria GmbH.
Methodik: Die Befragung wird monatlich seit Dezember 1995 als repra‹sen-
tative Stichprobe in Form einer Telefonumfrage bei 1.500 Ma‹nnern und
Frauen ab einem Alter von 15 Jahren durchgefu‹hrt.

7.16 Produktionsindex
Beschreibung: Der monatlich berechnete Produktionsindex hat die Auf-
gabe, unter Ausschaltung der Preisvera‹nderung laufend die Entwicklung
der physischen (mengenma‹§igen) Produktion der einzelnen Produktions-
zweige und der Gesamtindustrie zu messen. Die Datengrundlage fu‹r alle
Indizes bilden die in monatlichen Absta‹nden durchgefu‹hrten Konjunktursta-
tistiken im Produzierenden Bereich. Die Berechnung des Produktionsindex
erfolgt ab der Basis 2005 = 100 ausschlie§lich auf Grundlage von deflatio-
nierten Produktionswerten, wobei hauptsa‹chlich, wie auch in der Vergan-
genheit, die Technische Gesamtproduktion (TP), d. h. die fu‹r den Absatz so-
wie fu‹r unternehmensinterne Lieferungen und Leistungen bestimmte Eigen-
produktion zuzu‹glich der durchgefu‹hrten Lohnarbeit, herangezogen wird.
Bei nicht erhobener Eigenproduktion geht ersatzweise die Abgesetzte Pro-
duktion in die Berechnung ein; das gilt fu‹r alle Gu‹ter des Bauhilfs- und Bau-
nebengewerbes sowie fu‹r produktbegleitende Dienstleistungen. Die Aufglie-
derung der produzierenden Bereiche erfolgt nach der O‹ NACE-Gliederung.
Die Indizes werden arbeitsta‹gig bereinigt.
Quelle: Statistik Austria.
Methodik: Monatsmeldung aus der Konjunkturstatistik.
Melderkreis: Betriebe.

7.17 Arbeitsmarktkennziffern
Beschreibung: Die Statistiken u‹ber den o‹sterreichischen Arbeitsmarkt be-
ruhen auf Daten des Hauptverbandes der o‹sterreichischen Sozialversiche-
rungstra‹ger (Unselbststa‹ndig Bescha‹ftigte) und des Arbeitsmarktservice
O‹ sterreich (Arbeitslosigkeit und Stellenangebot). Die Arbeitslosenquote ist
der Anteil der Arbeitslosen am Arbeitskra‹ftepotenzial. Die Daten, die bran-
chenweise und regional disaggregiert verfu‹gbar sind, werden monatlich er-
hoben und geho‹ren zu den am schnellsten aufbereiteten Wirtschafts-
indikatoren in O‹ sterreich. Bereits wenige Tage nach dem Berichtsmonat wer-
den die Daten von den jeweiligen Quellen vero‹ ffentlicht. Daru‹ber hinaus sind
fu‹r alle in der Tabelle dargestellten Reihen sehr lange Zeitreihen verfu‹gbar,
Revisionen sind kaum notwendig.
Quelle: Hauptverband der o‹sterreichischen Sozialversicherungstra‹ger, AMS
O‹ sterreich, Eurostat.
Melderkreis: Die Bescha‹ftigtendaten werden von den Krankenkassen an
den Hauptverband der o‹sterreichischen Sozialversicherungstra‹ger gemeldet.
Daten zur Arbeitslosigkeit und zum Stellenmarkt werden von den Arbeits-
a‹mtern an das Arbeitsmarktservice gemeldet.

7.18 Handelsumsa‹tze und Kfz-Zulassungen
Beschreibung: Die Handels- und Kfz-Zulassungsstatistik bilden einerseits
wichtige Konjunkturindikatoren und andererseits eine wesentliche Daten-
grundlage fu‹r die Berechnung der Verwendungsseite des BIP. Die Statistik
der Kfz-Zulassungen dient zudem als Basis fu‹r das Gewichtungsschema der
Position ªKauf von Fahrzeugen� des VPI und des HVPI.
Handelsumsa‹tze: Die Grundgesamtheit fu‹r die Auswahl der Stichprobenein-
heiten fu‹r die monatliche Konjunkturerhebung im Handel ab Ja‹nner 1999 be-
steht aus allen Unternehmen der Bereichsza‹hlung 1995 der O‹ NACE-Klassen
zuzu‹glich der entsprechenden Neuzuga‹nge im Unternehmensregister bis
zum Zeitpunkt der Auswahl. Der Stichprobenumfang betra‹gt rund 6.400
Unternehmen, das sind rund 8% der Grundgesamtheit. Die Hauptschichtung
erfolgt nach 57 Branchen und innerhalb dieser nach branchenspezifischen
Umsatzschichten.
Kfz: Bei den in der Tabelle ausgewiesenen Daten handelt es sich lediglich um
neu zum Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge.
Quelle: Statistik Austria.
Melderkreis: Handel: Unternehmen, die eine Ta‹tigkeit ausu‹ben, die gema‹§
der Systematik der Wirtschaftsta‹tigkeiten — O‹ NACE 1995 — dem Abschnitt
G ªHandel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und
Gebrauchsgu‹tern� mit Ausnahme der Gruppe 52.7 ªReparatur von
Gebrauchsgu‹tern� zuzuordnen ist.

Kfz-Zulassungsstatistik: Die Kfz-Statistik ist eine Sekunda‹rstatistik, die auf Basis
der vom Verband der Versicherungsunternehmen O‹ sterreichs ta‹glich an die
Statistik Austria u‹bermittelten Datenfiles erstellt wird.

7.19 Gebarungserfolg des Bundes
Beschreibung: Gema‹§ ⁄ 16 Abs. 1 Bundeshaushaltsgesetz (BHG) ist der
Bundeshaushalt seit 1988 in einen Allgemeinen Haushalt und einen Aus-
gleichshaushalt (Finanzierungshaushalt: Ausgaben fu‹r die Ru‹ckzahlung und
Einnahmen aus der Aufnahme von Finanzschulden bzw. von Kassensta‹r-
kungsoperationen) zu gliedern. Die Ausgaben werden durch Einnahmen
(Steuern, Gebu‹hren etc.) bzw. — sofern diese nicht ausreichen — durch
die Aufnahme von Finanzschulden finanziert. Wenn von einem Budgetdefizit
(Abgang) oder einem Budgetu‹berschuss in dieser Tabelle gesprochen wird,
ist nicht der Saldo des Gesamthaushalts, sondern der Saldo des Allgemeinen
Haushalts gemeint.
Quelle: BMF.

7.20 Abgabenerfolg des Bundes
Beschreibung: Gesamtheit aller vom Bund eingehobenen o‹ ffentlichen Ab-
gaben (Steuereinnahmen des Bundes, gemeinschaftliche Bundesabgaben)
gema‹§ Bundesfinanzgesetz (Kapitel 52 bis Ende 2008; Untergliederung 16
seit 2009).
Quelle: BMF.

7.21 Finanzschuld des Bundes
Beschreibung: Verpflichtungen aus Finanzschulden des Bundes.
Titrierte Schuld: Verschuldung, die vom Inhaber formlos u‹bertragen wird.
Nichttitrierte Schuld: Verschuldung in Form von Direktkrediten und Dar-
lehen.
Euro-Schuld: Verpflichtungen aus Finanzschulden in Euro seit Anfang 1999
(bis Ende 1998 Schilling-Schuld).
Fremdwa‹hrungsschuld: Nicht auf Euro lautende Verpflichtungen aus Finanz-
schulden. Die Umrechnung erfolgt mit Devisenmittelkursen zum Jahres-
ultimo.
Quelle: BMF, O‹ BFA, Staatsschuldenausschuss.

7.22 Finanzschuldenaufwand des Bundes
Beschreibung: Tilgungs-, Zinsen- und sonstiger Aufwand (Provisionen,
Emissionskosten) fu‹r die Finanzschuld des Bundes einschlie§lich Wa‹hrungs-
tauschvertra‹ge (Swaps). Wa‹hrungstauschvertra‹ge sind Vertra‹ge, in denen
die Vertragspartner vereinbaren, jeweils die Verpflichtungen (Zinsen- und/
oder Tilgungszahlungen) aus Kreditaufnahmen der anderen Partei zu u‹ber-
nehmen.
Quelle: BMF, O‹ BFA.

7.23 Staatsquoten
Beschreibung: Struktur der Einnahmen und Ausgaben: Gesamteinnahmen
und -ausgaben des Staates (Bund, La‹nder, Gemeinden, Sozialversicherungs-
tra‹ger) gemessen am nominellen Bruttoinlandsprodukt; abgeleitet aus den
nichtfinanziellen Konten des Sektors Staat gema‹§ ESVG 95; exklusive EU-
Transaktionen.
Quelle: Statistik Austria.

7.24.1 Fiskalindikatoren laut Maastricht —
Budgeta‹re Notifikation

Beschreibung: Die budgeta‹re Notifikation ist eine Meldeverpflichtung der
EU-La‹nder an die Europa‹ische Kommission zu Verschuldungs- und Defizit-
daten des Staates (Bund, La‹nder, Gemeinden, Sozialversicherungstra‹ger)
gema‹§ EU-Verordnung 2223/96 i. d. g. F., die zweimal ja‹hrlich erfolgt (jeweils
Ende Ma‹rz und Ende September). Die hier ausgewiesenen Daten geben je-
weils die aktuelle budgeta‹re Notifikation wieder. Nachtra‹gliche Daten-
revisionen werden nicht beru‹cksichtigt.
Quelle: Statistik Austria, BMF, WIFO.

7.24.2 Fiskalindikatoren laut Maastricht —
Aktuelle Entwicklung

Beschreibung: Daten im Sinne der budgeta‹ren Notifikation unter Beru‹ck-
sichtigung zwischenzeitlicher aktueller Datenrevisionen.
Die budgeta‹re Notifikation ist eine Meldeverpflichtung der EU-La‹nder an die
Europa‹ische Kommission zu Verschuldungs- und Defizitdaten des Staates
(Bund, La‹nder, Gemeinden, Sozialversicherungstra‹ger) gema‹§ EU-Verord-
nung 2223/96 i. d. g. F.
Quelle: Statistik Austria, BMF, WIFO.
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8 Gesamtwirtschaftliche
Finanzierungsrechnung

8.1.1 Geldvermo‹gen der nichtfinanziellen
Unternehmen

Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors nichtfinanzielle Unterneh-
men.
Die Darstellung der finanziellen Aktiva der nichtfinanziellen Unternehmen
umfasst die Transaktionen als Nettogro‹§e (Veranlagung/Gewa‹hrung abzu‹g-
lich Abdisponierung/Ru‹ckzahlung) aus der Veranlagung in Bargeld/Einlagen,
Wertpapieren, Anteilsrechten und Investmentzertifikaten sowie aus der Ge-
wa‹hrung von Krediten — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Preis-
effekte und Wechselkursschwankungen — und den daraus resultierenden
Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.1.2 Verpflichtungen der nichtfinanziellen
Unternehmen

Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Verpflichtun-
gen des volkswirtschaftlichen Sektors nichtfinanzielle Unternehmen.
Die Darstellung der Verpflichtungen der nichtfinanziellen Unternehmen um-
fasst die Transaktionen als Nettogro‹§e (Aufnahme abzu‹glich Tilgung) aus der
Fremdkapitalfinanzierung (Kredite, Handelskredite, festverzinsliche Wert-
papiere und sonstige Verpflichtungen) und aus der Eigenkapitalfinanzierung
(Anteilsrechte) — beide Bereiche bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B.
Preiseffekte und Wechselkursschwankungen — und den daraus resultieren-
den Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.2.1 Geldvermo‹gen des Sektors Staat
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªStaat� (Bund, La‹nder, Ge-
meinden, Sozialversicherungen und sonstige Einheiten des Sektors Staat).
Die Darstellung der finanziellen Aktiva des Sektors Staat umfasst die Trans-
aktionen als Nettogro‹§e (Veranlagung/Gewa‹hrung abzu‹glich Abdisponie-
rung/Ru‹ckzahlung) aus der Veranlagung in Bargeld/Einlagen, Wertpapieren,
Anteilsrechten und Investmentzertifikaten sowie aus der Gewa‹hrung von
Krediten — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Preiseffekte und Wech-
selkursschwankungen — und den daraus resultierenden Sta‹nden (einschlie§-
lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 501/2004 bzw. EU-Verordnung
2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, O‹ BFA, Statistik Austria.

8.2.2 Verpflichtungen des Sektors Staat
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Verpflichtun-
gen des volkswirtschaftlichen Sektors ªStaat� (Bund, La‹nder, Gemeinden,
Sozialversicherungen und sonstige Einheiten des Sektors Staat).
Die Darstellung der Verpflichtungen des Sektors Staat umfasst die Trans-
aktionen als Nettogro‹§e (Aufnahme abzu‹glich Tilgung) aus der Fremdkapi-
talfinanzierung (Kredite, Handelskredite, festverzinsliche Wertpapiere und
sonstige Verpflichtungen) — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Preis-
effekte und Wechselkursschwankungen — und den daraus resultierenden
Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 501/2004 bzw. EU-Verordnung
2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, O‹ BFA, Statistik Austria.

8.3.1 Geldvermo‹gen des privaten
Haushaltssektors

Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivater Haushaltssektor�.
In diesem Sektor sind gema‹§ Konvention auch die privaten Organisationen
ohne Erwerbszweck (z. B. Gewerkschaften, Kirchen, Stiftungen) und die
selbststa‹ndig Erwerbsta‹tigen enthalten. Die Darstellung der finanziellen
Aktiva der privaten Haushalte umfasst die Transaktionen als Nettogro‹§e
(Veranlagung abzu‹glich Abdisponierung) aus der Veranlagung in Bargeld/
Einlagen, Wertpapieren, Anteilsrechten, Investmentzertifikaten und
Produkte zur privaten Vorsorge (Anspru‹che gegenu‹ber Versicherungen
aus Lebensversicherung, Schaden- und Unfallversicherung, gegenu‹ber nicht
o‹ ffentlichen Pensionskassen und Betrieblichen Vorsorgekassen) — bereinigt
um Bewertungseffekte wie z. B. Preiseffekte und Wechselkursschwankungen
— und den daraus resultierenden Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nde-
rungen) am Ende der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.3.2 Verpflichtungen des privaten
Haushaltssektors

Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus der Verschuldung
des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivater Haushaltssektor�. In diesem Sek-
tor sind gema‹§ Konvention auch die privaten Organisationen ohne Erwerbs-
zweck (z. B. Gewerkschaften, Kirchen, Stiftungen) und die selbststa‹ndig Er-
werbsta‹tigen enthalten. Die Darstellung der Verschuldung der privaten
Haushalte umfasst Transaktionen als Nettogro‹§e (Kreditaufnahmen
abzu‹glich Ru‹ckzahlungen) aus Krediten von Banken, Versicherungen, Staat
und Ausland — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Wechselkurs-
schwankungen bei Fremdwa‹hrungskrediten — und den daraus resultieren-
den Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.4.1 Geldvermo‹gen der privaten Haushalte
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivate Haushalte� (ESVG
Code S.14) . In diesem Sektor sind private Haushalte und selbststa‹ndig Er-
werbsta‹tige (auch mit Angestellten) enthalten. Die Darstellung der finan-
ziellen Aktiva der privaten Haushalte umfasst die Transaktionen als Netto-
gro‹§e (Veranlagung abzu‹glich Abdisponierung) aus der Veranlagung in
Bargeld/Einlagen, Wertpapieren, Anteilsrechten, Investmentzertifikaten und
Produkte zur privaten Vorsorge (Anspru‹che gegenu‹ber Versicherungen
aus Lebensversicherung, Schaden- und Unfallversicherung, gegenu‹ber nicht
o‹ ffentlichen Pensionskassen und Betrieblichen Vorsorgekassen) — bereinigt
um Bewertungseffekte wie z. B. Preiseffekte und Wechselkursschwankungen
— und den daraus resultierenden Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nde-
rungen) am Ende der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.4.2 Verpflichtungen der privaten Haushalte
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivate Haushalte� (ESVG
Code S.14) . In diesem Sektor sind private Haushalte und selbststa‹ndig Er-
werbsta‹tige (auch mit Angestellten) enthalten. Die Darstellung der Verschul-
dung der privaten Haushalte umfasst Transaktionen als Nettogro‹§e (Kredit-
aufnahmen abzu‹glich Ru‹ckzahlungen) aus Krediten von Banken, Versicherun-
gen, Staat und Ausland — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Wechsel-
kursschwankungen bei Fremdwa‹hrungskrediten — und den daraus
resultierenden Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende
der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
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Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

9 Au§enwirtschaft

9.1.1 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht — Global
Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.2 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Intra-Euroraum

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungsbi-
lanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und be-
ruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie an
die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie un-
terliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen De-
taillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.3 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Extra-Euroraum

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,

EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.4 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Intra-EU

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.5 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Extra-EU

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.6 Leistungsbilanz — Quartalsdaten — Global
Beschreibung: Die Leistungsbilanz ist der realwirtschaftliche Teil der Zah-
lungsbilanz. Sie umfasst grenzu‹berschreitende Transaktionen (Rechts-
gescha‹fte) O‹ sterreichs mit dem Ausland. Sie besteht aus den vier Haupt-
komponenten Gu‹ter, Dienstleistungen, Einkommen und laufende Transfers.
Methodisch knu‹pft sie an die internationalen Konventionen des Balance of
Payments Manual des IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen an. Sie unterliegt des weiteren tourlichen Revisionen und bein-
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haltet einen hohen Detaillierungsgrad. Credit-Werte zeigen O‹ sterreichs
Leistungen an das Ausland; Debet-Werte zeigen die vom Ausland angekauf-
ten Leistungen.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, administrative Daten; eigene Scha‹tzungen. Die Er-
hebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise oder monatlich.
Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.1 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Global

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird.
Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres erstellt und entspricht im
Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesentlichen den Richtlinien des Ba-
lance of Payments Manual des IWF (derzeit 5. Fassung, 1993).
Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewertet.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Die im Rahmen der Internationalen Vermo‹gensposition (IVP) sowie in der
Zahlungsbilanzstatistik (ZABIL) ausgewiesenen Nettoforderungen/-ver-
pflichtungen O‹ sterreichs gegenu‹ber dem Ausland weichen aus methodolo-
gischen Gru‹nden vom entsprechenden Wert in der Gesamtwirtschaftlichen
Finanzierungsrechnung (GFR) ab. Letztere beru‹cksichtigt im Gegensatz zur
IVP auch Verrechnungsforderungen/-verpflichtungen gegenu‹ber dem ESZB,
die sich aus der Banknotenemission im Euroraum ergeben. Diese verrech-
nungstechnischen Intra-ESZB-Salden sind aus gesamtwirtschaftlicher Sicht
zur Aufrechterhaltung der Saldenkonsistenz erforderlich, wu‹rden aber bei
grenzu‹berschreitender Betrachtungsweise zu einseitigen Verbuchungen
und zu einer Statistischen Differenz fu‹hren.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.2 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Intra-Euroraum

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Intra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-

nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.3 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Extra-Euroraum

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Extra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.4 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Intra-EU

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Extra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
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Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.5 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Extra-EU

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Extra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.4 Au§enhandel
Beschreibung: Die Au§enhandelsstatistik dokumentiert den grenzu‹ber-
schreitenden Warenverkehr und wurde mit dem Beitritt O‹ sterreichs zur
EU am 1. Ja‹nner 1995 grundlegend vera‹ndert. Seither wird der Au§enhandel
gema‹§ INTRASTAT (Warenverkehr mit EU-Staaten) und EXTRASTAT
(Warenverkehr mit Drittla‹ndern) erhoben. Das La‹nderverzeichnis fu‹r die
Au§enhandelsstatistik unterscheidet zurzeit rund 235 La‹nder und Gebiete.
In der Einfuhr wird grundsa‹tzlich das Ursprungsland ausgewiesen, in dem
die Ware vollsta‹ndig gewonnen oder hergestellt worden ist. Ist dieses unbe-
kannt, tritt an die Stelle das Versendungsland (das Land, aus dem die Ware in
das Erhebungsgebiet verbracht worden ist). In der Ausfuhr wird als Bestim-
mungsland das Land nachgewiesen, in dem die Ware gebraucht oder ver-
braucht, be- oder verarbeitet werden soll.
Quelle: Statistik Austria.
Melderkreis: INTRASTAT — Unternehmen, die ja‹hrlich mehr als 200.000
EUR Warenverkehr haben inklusive Zuscha‹tzungen von Firmen, die diesen
Wert nicht erreicht haben (rund 2% der innergemeinschaftlichen
Warenbewegungen).

9.5 Tourismus: Na‹chtigungen in O‹ sterreich
Beschreibung: O‹ sterreichs Beherbergungsbetriebe melden monatlich alle
Anku‹nfte und U‹ bernachtungen von Ga‹sten in der Gliederung nach Unter-
kunftsarten und Herkunftsla‹ndern. Ga‹ste sind Urlauber, Gescha‹ftsreisende,
Kurga‹ste und andere Personen, die nicht la‹nger als zwei Monate in einem Be-
herbergungsbetrieb na‹chtigen und zwar gleichgu‹ltig, ob entgeltlich oder un-
entgeltlich.
Quelle: Statistik Austria.
Methodik: Die Erhebung erfolgt durch die Gemeinden mittels Meldebla‹t-
tern (Durchschlag des Ga‹stebuchblattes) oder Betriebsbo‹gen. Die Daten
werden monatlich von rund 1.500 Gemeinden O‹ sterreichs an Statistik
Austria gemeldet. Dabei handelt es sich in der Regel um Gemeinden, die zu-
mindest 3.000 Na‹chtigungen pro Jahr verzeichnen.

10 Internationale Vergleiche
Der Vergleichbarkeit wegen werden Quellen internationaler Organisationen
herangezogen. Daher ko‹nnen die Daten fu‹r O‹ sterreich, wie sie in den
Tabellengruppen 1 bis 9 ausgewiesen sind, abweichen.

10.1 Wa‹hrungsreserven ohne Gold
Beschreibung: Gema‹§ dem Zahlungsbilanzhandbuch des IWF (5. Auflage)
umfassen die Wa‹hrungsreserven ohne Gold Sonderziehungsrechte (SZR),
Reserveposition beim IWF, Kredite an den IWF, Einlagen bei ausla‹ndischen
Banken, ausla‹ndische Schatzwechsel, ausla‹ndische Inhaberanleihen, Kredite
an ausla‹ndische Banken, aufgelaufene Zinsen. Die Bewertung erfolgt zum
Marktpreis.
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

10.2 Goldreserven
Beschreibung: Gold und Goldforderungen der Notenbanken: physisches
Gold (z. B. Barren, Mu‹nzen) und nicht physisches Gold (z. B. Goldeinlagen).
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

10.3 Geldmenge M3
Beschreibung: Das Geldmengenaggregat M3 la‹sst sich wie folgt darstellen:
M3 ist die Summe der Kredite an Nicht-MFIs im Euro-Wa‹hrungsgebiet plus
den Nettoforderungen an Ansa‹ssige au§erhalb des Euro-Wa‹hrungsgebiets
minus la‹ngerfristige finanzielle Verbindlichkeiten plus sonstige Gegenposten.
Quelle: EZB, Thomson Reuters, Eurostat.

10.4 Leitzinssa‹tze
Beschreibung: Kurzfristiger Zinssatz, dessen Vera‹nderung andere Zins-
sa‹tze beeinflusst. Als Leitzins bezeichnet man vor allem Zinssa‹tze, die von
einer Zentralbank im Rahmen ihrer geldpolitischen Ma§nahmen festgesetzt
werden ko‹nnen.
Quelle: Eurostat, Sveriges Riksbank, Schweizerische Nationalbank,
Thomson Reuters.

10.5 Drei-Monats-Zinssa‹tze
Beschreibung: Durchschnittszinssatz, zu dem ein erstklassiges Kredit-
institut bereit ist, einem anderen Kreditinstitut mit ho‹chster Bonita‹t Gelder
zur Verfu‹gung zu stellen. Dieser Zinssatz wird ta‹glich fu‹r Interbankeinlagen
mit Laufzeiten bis zu zwo‹ lf Monaten berechnet. In dieser Tabelle werden
die Drei-Monats-Zinssa‹tze als Richtsatz fu‹r kurzfristige Zinssa‹tze dargestellt.
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

10.6 Renditen langfristiger staatlicher
Schuldverschreibungen

Beschreibung: Die Richtlinien des im Maastrichter Vertrag festgelegten
Konvergenzkriteriums fu‹r langfristige Zinssa‹tze fu‹r die WWU verlangen, dass
es sich bei den Daten um Renditen auf Staatsanleihen des Sekunda‹rmarktes
vor Abzug der Steuern mit einer Restlaufzeit von ungefa‹hr zehn Jahren han-
delt.
Quelle: EZB, Thomson Reuters, Eurostat, Norges Bank, Schweizerische
Nationalbank.

10.7 Prognosevergleich
Beschreibung: Wirtschaftsprognosen sind eine wesentliche Entschei-
dungsgrundlage zur Steuerung der Wirtschaftspolitik. Die gro§en Wirt-
schaftsinstitutionen vero‹ ffentlichen in der Regel zweimal ja‹hrlich (u‹blicher-
weise im Fru‹hjahr und Herbst) Prognosen fu‹r die na‹chsten zwei Jahre.
Die von Experten der EZB erstellten Projektionen (Ma‹rz und September)
erga‹nzen die gesamtwirtschaftlichen Projektionen des Eurosystems, die halb-
ja‹hrlich (Juni und Dezember) von Experten der EZB und der nationalen
Zentralbanken des Euro-Wa‹hrungsgebiets gemeinsam erarbeitet werden.
Quelle: EZB, Europa‹ische Kommission, OECD, IWF.

10.8 Bruttoinlandsprodukt — real
Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist das Endergebnis aller
produktiven Ta‹tigkeiten von gebietsansa‹ssigen Produktionseinheiten (ESVG
95, 8.89). Es ist definiert als Wert aller neu erzeugten Waren und Dienstleis-
tungen abzu‹glich des Werts aller bei ihrer Herstellung verbrauchten Vorleis-
tungen.
Quelle: Eurostat.

10.9 Bruttoinlandsprodukt — je Einwohner
in Kaufkraftstandards

Beschreibung: Diese Tabelle zeigt das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu
Marktpreisen in Kaufkraftstandards.
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Das BIP zu Marktpreisen ist ein Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit
der gebietsansa‹ssigen produzierenden Einheiten.

Drei Arten der Ermittlung des BIP sind mo‹glich:

a) Das BIP ist gleich der Summe der Bruttowertscho‹pfung der institutionel-
len Sektoren oder Wirtschaftsbereiche (nach Abzug der unterstellten
Bankgebu‹hren) zuzu‹glich der Gu‹tersteuern und abzu‹glich der Gu‹ter-
subventionen (die nicht nach Sektoren und Wirtschaftsbereichen aufge-
gliedert werden); es ist ferner der Saldo des Produktionskontos der
gesamten Volkswirtschaft.

b) Das BIP ist gleich der gesamten letzten Verwendung von Waren und
Dienstleistungen durch gebietsansa‹ssige institutionelle Einheiten (Konsum
und Bruttoinvestitionen) zuzu‹glich der Exporte und abzu‹glich der Im-
porte von Waren und Dienstleistungen.

c) Das BIP ist gleich den auf der Verwendungsseite des Einkommens-
entstehungskontos der gesamten Volkswirtschaft ausgewiesenen Positio-
nen (Arbeitnehmerentgelt, Produktions- und Importabgaben abzu‹glich
Subventionen, Bruttobetriebsu‹berschuss und Selbststa‹ndigeneinkommen
der gesamten Volkswirtschaft) vor Abzug der Abschreibungen.

Wenn sich die wirtschaftlichen Gegebenheiten stark unterscheiden, sind
Mengenvergleiche naturgema‹§ schwierig und daher die Deflationierung
von Wertangaben mit Preisindizes die bessere Alternative. Das gilt fu‹r ra‹um-
liche Vergleiche noch mehr als fu‹r zeitliche Vergleiche. Mithilfe sorgfa‹ltiger
Produktbeschreibungen ko‹nnen die Preisrelationen aus dem preisstatisti-
schen Material der einzelnen La‹nder berechnet werden. Die aus nationalen
Wa‹hrungen ermittelten Preisrelationen fu‹hren zum Konzept der Kaufkraft-
parita‹ten (KKP). Die Kaufkraftparita‹t der La‹nder A und B gibt an, wieviel
Wa‹hrungseinheiten des Landes B beno‹tigt werden, um im Land B die Menge
eines bestimmten Erzeugnisses zu kaufen, die im Land A mit einer
Wa‹hrungseinheit des Landes A gekauft werden kann. Kaufkraftparita‹ten
fu‹r Gu‹tergruppen und fu‹r weitere Aggregationsebenen bis zum Bruttoin-
landsprodukt ergeben sich aus den Parita‹ten einzelner Erzeugnisse durch Ge-
wichtung mit den Ausgabenanteilen. Der Preisniveauindex zwischen zwei
La‹ndern ergibt sich, indem die Kaufkraftparita‹t durch den Wechselkurs der
beiden La‹nder dividiert wird.

Quelle: Eurostat.

10.10 Industrievertrauen
Beschreibung: Der Vertrauensindikator fu‹r die Industrie errechnet sich als
das arithmetische Mittel der in Prozentpunkten angegebenen saldierten Mel-
dungen zu den Produktionserwartungen, zur Einscha‹tzung der Auftragslage
und zur Beurteilung der Fertigwarenlager (Letztere mit umgekehrtem Vor-
zeichen). Die Salden sind saisonbereinigt. Diese Werte werden von der
Europa‹ischen Kommission einmal monatlich fu‹r die EU-Mitgliedstaaten erho-
ben.

Quelle: Europa‹ische Kommission.

10.11 Verbrauchervertrauen
Beschreibung: Der Vertrauensindikator fu‹r die Verbraucher errechnet
sich als das arithmetische Mittel der in Prozentpunkten angegebenen saldier-
ten Meldungen zur finanziellen Lage der privaten Haushalte, zur allgemeinen
Wirtschaftsentwicklung, zur Einscha‹tzung der ku‹nftigen Entwicklung der
Arbeitslosigkeit (mit umgekehrtem Vorzeichen) und zur Einscha‹tzung der
ku‹nftigen Ersparnisbildung jeweils fu‹r die na‹chsten zwo‹ lf Monate. Die Salden
sind saisonbereinigt. Diese Werte werden von der Europa‹ischen Kommis-
sion einmal monatlich fu‹r die EU-Mitgliedstaaten erhoben.

Quelle: Europa‹ische Kommission.

10.12 Industrielle Produktion ohne Baugewerbe
Beschreibung: Der Produktionsindex ist ein Konjunkturindikator, der die
Produktion und die Ta‹tigkeit der Industrie widerspiegelt. Er misst das Pro-
duktionsvolumen in kurzen, regelma‹§igen Absta‹nden. In der vorliegenden
Tabelle wird das Baugewerbe nicht beru‹cksichtigt.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.13 Produzentenpreisindizes
Beschreibung: Der Index der Erzeugerpreise auf dem Inlandsmarkt fu‹r
eine wirtschaftliche Ta‹tigkeit (2000 = 100) misst die durchschnittliche Preis-
entwicklung fu‹r alle Waren und Dienstleistungen, die aus dieser Ta‹tigkeit re-
sultieren und auf dem Inlandsmarkt verkauft werden.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.14 Verbraucherpreisindizes
Beschreibung: Der Verbraucherpreisindex (VPI) misst die Preisvera‹nde-
rungen aller Waren und Dienstleistungen, die von privaten Haushalten im
sta‹dtischen Bereich fu‹r Konsumzwecke gekauft werden. Verbrauchsteuern
und Umsatzsteuern werden ebenfalls erfasst. Zur Berechnung des VPI wer-
den Preise fu‹r Waren und Dienstleistungen, jeweils landesweit in Einzelhan-
delsgescha‹ften und bei Dienstleistern, erhoben.
Quelle: Eurostat, Bureau of Labor Statistics, Statistics Bureau of Japan.

10.15 Arbeitslosenquoten
Beschreibung: Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an
der Erwerbsbevo‹ lkerung (Summe der Erwerbsta‹tigen und der Arbeitslosen).
Grundlage fu‹r diese Definition ist die International Labor Organization.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.16 Budgetsalden
Beschreibung: Der Finanzierungssaldo des Staates ist die Differenz zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben des Staates. Der Sektor Staat gliedert sich
in die Teilsektoren Bund (Zentralstaat), La‹nder, Gemeinden und Sozial-
versicherung. Als Bezugsgro‹§e dient das nominelle BIP. Prognosewerte stam-
men von der jeweils aktuellen Prognose der Europa‹ischen Kommission.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.17 Staatsschuldenquoten
Beschreibung: Der Sektor Staat gliedert sich in die Teilsektoren Bund
(Zentralstaat), La‹nder, Gemeinden und Sozialversicherung. Als Schulden-
stand gilt der Nominalwert, Fremdwa‹hrungsschulden werden zu Devisen-
marktkursen (Jahresendstand) in die Landeswa‹hrung umgerechnet (mit ge-
sonderten Bestimmungen fu‹r Vertra‹ge). Die nationalen Daten fu‹r den Sek-
tor Staat sind zwischen den Untersektoren konsolidiert. Als Bezugsgro‹§e
dient das nominelle BIP.
Quelle: Eurostat, IWF, OECD.

10.18 Leistungsbilanzsalden
Beschreibung: In der Leistungsbilanz werden alle Transaktionen zwischen
gebietsansa‹ssigen und gebietsfremden Einheiten erfasst, die wirtschaftliche
Werte beinhalten (au§er den Transaktionen mit finanziellen Werten). Zeit-
punkt der Verbuchung: Gema‹§ dem BPM5 erfolgt die Verbuchung je
Gescha‹ftsvorgang (Grundsatz der periodengerechten Zuordnung), d. h.,
die Transaktionen sind zu verbuchen, wenn der wirtschaftliche Wert geschaf-
fen, umgewandelt, u‹bertragen oder aufgelo‹st wird. Hauptkriterium ist der —
rechtliche oder wirtschaftliche — Eigentumswechsel. Bewertung: grundsa‹tz-
lich zu Marktpreisen.
Quelle: Europa‹ische Kommission.
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Abkürzungen

A-SIT Zentrum für sichere 
 Informationstechnologie – Austria
ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
A-Trust A-Trust Gesellschaft für Sicherheitssysteme
 im elektronischen Datenverkehr GmbH
ATX Austrian Traded Index
BCBS Basel Committee on Banking Supervision
 (Basler Ausschuss für Bankenaufsicht)
BFG Bundesfinanzgesetz
BGBl. Bundesgesetzblatt
BHG Bundeshaushaltsgesetz
BIP Bruttoinlandsprodukt
BIZ Bank für Internationalen Zahlungsausgleich
BMF Bundesministerium für Finanzen
BNP Bruttonationalprodukt
BSC Banking Supervision Committee
BVA Bundesvoranschlag
B-VG Bundes-Verfassungsgesetz
BWA Bundes-Wertpapieraufsicht
BWG Bankwesengesetz
CACs Collective Action Clauses
CEBS Committee of European Banking Supervisors (EU)
CEE Zentral- und Osteuropa
CESEE Zentral-, Ost- und Südosteuropa
CESR Committee of European Securities Regulators
EBA Euro Banking Association
EBRD European Bank for Reconstruction and
 Development (Europäische Bank für 
 Wiederaufbau und Entwicklung)
ECOFIN-Rat Economic and Finance Ministers Council (EU)
 (Rat der Wirtschafts- und Finanzminister der EU)
EFTA European Free Trade Association
 (Europäische Freihandelsassoziation)
EG Europäische Gemeinschaft
EG V EG-Vertrag
EIB Europäische Investitionsbank
EONIA Euro OverNight Index Average
ERP European Recovery Program
ESAF Ergänzende/Erweiterte 
 Strukturanpassungsfazilität
ESRI Economic and Social Research Institute (Dublin)
ESVG Europäisches System 
 Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
ESZB Europäisches System der Zentralbanken
EU Europäische Union
EURIBOR Euro Interbank Offered Rate
Eurostat Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaft
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
EWS Europäisches Währungssystem
EZB Europäische Zentralbank
FATF Financial Action Task Force on Money Laundering
Fed Federal Reserve System (USA)
FMA Finanzmarktaufsicht
FMABG Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz
FOMC Federal Open Market Committee (USA)
FSAP Financial Sector Assessment Program
GAB General Arrangements to Borrow
GATS General Agreement on Trade in Services
GFR Gesamtwirtschaftliche Finanzierungsrechnung
GSA GELDSERVICE AUSTRIA
 Logistik für Wertgestionierung und 
 Transportkoordination G.m.b.H.
GUS Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
HGB Handelsgesetzbuch
HIPC Heavily Indebted Poor Countries
HOAM.AT Home Accounting Module Austria
HVPI Harmonisierter Verbraucherpreisindex

IBRD International Bank for Reconstruction 
 and Development (Internationale Bank für
 Wiederaufbau und Entwicklung, Weltbank)
IDB Inter-American Development Bank
 (Interamerikanische Entwicklungsbank)
IFES Institut für Empirische Sozialforschung
ifo ifo Institut für Wirtschaftsforschung
IHS Institut für Höhere Studien und 
 Wissenschaftliche Forschung
IIF Institute of International Finance
IKT Informations- und Kommunikationstechnologie
ISO International Organization for Standardization
IVP Internationale Vermögensposition
IWF Internationaler Währungsfonds 
 (International Monetary Fund)
IWI Industriewissenschaftliches Institut
JVI Joint Vienna Institute
KWG Kreditwesengesetz
LIBOR London Interbank Offered Rate
MFIs Monetäre Finanzinstitute
MoU Memorandum of Understanding
NACE Nomenclature générale des activités économiques 
 dans les communautés européennes
NBG Nationalbankgesetz
NZBen nationale Zentralbanken (EU-27)
OeBS Oesterreichische Banknoten- und 
 Sicherheitsdruck GmbH
OECD Organisation for Economic Co-operation and 
 Development (Organisation für wirtschaftliche 
 Zusammenarbeit und Entwicklung)
OeKB Oesterreichische Kontrollbank
OeNB Oesterreichische Nationalbank
OPEC Organization of the Petroleum Exporting Countries
 (Organisation Erdöl exportierender Länder)
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur
 (Organisation Erdöl exportierender Länder)
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur
 (Organisation Erdöl exportierender Länder)

ÖIAG Österreichische Industrieverwaltung-
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur
ÖIAG Österreichische Industrieverwaltung-
ÖBFA Österreichische Bundesfinanzierungsagentur

 Aktiengesellschaft
ÖNACE Österreichische Version der statistischen 
 Aktiengesellschaft
ÖNACE Österreichische Version der statistischen 
 Aktiengesellschaft

 Systematik der  Wirtschaftszweige in der EU
ÖTOB Österreichische Termin- und Optionenbörse
 Systematik der  Wirtschaftszweige in der EU
ÖTOB Österreichische Termin- und Optionenbörse
 Systematik der  Wirtschaftszweige in der EU

RTGS Real Time Gross Settlement
SDRM Sovereign Debt Restructuring Mechanism
SEPA Single Euro Payments Area
STUZZA Studiengesellschaft für Zusammenarbeit 
 im Zahlungsverkehr G.m.b.H.
S.W.I.F.T. Society for Worldwide Interbank Financial 
 Telecommunication
SZR Sonderziehungsrecht
TARGET Trans-European Automated Real-time 
 Gross settlement Express Transfer
UNCTAD United Nations Conference on Trade and 
 Development (Konferenz der Vereinten Nationen
 über Handel und Entwicklung)
UNO United Nations Organization 
 (Organisation der Vereinten Nationen)
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
VÖIG Vereinigung Österreichischer Investmentgesellschaften
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
VÖIG Vereinigung Österreichischer Investmentgesellschaften
VGR Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

VPI Verbraucherpreisindex
WBI Wiener Börse Index
WEF World Economic Forum (Weltwirtschaftsforum)
WFA Wirtschafts- und Finanzausschuss
WIFO Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung
wiiw Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche
WKM Wechselkursmechanismus
WKÖ Wirtschaftskammer Österreich
WTO World Trade Organization (Welthandelsorganisation)
WWU Wirtschafts- und Währungsunion
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Verordnungen
der Oesterreichischen Nationalbank

Verlautbart im
Amtsblatt zur
Wiener Zeitung

Veröffentlicht im
,,Monatsheft“ Nr.

Devisenrechtliche Kundmachungen

DL 3/91 Meldungen 24. 9. 1991 9/1991
1. Allgemeiner Teil
2. Ausnahmen von der Meldepflicht
3. Allgemeine Meldung
4. Meldungen von Banken
5. Meldungen von Nichtbanken
  und Finanzinstitutionen
6. Sondermeldungen

DL 2/93 Änderung der Kundmachung DL 3/91 5. 5. 1993 4/1993
DL 1/95 Aufhebung der Kundmachung DL 1/93;

SR-Resolution 1022 (1995) betreffend
die vorläufige Aussetzung der Sanktionen
der Vereinten Nationen gegen die
Bundesrepublik Jugoslawien 21. 12. 1995 11/1995

DL 1/96 Änderung der Kundmachung DL 3/91 3. 9. 1996 7/1996
DL 1/99 Änderung der Kundmachungen DL 1/91

DL 2/91 und DL 3/91 3. 11. 1998 12/1998
DL 2/99 Aufhebung der Kundmachung DL 3/93

betreffend Sanktionen
der Vereinten Nationen gegen Libyen 30. 4. 1999 4/1999

DL 3/99 Änderung der Kundmachung DL 3/91 16. 12. 1999 11/1999
DL 1/01 Änderung der Kundmachung DL 3/91 19. 6. 2001 5/2001
DL 1/02 Änderung der Kundmachungen DL 1/91 und 

DL 3/91 zum Devisengesetz 25. 2. 2002 1/2002
DL 2/02 Änderung der Kundmachung DL 2/91;

Resolution Nr. 1373 (2001)
des UN-Sicherheitsrates 2. 9. 2002 7/2002

DL 3/02 Änderung der Kundmachung DL 2/02 20. 1. 2003 12/2002
DL 1/03 Aufhebung der Kundmachung DL 4/91 18. 7. 2003 6/2003
DL 2/03 Änderung der Kundmachung DL 2/2002 2. 9. 2003 7/2003
DL 3/03 Aufhebung der Kundmachung DL 1/91

und DL 2/91 23. 12. 2003 11/2003
DL 1/04 Änderung der Kundmachung DL 2/2002 1. 3. 2004 1/2004

Sonstige devisenrechtliche Verordnungen

Verordnung betreffend statistische Erhebungen über
die Importe und Exporte von Dienstleistungen 17. 8. 2004
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Verordnungen
der Europäischen Gemeinschaft

Verlautbart im
Amtsblatt der EG

Mindestreserve-Verordnungen
Nr. 2531/98 Verordnung des Rates der Europäischen Union

über die Auferlegung einer Mindestreserve-Pflicht 
durch die Europäische Zentralbank 23. 11. 1998

Nr. 2532/98 Verordnung des Rates der Europäischen Union
über das Recht der Europäischen Zentralbank, 
Sanktionen zu verhängen 23. 11. 1998

Nr. 2818/98 Verordnung der Europäischen Zentralbank
über die Auferlegung einer Mindestreserve-Pflicht 1. 12. 1998
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Übersicht
zu Statistiken – Daten & Analysen

Näheres finden Sie unter www.oenb.at

Quartalshefte

Heft Q2/09
Executive Summary/Übersicht

Rekordwachstum der Bilanzsumme
Wesentliche Entwicklungen im inländischen Finanzwesen im Jahr 2008
Norbert Schuh, Peter Steindl

Deutlich schwankende Ertragserwartungen im Jahresverlauf 2008
Ertragslage des Jahres 2008 im Überblick
Deutlich schwankende Ertragserwartungen im Jahresverlauf 2008
Ertragslage des Jahres 2008 im Überblick
Deutlich schwankende Ertragserwartungen im Jahresverlauf 2008

Wolfgang Fleischhacker

Finanzierungskanäle des privaten Sektors im Jahr 2008
Michael Andreasch, Gerhard Schlintl, Norbert Schuh, Michael Strommer,
Alexander Wiedermann

Die Leistungsbilanz im Jahr 2008
Patricia Walter

Stichprobenziehung bei Erhebungen zu den Finanzen privater Haushalte
im Euroraum
Pirmin Fessler, Peter Mooslechner, Martin Schürz

Kreditvergabe an Unternehmen etwas weniger restriktiv
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft
Kreditvergabe an Unternehmen etwas weniger restriktiv
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft
Kreditvergabe an Unternehmen etwas weniger restriktiv

im April 2009
Walter Waschiczek

Heft Q3/09
Executive Summary/Übersicht

Bilanzsumme stagniert
Wesentliche Entwicklungen im inländischen Finanzwesen im ersten Quartal 2009
Norbert Schuh, Peter Steindl

Konsolidierte Auslandsaktiva österreichischer Banken im internationalen 
Vergleich gering
Stephan Binder

Finanzkrise hinterlässt tiefe Spuren auf dem österreichischen Wertpapiermarkt
Michael Andreasch, Günther Sedlacek
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Banken bleiben bei der Kreditvergabe an Unternehmen zurückhaltend
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft 
Banken bleiben bei der Kreditvergabe an Unternehmen zurückhaltend
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft 
Banken bleiben bei der Kreditvergabe an Unternehmen zurückhaltend

im Juli 2009
Walter Waschiczek

Heft Q4/09
Executive Summary/Übersicht

Bilanzsumme erstmals seit 2002 rückläufig
Wesentliche Entwicklungen im inländischen Finanzwesen im ersten Halbjahr 2009
Norbert Schuh, Peter Steindl

Vermögens- und Ertragslage der Auslandstochterbanken im ersten Halbjahr 2009
Attila Hucker

Keine weitere Verschärfung der Kreditpolitik der österreichischen Banken
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft
Keine weitere Verschärfung der Kreditpolitik der österreichischen Banken
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft
Keine weitere Verschärfung der Kreditpolitik der österreichischen Banken

im Oktober 2009 
Walter Waschiczek

Österreichische Investmentfonds werden wieder vermehrt nachgefragt
Christian Probst, Günther Sedlacek

OeNB-Immobilienvermögenserhebung 2008 der privaten Haushalte –
Beschreibung, verwendete Methoden und Bewertungsansätze
Karin Wagner, Siegfried Zottel

Interviewtechniken bei Erhebungen zu den Finanzen privater Haushalte
im Euroraum
Pirmin Fessler, Peter Mooslechner, Martin Schürz

Heft Q1/10
Executive Summary/Übersicht

Bilanzsumme seit März 2009 rückläufig
Wesentliche Entwicklungen im inländischen Finanzwesen in den ersten drei 
Quartalen 2009
Christian Probst, Norbert Schuh, Peter Steindl

Aufsichtsrechtliches Risiko der österreichischen Bankkonzerne
Gegenüberstellung von Einzelinstituten und Konzernen
Jürgen Eckhardt, Roman Hofstätter

Stabilisierung der Kreditpolitik der österreichischen Banken
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft im 
Stabilisierung der Kreditpolitik der österreichischen Banken
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage über das Kreditgeschäft im 
Stabilisierung der Kreditpolitik der österreichischen Banken

Jänner 2010
Walter Waschiczek
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Die neue Auslandsunternehmenseinheiten-Statistik
Auslandskontrollierte Unternehmen in Österreich und Auslandstöchter
inländischer Unternehmen 2007
Thomas Cernohous, René Dell’mour, Erich Greul
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Sonderhefte

Juni 06
Bankenstatistisches Jahrbuch 2005
Finanzvermögen 2005

September 06
Direktinvestitionen 2004

November 06
Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2005

Juni 07
Bankenstatistisches Jahrbuch 2006
Finanzvermögen 2006

September 07
Direktinvestitionen 2005

November 07
Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2006

Juni 08
Bankenstatistisches Jahrbuch 2007

Oktober 08
Finanzvermögen 2007

Dezember 08
Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2007
Direktinvestitionen 2006

Juni 09
Struktur des Dienstleistungshandels 2006

Juli 09
Bankenstatistisches Jahrbuch 2008

September 09
Direktinvestitionen 2007

Oktober 09
Finanzvermögen 2008

Dezember 09
Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2008
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Nähere Informationen zu den periodischen Publikationen der OeNB finden Sie 
unter www.oenb.at

Geldpolitik & Wirtschaft vierteljährlich

Die auf Deutsch und Englisch erscheinende Quartalspublikation der OeNB analy-
siert die laufende Konjunkturentwicklung, bringt mittelfristige makro ökonomische 
Prognosen, veröffentlicht zentralbank- und wirtschaftspolitisch relevante Studien 
und resümiert Befunde volkswirtschaftlicher Workshops und Konferenzen der 
OeNB.

Focus on European Economic Integration vierteljährlich

Der Focus on European Economic Integration (FEEI) konzentriert sich auf die 
Region Zentral-, Ost- und Südosteuropa und reflektiert damit einen strategischen 
Forschungsschwerpunkt der OeNB. Die Beiträge der vierteljährlich auf Englisch 
erscheinenden Publikation umfassen extern begutachtete empirische und theore-
tische Studien zur makrofinanziellen und monetären Integration sowie einschlä-
gige Länderanalysen und länderübergreifende Vergleiche.

Statistiken – Daten &  Analysen vierteljährlich

Diese Publikation enthält Kurzberichte und Analysen mit dem Fokus auf öster-
reichischen Finanzinstitutionen sowie auf Außenwirtschaft und Finanzströmen. 
Den Analysen ist eine Kurzzusammenfassung vorangestellt, die auch in englischer 
Sprache zur Verfügung gestellt wird. Der Tabellen- und  Er läuterungsabschnitt 
deckt finanzwirtschaftliche und realwirtschaftliche  Indikatoren ab. Im Internet 
sind die Tabellen und Erläuterungen (jeweils deutsch und englisch) sowie ein zu-
sätzliches Datenangebot abrufbar. Im  Rahmen  dieser Serie erscheinen fallweise 
auch Sonderhefte, die spezielle  statistische Themen behandeln.

Research Update vierteljährlich

Das quartalsweise im Internet erscheinende Research Update der Hauptabteilung 
Volkswirtschaft der OeNB informiert Kollegen aus anderen Zentralbanken oder 
internationalen Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger 
und an Ökonomie Interessierte über die Forschungsschwerpunkte und Tätigkeiten 
internationalen Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger 
und an Ökonomie Interessierte über die Forschungsschwerpunkte und Tätigkeiten 
internationalen Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger 

der Hauptabteilung Volkswirtschaft. Zusätzlich bietet das Research Update Infor-
mationen über Publikationen, Studien oder Working Papers sowie über Veranstal-
tungen (Konferenzen, Vorträge oder Workshops) des laufenden Quartals. Das
Research Update ist in englischer Sprache verfasst.
Näheres finden Sie unter www.oenb.at/research.update

Finanzmarktstabilitätsbericht halbjährlich

Der auf Deutsch und Englisch erscheinende Finanzmarktstabilitätsbericht umfasst 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt-
stabilitätsrelevanter Entwicklungen in Österreich und im internationalen Umfeld. 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt-
stabilitätsrelevanter Entwicklungen in Österreich und im internationalen Umfeld. 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt-

Daneben werden im Rahmen von Schwerpunktartikeln auch  gesonderte Themen 
herausgegriffen, die im Zusammenhang mit der Stabilität der Finanzmärkte stehen.

Periodische Publikationen
der Oesterreichischen Nationalbank
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Workshop-Bände drei- bis viermal jährlich

Die im Jahr 2004 erstmals herausgegebenen Bände enthalten in der Regel die 
 Beiträge eines Workshops der OeNB. Im Rahmen dieser Workshops werden   geld- 
und wirtschaftspolitisch relevante Themen mit nationalen und inter nationalen 
Experten aus Politik und Wirtschaft, Wissenschaft und Medien eingehend disku-
tiert. Die Publikation erscheint großteils auf Englisch.

Working Papers etwa zehn Hefte jährlich

Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 
Studien von OeNB-Ökonomen bzw. externen Autoren zu Themen, die für die 
Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 
Studien von OeNB-Ökonomen bzw. externen Autoren zu Themen, die für die 
Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 

OeNB von besonderem Interesse sind. Die Beiträge werden einem internationalen 
Begutachtungsverfahren unterzogen und spiegeln jeweils die Meinung der Autoren 
wider.

Tagungsband zur Volkswirtschaftlichen Tagung jährlich

Die Volkswirtschaftliche Tagung der OeNB stellt eine Plattform für den inter-
nationalen Meinungs- und Informationsaustausch zu währungs-, wirtschafts- und 
finanz marktpolitischen Fragen zwischen Zentralbanken, wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträgern, Finanzmarktvertretern und der universitären Forschung 
dar. Der Konferenzband enthält alle Beiträge der Tagung.

Konferenzband zur Conference on European Economic
Integration  jährlich

Schwerpunkt der Conference on European Economic Integration (CEEI) der 
OeNB sind zentralbankrelevante Fragen im Zusammenhang mit Zentral-, Ost- 
und Südosteuropa und dem EU-Erweiterungsprozess. Der Konferenzband enthält 
Beiträge zur CEEI und erscheint auf Englisch in einem renommierten internatio-
nalen Verlag.
Näheres finden Sie unter http://ceec.oenb.at

Geschäftsbericht jährlich
In mehreren Kapiteln werden im Geschäftsbericht der OeNB die Geldpolitik, die 
Wirtschaftslage, neue Entwicklungen auf den Finanzmärkten im Allgemeinen und 
auf dem Gebiet der Finanzmarktaufsicht im Speziellen, die sich wandelnden Auf-
gaben der OeNB und ihre Rolle als internationaler Partner erörtert. Der Bericht 
enthält auch den Jahresabschluss der OeNB.

Wissensbilanz jährlich

Die Wissensbilanz beschreibt das intellektuelle Kapital der OeNB sowie dessen 
Einsatz in Geschäftsprozessen zur Erbringung der Leistungen. Sie stellt Zusammen-
hänge zwischen Human-, Beziehungs-, Struktur- und Innovationskapital dar und 
macht den Stellen wert einzelner Einflussfaktoren deutlich. Diese ganzheitliche Sicht-
weise ermög licht eine Standortbestimmung und eine wissensbasierte strategische 
Ausrichtung.
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Adressen
der Oesterreichischen Nationalbank

Postanschrift Telefon/Fax/E-Mail

Hauptanstalt
Otto-Wagner-Platz 3 Postfach 61 Tel.: (+43-1) 404 20-6666
1090 Wien 1011 Wien Fax: (+43-1) 404 20-2399
Internet: www.oenb.at  E-Mail: oenb.info@oenb.at

Zweiganstalten
Zweiganstalt Österreich Nord
Coulinstraße 28  Postfach 346  Tel.: (+43-732) 65 26 11-0
4020 Linz 4021 Linz  Fax: (+43-732) 65 26 11-6399
  E-Mail: regionnord@oenb.at

Zweiganstalt Österreich Süd
Brockmanngasse 84  Postfach 8  Tel.: (+43-316) 81 81 81-0
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